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  EINLEITUNG


  
    G-Null

    

    Eine Weltordnung, in der kein einzelnes Land


    und keine dauerhafte Allianz von Ländern die


    Probleme globaler Führung bewältigen können.

  


  Im Oktober 2011 führte ich an einem wunderschönen Abend im Napa Valley ein Gespräch mit Paul Martin, dem Schöpfer der Gruppe der 20 (G20), des Forums, in dem 19 Länder und die Europäische Union über Lösungen für dringende internationale Probleme verhandeln. Ich hatte gerade eine Rede gehalten, in der ich die Ansicht vertrat, dass die Institution der G20 nicht funktioniert, weil sie tendenziell mehr Probleme schafft als löst.


  Martin war 1993 bis 2002 Finanzminister und von 2003 bis 2006 Premierminister von Kanada und hatte damals die Verbündeten seines Landes mit der These genervt, dass die westliche Vorherrschaft in den internationalen Finanzinstitutionen im Schwinden begriffen sei. Er vertrat die Ansicht, dass die Welt ein neues Forum brauche, in das auch führende Schwellenländer aufgenommen werden müssten. Die politischen Entscheidungsträger in Washington, Westeuropa und Tokio hatten Martins Gedanken mit höflicher Missachtung gestraft, bis sie 2008 angesichts der Finanzkrise einräumen mussten, dass er vielleicht doch recht hatte. Drei Jahre später war die G20 eine feste Einrichtung der internationalen Politik.


  Martin und ich führten ein freundschaftliches Streitgespräch. Ich vertrat genau wie in meiner Rede die Ansicht, dass die G20 eher eine Sehnsucht als eine konkrete Organisation sei. 20 Mitglieder seien zu viel, und sie hätten für einen substantiellen Fortschritt in wichtigen Fragen zu wenige Gemeinsamkeiten, so dass sie sich nur unter extremsten Bedingungen einigen könnten. Martin entgegnete, durch die G20 seien mehr Länder als je zuvor am Erfolg der Weltwirtschaft und an der Lösung der weltweiten politischen und sicherheitspolitischen Probleme beteiligt.


  Dann nahm das Gespräch eine unerwartete Wendung: Martin sagte, er habe die Gründung der G20 nicht deshalb so früh vorgeschlagen, weil sie seiner Vision von internationaler Führung entsprochen habe, sondern weil sie das Beste für Kanada gewesen sei. Sein Land war lange Mitglied der G7 gewesen – sicherlich eine privilegierte Position, aber in einer zunehmend irrelevanten Organisation. Als er sich dafür eingesetzt hatte, einen seiner Ansicht nach unvermeidlichen Trend zu akzeptieren, hatte er geglaubt, Kanada könne seinen erstklassigen Platz auf einem sinkenden Schiff gegen einen sicheren Platz auf einem größeren Schiff eintauschen. Und er hatte gehofft, für sein Land wertvolle neue Freunde zu gewinnen, indem er sich führend am Bau dieses Schiffes beteiligte. Wie alle Länder in der G20 hatte auch Kanada seine spezifischen Gründe, warum es in der Gruppe war.


  Später am Abend, als ich mir unser Gespräch noch einmal durch den Kopf gehen ließ, sah ich mich an einem gewaltigen Pokertisch sitzen, an dem jeder Spieler eifersüchtig seine Chips bewacht, die anderen 19 Spieler genau beobachtet und auf eine Gelegenheit wartet, seine Karten auszuspielen. Das ist keine globale Ordnung, sondern jedes Land steht für sich. Wenn aber die G7 nicht mehr wichtig ist und die G20 nicht funktioniert, in was für einer Welt leben wir dann heute?


  Zum ersten Mal seit sieben Jahrzehnten leben wir in einer Welt ohne globale Führung. In den Vereinigten Staaten hat der endlose Parteienstreit in Kombination mit der großen Staatsverschulung die Furcht geweckt, dass Amerikas beste Tage vorbei sein könnten. Jenseits des Atlantiks beeinträchtigt eine Schuldenkrise das Vertrauen in Europa, in seine Institutionen und in seine Zukunft. Japan fällt es offenbar leichter, sich von einem Erdbeben, einem Tsunami und einer atomaren Kernschmelze zu erholen, als seine 20-jährige politische und wirtschaftliche Malaise zu bewältigen. Noch vor einer Generation waren die genannten Regionen die Machtzentren der Welt. Zusammen mit Kanada bildeten sie die G7, die Gruppe der demokratischen Staaten mit freier Marktwirtschaft, die die Weltwirtschaft am Laufen hielten. Heute müssen sie um ihren bloßen Bestand kämpfen.


  Keine Sorge, sagen jene, die den »Aufstieg der Anderen« verkünden.1 Während die etablierten Mächte ihr spätes Mittelalter erreichten, werde eine neue Generation von Schwellenländern die Flutwelle erzeugen, die alle Länder wieder flottmachen werde. Laut einem breit diskutierten Bericht der Londoner Standard Chartered Bank vom November 2010 ist die Weltwirtschaft in einen »neuen ›Superzyklus‹ eingetreten, der durch die Industrialisierung und Urbanisierung der Schwellenmärkte und den globalen Handel angetrieben wird«.2 Zwischen 1870 und dem Ersten Weltkrieg wurde die Weltwirtschaft durch den Aufstieg Amerikas und durch neue Technologien vorangetrieben. Vom Ende des Zweiten Weltkriegs bis in die 1970er Jahre wirkten die amerikanische Führung, der Wiederaufbau Europas, billiges Öl und der Anstieg der asiatischen Exporte als Wachstumsmotoren. Heute können wir darauf zählen, dass die immer dynamischeren Märkte Chinas, Indiens, Brasiliens, der Türkei und anderer Schwellenländer den Weltwirtschaftsmotor noch viele Jahre auf Touren halten. Laut dem Bericht können wir Amerikaner und Europäer uns damit trösten, dass andere Staaten einen größeren Teil der wirtschaftlichen Schwerarbeit übernehmen, während unsere eigenen Wirtschaftsmotoren langsamer laufen.


  Freilich war die Notwendigkeit internationaler Zusammenarbeit noch nie so groß wie in der heutigen Welt, wo es so viele grenzübergreifende Probleme gibt: von der Stabilität der Weltwirtschaft über Klimawandel, Cyberangriffe und Terrorismus bis zur Sicherung der Nahrungsmittel- und Wasserversorgung. Zusammenarbeit aber setzt Führung voraus. Führer haben das Gewicht, multinationale Reaktionen auf transnationale Probleme zu koordinieren. Sie haben den Reichtum und die Macht, um andere Staaten zu Maßnahmen zu überreden, die diese sonst nicht treffen würden. Sie übernehmen Kosten, die andere nicht tragen können, und erbringen Dienstleistungen, die niemand sonst zahlen will. Problem für Problem bestimmen sie die internationale Agenda. Dies sind die Aufgaben, die zu übernehmen Amerika zunehmend unwillig und unfähig ist. Zur gleichen Zeit sind die aufsteigenden Mächte noch nicht bereit, seine Rolle zu übernehmen, weil ihre Regierungen sich noch darauf konzentrieren müssen, die nächsten kritischen Stadien ihrer eigenen wirtschaftlichen Entwicklung zu managen.


  Auch ist es eher unwahrscheinlich, dass internationale Institutionen die Führung übernehmen werden. Auf dem Höhepunkt der Finanzkrise im November 2008 versammelten sich die politischen Führer der einflussreichsten alten Industrieländer und der Schwellenländer unter der Bezeichnung G20 in Washington. Das Forum leistete einen Beitrag zur Schadensbegrenzung, doch das Gefühl einer kollektiven Krise verebbte schnell, und mit ihm endete auch die Zusammenarbeit. Seither haben die G20-Gipfel nichts Wesentliches mehr geleistet. Institutionen wie der Weltsicherheitsrat, der Internationale Währungsfonds und die Weltbank werden vermutlich auch nicht effektiv führen, weil sie nicht mehr repräsentativ sind für die realen politischen und wirtschaftlichen Kräfteverhältnisse auf der Welt.


  Wenn weder der Westen noch andere Länder, noch die Institutionen mehr führen, wer wird dann die Führung übernehmen? Die Antwort lautet: niemand. Weder die einst so dominante G7 noch die funktionsuntüchtige G20. Wir haben die G-Null erreicht.


  Dieses Buch handelt nicht vom Niedergang des Westens. Amerika und Europa haben schon früher Schwierigkeiten überwunden und sind langfristig gut dafür gerüstet, es wieder zu tun. Auch handelt das Buch nicht vom Aufstieg Chinas und dem anderer Schwellenländer. Sie werden mit gewaltigen innenpolitischen Problemen zu kämpfen haben. Nicht alle Schwellenländer werden ihren Aufstieg fortsetzen, und die, die es schaffen, werden länger brauchen als allgemein erwartet, bis sie ihre Überlebensfähigkeit bewiesen haben. Viel eher beschreibt dieses Buch eine Welt im stürmischen Übergang, eine Welt, die besonders verwundbar für Krisen ist, die plötzlich und aus unerwarteten Richtungen auftauchen. Die Natur mag es auch heute noch nicht, wenn irgendwo ein Vakuum besteht, also wird die G-Null nicht ewig bestehen. Trotzdem wird die Welt im Lauf des kommenden Jahrzehnts und vielleicht noch länger führerlos sein. Das wird unsere Fähigkeiten zur Erhaltung des Friedens, zur Schaffung neuer Chancen, zur Bekämpfung des Klimawandels und zur Ernährung einer wachsenden Weltbevölkerung beinträchtigen. Und die Auswirkungen werden in allen Weltregionen, ja sogar im Cyberspace, zu spüren sein.


  Auf den folgenden Seiten wird diese neue Welt beschrieben, und es wird antizipiert, welche Turbulenzen in ihr zu erwarten sind. Kapitel Eins erklärt, was die G-Null ist. Kapitel Zwei beschreibt ausführlich, wie wir zu diesem Zustand der Welt kamen, und zwar vom Aufstieg der amerikanischen Macht und der vom Westen dominierten Institutionen im Gefolge des Zweiten Weltkriegs bis zu den geopolitischen und wirtschaftlichen Umwälzungen der letzten paar Jahre. Kapitel Drei behandelt den Einfluss der G-Null auf unsere Umwelt: auf Politik, Geschäftsleben, Information, Kommunikation, Sicherheit, Nahrung, Luft und Wasser. Kapitel Vier untersucht die Fähigkeit von Ländern, Unternehmen und Institutionen, mit den Risiken und Chancen umzugehen, die durch die G-Null entstehen, und trennt die Gewinner der neuen Ära von den Verlierern. Kapitel Fünf befasst sich mit der Frage, was als Nächstes kommt, und macht Voraussagen über die internationale Ordnung, die aus der G-Null erwächst. Das sechste und letzte Kapitel des Buchs stellt Ideen vor, wie die Amerikaner die neue Welt gestalten – und an ihrer Führung mitwirken – können.


  Die Welt ist in eine Periode des Übergangs und bemerkenswerter Umwälzungen eingetreten. All denen, die Nationen und Institutionen in diesem volatilen historischen Moment führen wollen, wird die G-Null mehr abverlangen als nur große Macht oder gut gefüllte Taschen. Sie werden Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit besitzen müssen und die Fähigkeit, Krisen zu bewältigen, insbesondere solche, die aus unerwarteten Richtungen kommen.


  1 WAS IST DIE G-NULL?


  
    Es ist besser, allein zu sein


    als in schlechter Gesellschaft.


    George Washington

  


  Am 17. Dezember 2009 feierte die dänische Königin Margrethe den mit Spannung erwarteten Klimagipfel mit einem Galadiner auf Schloss Christiansborg in Kopenhagen. Staatschefs und vornehme Gäste aus der ganzen Welt erfreuten sich an Salzdorschpüree, Muscheln und einer Süßspeise sowie an Livemusik von der Band der Königlichen Leibgarde. Als ob die Musik der königlichen »Leibgarde« nicht ausgereicht hätte, um die Lebensbedrohlichkeit des Klimawandels unfreiwillig zu unterstreichen, ertönten auch noch Aufnahmen von Frank Sinatras »Here’s That Rainy Day« und George Harrisons »Here Comes the Sun«. Königin Margrethe ignorierte das diplomatische Protokoll, laut dem sie neben dem dienstältesten anwesenden Würdenträger hätte sitzen müssen: Robert Mugabe, dem Staatspräsidenten von Simbabwe, einem Mann, der eher für die brutale Behandlung seiner politischen Gegner, die Anstachelung zum Rassenhass und die Zerstörung der Wirtschaft seines Landes als für charmante Konversation oder Anstrengungen zur Bekämpfung des Klimawandels bekannt war. »Wir wissen, dass manche Leute nicht neben anderen sitzen wollen«, erklärte ein dänischer Protokollbeamter einem Reporter. »Es ist wie bei einem Familienfest. Sie wollen vermeiden, dass Onkel Louis neben Onkel Ernie sitzt.«1


  Die geschickte Rochade der Königin war der erste und einzige Erfolg des Gipfels.


  Eine Woche nach dem Ende der Konferenz meldete die staatliche chinesische Nachrichtenagentur Xinhua, der chinesische Ministerpräsident Wen Jiabao habe während des Dinners erfahren, dass der amerikanische Präsident Barack Obama »Freunde und Verbündete« zu einem »heimlichen« Treffen eingeladen habe, um die Verhandlungsstrategie für die Konferenz zu diskutieren, und dass die chinesische Delegation nicht eingeladen worden sei.2 Es ist bis heute unklar, ob ein solches Treffen vereinbart wurde oder ob Wen eine falsche Information bekam. Möglicherweise wurde die ganze Geschichte von der chinesischen Regierung als Rechtfertigung dafür ausgeheckt, dass Wen bei einer wichtigen Besprechung am folgenden Tag fehlte und sich seine Delegation weigerte, der Schlusserklärung zuzustimmen. Was auch immer in Wirklichkeit passierte, Wen zog sich jedenfalls in seine Suite im Radisson Blu zurück – und der Gipfel scheiterte.


  Das meiste, was wir über die Verhandlungen zu wissen glauben, die am folgenden Tag hinter verschlossenen Türen stattfanden, stammt von einer geheimen Aufnahme – Audiodateien im Umfang von 1,2 Gigabyte, die »versehentlich entstanden« und in den Besitz des deutschen Nachrichtenmagazins Der Spiegel gelangten.3 Am 18. Dezember versammelten sich zwei Dutzend Staatschefs im Konferenzraum Arne Jacobson im Kopenhagener Bella Center, um ihre unterschiedlichen Positionen in Bezug auf eine gemeinsame Bekämpfung des Klimawandels genau zu besprechen. Mehr als 100 andere politische Führer aus aller Welt mussten draußen bleiben, bis diese Hauptakteure eine Übereinkunft erzielt hatten. Der chinesische Ministerpräsident blieb, wie gesagt, im Radisson.


  Statt mit dem gleichrangigen Wen Jibao zu verhandeln, musste sich der amerikanische Präsident mit He Yafei begnügen, einem stellvertretenden chinesischen Außenminister, der nicht nur für sein hervorragendes Englisch bekannt war, sondern auch dafür, dass er es gerne einsetzte, um – bisweilen mit provokativen Argumenten – die Weltsicht seines Landes zu propagieren. Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel und der französische Staatspräsident Nicolas Sarkozy drängten China und Indien, sich bei der Reduktion der Treibhausgasemissionen auf verbindliche Ziele festzulegen. China und Indien verkündeten, sie könnten kein Dokument unterstützen, das klare numerische Ziele festlege, selbst wenn sie nur für Europäer und Amerikaner gelten sollten. Der norwegische Ministerpräsident Jens Stoltenberg fragte die Mitglieder der indischen Delegation, warum sie den Plan ablehnten, den sie einige Stunden zuvor selbst vorgeschlagen hätten. Präsident Mohamed Nasheed von den Malediven, einer Inselkette, die etwa zwei Meter über dem Meeresspiegel im Indischen Ozean liegt, wollte von der chinesischen Delegation wissen, warum sie verlange, dass sein Land »ausgelöscht« werde. Sarkozy beschuldigte die Chinesen der »Heuchelei«. He Yafei hielt den anwesenden Staatschefs eine Vorlesung über die durch die industrielle Revolution verursachten Umweltschäden. Mehrere Nichtregierungsorganisationen beschuldigten die Vertreter des Westens, ein Abkommen zu verhindern, und einige Journalisten beschuldigten Obama, Europa zu verraten, weil er China ungeschoren davonkommen lasse. Der venezolanische Präsident Hugo Chávez wollte nicht unbemerkt bleiben und bezeichnete Obama als den Teufel. Und so endete eine Zusammenkunft, die Gordon Brown, damals noch britischer Premier, zur »wichtigsten Konferenz seit dem Zweiten Weltkrieg« hochgelobt hatte, in Verbitterung und mit widersprüchlichen Berichten über die Geschehnisse – und ohne jeden Fortschritt, was ein sinnvolles Abkommen betraf.


  Hier jedoch kommt die wichtigste Erkenntnis: Der Gipfel scheiterte nicht, weil China brüskiert wurde, weil Indien unentschlossen ist, weil die Europäer halsstarrig sind oder weil Obama der Fürst der Finsternis wäre. Er scheiterte erstens, weil die führenden und die im Aufstieg begriffenen Akteure nicht annähernd genug Gemeinsamkeiten besaßen, um ein Abkommen zu schließen, das allen Seiten Opfer abverlangt hätte, und zweitens, weil kein einzelnes Land und kein Block von Ländern genug Macht besaß, um eine Lösung zu erzwingen.


  Diese Auseinandersetzung ist ein hervorragendes Beispiel für den G-Null-Zustand und die Gründe für seine Existenz. Im Aufstieg begriffene Mächte wie China, Indien, Brasilien und Südafrika behaupten, 150 Jahre Industrialisierung im Westen hätten fast den gesamten Schaden angerichtet, der heute die Klimawissenschaftler in Angst und Schrecken versetzt. Ihrer Ansicht nach haben Amerikaner und Europäer nicht das Recht, von den Entwicklungsländern eine scharfe Begrenzung ihres Wachstums zu verlangen, um den Schaden zu reparieren, den die reichen Länder angerichtet haben. Das ist eine verständliche Position. Die etablierten Mächte entgegnen, dass die Entwicklungsländer in den kommenden Jahrzehnten den größten Teil der Umweltschäden anrichten würden. Und sie fügen hinzu, dass der Klimawandel ein globales Problem sei, das selbst dann nicht ohne einen erheblichen Beitrag der Entwicklungsländer gelöst werden könne, wenn Amerika und Europa ihre Emissionen auf Null senkten. Das ist auch eine verständliche Position. Wie bei so vielen politischen und wirtschaftlichen Fragen der heutigen Welt besteht jedoch das wirkliche Problem darin, dass sich die etablierten und die aufsteigenden Mächte darauf einigen müssten, sowohl den Gewinn als auch die Lasten gemeinsam zu tragen. Nichtstun macht alles viel schlimmer.


  Dies ist die Herausforderung der G-Null-Ära. Um Konflikte zu verhindern, das Wachstum der Weltwirtschaft zu gewährleisten, für die Deckung unseres Energiebedarfs zu sorgen, eine weitsichtige Handels- und Investitionspolitik durchzusetzen, transnationalen Gesundheitsgefahren zu begegnen und viele andere Herausforderungen zu bewältigen, braucht die Welt Führungsmächte, die willens und bereit sind, Lasten auf sich zu nehmen und Kompromisse durchzusetzen. Heute jedoch sind viele Staaten fraglos stark genug, um die internationale Gemeinschaft am Handeln zu hindern, aber keiner besitzt die politische und wirtschaftliche Stärke, um den Status quo neu zu gestalten. Keiner sitzt am Steuer.


  Amerika und der Preis der Führung


  Amerika war keineswegs die erste moderne Nation, die ihre globale Macht dafür einsetzte, den Weltfrieden aufrechtzuerhalten und die Handelsfreiheit zu gewährleisten. England (später Großbritannien) war schon zu Beginn des 18. Jahrhunderts eine der stärksten Seemächte der Welt und hatte nach der endgültigen Niederlage Napoleons im Jahr 1815 fast ein Jahrhundert lang eine beherrschende Stellung. In dieser ganzen Periode war Großbritannien der wichtigste Lieferant von globalen öffentlichen Gütern, das heißt von Dienstleistungen, die fast jedem nutzen und die niemand bezahlen will. Zum Beispiel half Großbritannien, den Frieden zu sichern, indem es daran arbeitete, ein Kräftegleichgewicht unter den europäischen Großmächten aufrechtzuerhalten. Es förderte eine immer offenere Weltwirtschaft zum Teil dadurch, dass es seine überlegene Seemacht nutzte, um internationale Seestraßen zu schützen. Es ermöglichte, dass Kapitalströme fließen konnten, und erhielt den Goldstandard aufrecht. Das britische Pfund war die wichtigste Reservewährung der Welt.


  Durch den Aufstieg Deutschlands und der Vereinigten Staaten im späten 19. Jahrhundert wurde die britische Vorherrschaft allmählich schwächer, und der Zusammenbruch des europäischen Konzerts der Nationen führte zum Ersten Weltkrieg. Aber erst durch den Zweiten Weltkrieg verlor Großbritannien endgültig die Fähigkeit, die Führung weiter auszuüben. Doch die USA hatten durch die beiden Weltkriege viel weniger Schaden als ihre Feinde und Verbündeten erlitten. Sie waren bereit, willens und fähig, die globale Führung zu übernehmen. Und für die folgenden Jahrzehnte taten sie genau dies.


  Nach dem Ende des Kalten Krieges sah es ganz danach aus, als würden die Vereinigten Staaten noch lange die einzige Supermacht der Welt bleiben. Wie jedoch in den letzten paar Jahren überaus klar geworden ist, sind die USA durch einen wachsenden Schuldenberg belastet. Die immer schwerere finanzielle Last, die das Land zu tragen hat, ist nicht nur ein Produkt der hohen Staatsausgaben der Ära George W. Bush für den Mehrfrontenkrieg gegen den Terror oder der expansionistischen Reaktion der Regierung Obama auf die Finanzkrise der Jahre 2008/9. Das Schuldenproblem der USA, oder wie man mit einigem Recht sagen könnte, ihre Schuldenkrise, ist eine Art Katastrophe in Zeitlupe, die sich im Lauf von Jahrzehnten unter den Augen von Präsidenten und Kongressmehrheiten beider Parteien entwickelt hat. In einer besonders anregenden Untersuchung dieses Gegenstands weist der Wissenschaftler Michael Mandelbaum nach, dass die amerikanischen Abgeordneten nur in fünf der 47 Jahre vor dem Zusammenbruch der Finanzmärkte im Herbst 2008 einen ausgeglichenen Bundeshaushalt verabschiedeten. Versorgungsprogramme wie Social Security (das amerikanische Altersversorgungssystem), Medicare (Gesundheitsversicherung für Ältere) und Medicaid (Gesundheitsversicherung für die Armen) sind inzwischen so umfangreich, dass sie 40 Prozent des amerikanischen Bundeshaushalts verschlingen.


  Zusätzlich verschärft wird das Problem dadurch, dass ab 2011 die 77 Millionen amerikanischen Babyboomer Renten- und Gesundheitsversorgungsansprüche zu erwerben beginnen. Wenn diese Welle ihren Höhepunkt erreicht, werden die Gesamtkosten fast das Vierfache der gesamten amerikanischen Wirtschaftsleistung von 2010 betragen.4 Gemeinsam mit den Kosten für Alters- und Gesundheitsversorgung sind die amerikanischen Staatsschulden gestiegen. Binnen einer Generation wird Washington mehr Geld für die Bedienung der amerikanischen Kredite ausgeben müssen als heute für die Verteidigung.


  Um diese Schulden zu finanzieren, leihen sich die Vereinigten Staaten heute etwa 4 Milliarden Dollar pro Tag, davon fast die Hälfte von China. Doch die chinesische Regierung nährt amerikanische Ängste, dass sie bald aufhören könnte, den amerikanischen Konsum zu finanzieren. Ranghohe chinesische Funktionäre bezweifeln öffentlich, dass Kredite für Amerika noch eine solide langfristige Investition sind, und warnen, dass ehrgeizige politische und wirtschaftliche Reformen in China Peking zwingen könnten, mehr von seinem Geld im eigenen Land auszugeben. »Wir haben eine riesige Geldsumme an die USA verliehen«, räumte Wen Jibao 2009 ein. »Natürlich machen wir uns Gedanken über die Sicherheit unserer Vermögenswerte. Um ehrlich zu sein, ich bin wirklich ein wenig besorgt.«5 Die jüngste US-Haushaltskrise wegen der gesetzlichen Schuldenobergrenze hat die chinesischen Sorgen weiter verschärft. Dazu sagte Stephen Roach, der Chairman von Morgan Stanley Asia: »Das ist der Weckruf für China ... Sie werden aufhören, dollarbasierte Vermögenswerte zu kaufen, nicht weil sie eine Wut auf uns haben, sondern einfach nur, weil sie es nicht nötig haben.«6


  Damit Washington seine wachsenden Verpflichtungen erfüllen kann, werden die Amerikaner höhere Steuern zahlen müssen, aber allein durch Steuererhöhungen werden sich die Schulden nicht begleichen lassen. Die Entscheidungsträger werden sowohl bei den Versorgungsansprüchen als auch bei den Verteidigungsausgaben kürzen müssen. Dutzende Millionen Arbeiter werden etwas später in Rente gehen können, ihre Renten und ihre Gesundheitsversorgung werden weniger großzügig ausfallen, und die Architekten der amerikanischen Außenpolitik werden harte Entscheidungen darüber treffen müssen, was Amerika sich leisten kann und was nicht. Ohne diese Opfer riskiert das Land eine Finanzkatastrophe, wie es sie seit den 1930er Jahren nicht mehr erlebt hat.


  Die amerikanische Außenpolitik wird noch weiteren Begrenzungen unterworfen sein. Eine Flut von Umfragen hat ergeben, dass den Amerikanern ihre Arbeitsplätze, ihre Häuser, ihre Renten und ihre Gesundheitsversorgung wichtiger sind als der Export amerikanischer Werte oder sogar als Bedrohungen von außen – ein Trend, der sich in den letzten paar Jahren sehr verstärkt hat.7 In einem Zeitalter der Sparmaßnahmen haben die Amerikaner immer weniger Interesse, bei der Bewältigung von Umbrüchen im Nahen Osten, von Rivalitäten in Ostasien oder von humanitären Krisen in Afrika zu helfen, und bestehen immer heftiger darauf, dass sich ihre gewählten Vertreter mehr auf die Probleme im eigenen Land konzentrieren. Die terroristischen Angriffe des 11. September lösten in Amerika ein großes öffentliches Interesse an der Außenpolitik aus. Dieses beruhte jedoch vor allem darauf, dass sich äußere Probleme auf absolut beispiellose Weise auf amerikanischem Boden manifestiert hatten und sich der Terrorismus negativ auf das Vertrauen in die amerikanische Wirtschaft auswirkte.


  Neue Umfragen des Pew Research Center und des Council on Foreign Relations zeigen, dass die Aussage, die Vereinigten Staaten sollten »sich im internationalen Bereich um ihre eigenen Angelegenheiten kümmern«, heute mehr Zustimmung erhält als zu irgendeinem anderen Zeitpunkt in fast 50 Jahren. Auch der Handel ist nicht mehr so populär wie einst. Die Amerikaner sind sich nicht mehr so sicher, ob die Globalisierung, der immer freiere grenzüberschreitende Austausch von Ideen, Informationen, Menschen, Geld, Gütern und Dienstleistungen, ihnen nutzt.8 Zu viele Arbeiter in der produzierenden Industrie der USA werden arbeitslos, weil billige Produkte importiert werden.


  Mitverantwortlich für die starke Konzentration auf die Innenpolitik ist der Umstand, dass es keine einzelne klar identifizierbare Bedrohung der amerikanischen Sicherheit gibt, die einen größeren Teil der Öffentlichkeit zur Unterstützung einer aktiveren Außenpolitik veranlassen würde. Chinas wirtschaftliche, politische und militärische Macht hat, insbesondere in Ostasien, in den letzten Jahren stark zugenommen, und einige amerikanische Regierungsvertreter geben sich alle Mühe, die neue Großmacht wegen unfairer Handelspraktiken, Menschenrechtsverletzungen, Bedrohung der Sicherheit im Cyberspace und andere angeblichen Übeltaten schlechtzumachen. Im Augenblick jedoch ist es dank dem ausdrücklichen Bekenntnis Chinas zu einem »friedlichen Aufstieg«, dank seiner Bereitschaft, einen gewaltigen Teil der amerikanischen Schulden zu finanzieren, und dank den Chancen, die es amerikanischen Unternehmen immer noch bietet, kaum möglich, das bevölkerungsreichste Land der Erde als einen Superschurken wie die ehemalige Sowjetunion darzustellen oder eine Bedrohung der internationalen Ordnung von sowjetischen Ausmaßen an die Wand zu malen. Chinas führende Politiker drohen nicht damit, die USA zu begraben, sie hauen nicht auf der Generalversammlung der Vereinten Nationen mit dem Schuh auf das Rednerpult, und sie machen nicht den Versuch, Atomraketen auf Kuba zu stationieren.


  Der militante Islamismus, schon immer ein schwer fassbarer Feind, hat heute eine geringere außenpolitische Priorität als früher, insbesondere seit nach der Tötung des Al-Qaida-Führers Osama Bin Laden im Jahr 2011 die öffentliche Unterstützung für eine Verlängerung des militärischen Engagements in Afghanistan weiter geschwunden ist.9 Scheiternde oder gescheiterte Staaten wie der Jemen und Somalia können eine sichere Zuflucht für Terroristen sein und werden von amerikanischen Regierungsbeamten genau beobachtet, während Staaten wie Pakistan oder der Iran ebenfalls Sicherheitsprobleme verursachen. Da die amerikanische Öffentlichkeit den Einsatz amerikanischer Truppen in Afghanistan und anderswo immer mehr ablehnt, werden die amerikanischen Entscheidungsträger gezwungen sein, sich im Umgang mit diesen Problemen auf wirtschaftlichen und diplomatischen Druck zu beschränken.


  Tatsächlich ist ein wachsender Teil der US-amerikanischen Bevölkerung nicht mehr so alt, dass er sich noch an den Kalten Krieg erinnern würde, und er ist nicht wie frühere Generationen von der Idee durchdrungen, dass Amerika bei der Förderung der Demokratie und der Erhaltung des Friedens eine einzigartige und unverzichtbare Rolle spiele. Ein weiterer terroristischer Angriff auf amerikanischem Boden könnte vielleicht das öffentliche Interesse an einer energischen Außenpolitik wieder wecken, aber er könnte auch das Gegenteil bewirken und einer neuen Art von Isolationismus zu wachsender Popularität verhelfen.


  Das sind schlechte Nachrichten für die amerikanische Außenpolitik und noch schlechtere Nachrichten für viele andere Länder, da Amerika jahrzehntelang als wichtigster Lieferant globaler öffentlicher Güter agiert hat. Dass amerikanische Truppen in Europa und Asien die Sicherheit gewährleisten, nährt in beiden Regionen das Vertrauen, dass Konflikte und Spannungen nicht zum Krieg führen müssen. Europa kann es sich leisten, in die wirtschaftliche und politische Union zu investieren, statt in militärische Hardware. Die amerikanische Truppenpräsenz in Ostasien gibt Chinesen, Koreanern und Japanern die Sicherheit, dass Japan sich auf Selbstverteidigungsstreitkräfte beschränken kann. Die amerikanische Marine sichert wichtige Handelsrouten. Washington kann die Weiterverbreitung der tödlichsten Waffen der Welt nicht alleine verhindern; das ist in den letzten zwei Jahrzehnten klargeworden. Doch die Vereinigten Staaten tun mehr als jedes andere Land dafür, die Entwicklung von Atomwaffen in Staaten wie Nordkorea und dem Iran so kostspielig und risikoreich wie möglich zu machen, damit andere Möchtegern-Atomstaaten ihrem Beispiel nicht folgen.


  Angesichts der zunehmenden öffentlichen Besorgnis über die amerikanische Staatsverschuldung werden die Vereinigten Staaten in den kommenden Jahren jedoch genauer auf ihre eigenen Kosten und Risiken achten müssen, wenn sie potentiell expansive strategische Entscheidungen treffen. Künftigen amerikanischen Präsidenten wird es schwerfallen, Steuerzahler und Abgeordnete davon zu überzeugen, dass die Stabilität von Ländern wie Afghanistan und dem Irak das Risiko eines langwierigen und teuren Kampfes wert ist. Dies bedeutet, dass das immer populäre Eintreten für ein »starkes Militär« nicht mehr damit verknüpft ist, dass die USA die Sicherheit anderer Länder garantieren, weil dies der enger werdenden Definition amerikanischer Interessen nicht mehr entspricht. In der Folge werden im Ausland Zweifel entstehen, ob sich Amerika noch verpflichtet fühlt, in bestimmten Regionen die Sicherheit zu gewährleisten. Einige mächtige Staaten werden die Entschlossenheit der USA auf die Probe stellen und alle Schwächen ausnutzen, die sie zu erkennen glauben. Nur wenige von denen, die von der amerikanischen Stärke abhängig sind, wünschen sich einen Weltpolizisten, aber viele werden den Schutz gegen mächtige Nachbarn schmerzlich vermissen. Andere Länder haben allen Grund, eine starke und widerstandsfähige US-Wirtschaft zu schätzen. In den letzten paar Jahrzehnten hat der amerikanische Konsum in vielen Entwicklungsländern das Wachstum angeheizt, und wenn die Amerikaner ihre Ausgaben nun zurückfahren, wird das auf der ganzen Welt spürbar sein.


  Die Geschichte beweist, dass es nie eine gute Idee ist, gegen die Vereinigten Staaten zu wetten. Das gilt auch heute noch. Ihre Innovationskultur, ihre wirtschaftliche Widerstandskraft, ihre hervorragenden Universitäten und ihr Vertrauen in die Zukunft sind immer noch eindrucksvoll. Dank ihrem großen sicherheitspolitischen Engagement werden selbst große Kürzungen der Verteidigungsausgaben ihre weltweite militärische Überlegenheit nicht gefährden. Ihre kulturelle Anziehungskraft wird sich auch weiterhin in alle Sprachen der Welt übersetzen. Die heutige Periode des Übergangs könnte es ihnen letztlich ermöglichen, ihre Finanzen in Ordnung zu bringen und erstarkt auf die internationale Bühne zurückzukehren. Aber sie müssen ernsthafte Arbeit leisten, um das Vertrauen in ihr finanzielles Fundament wiederherzustellen, und ihre politische und wirtschaftliche Führungsposition wird auch weiterhin durch die Schwellenländer geschwächt werden.


  Mit Europa oder Japan ist nicht zu rechnen


  Die neue führungslose Welt ist nicht nur die Geschichte eines verkleinerten Amerika. Es wird Jahre dauern, bis irgendein anderes Land oder ein Bündnis von Ländern über die Ressourcen und das Selbstvertrauen verfügt, das wachsende Führungsvakuum zu füllen.


  Da die G7 ein Anachronismus und die G20 mehr ein Wunsch als eine Organisation ist, haben einige eine G3 gefordert, in der Amerika, Europa und Japan ihre Ressourcen bündeln würden, um gemeinsame Ziele zu erreichen. Doch die Hindernisse auf dem Weg zu einer wirksamen G3 oder etwas, das ihr nahe käme, sind gewaltig. Zunächst einmal wurde durch den Zusammenbruch der Verhandlungen beim Kopenhagener Klimagipfel und den Ausbruch der Finanzkrise klar, dass jeder Versuch, in der heutigen Welt ohne die aktive Kooperation und Opferbereitschaft von China, Indien und anderen Schwellenländern komplexe Probleme zu lösen, vermutlich zum Scheitern verurteilt ist. Zweitens sind sich Amerikaner und Europäer in einer wachsenden Zahl wichtiger Fragen nicht einig, zum Beispiel was eine möglichst gerechte Arbeitsteilung in der Nato, den richtigen Weg zur Wiederbelebung der Weltwirtschaft, die Regulierung der Banken und die Vermittlung eines Friedens zwischen Israelis und Palästinensern betrifft.


  Noch wichtiger ist jedoch, dass die europäischen Politiker nach den Schuldenkrisen in mehreren Ländern Europas Jahre angestrengter Verhandlungen vor sich haben, um das Vertrauen innerhalb der Eurozone wiederherzustellen. Durch den Erholungsprozess könnte die Stärke Europas durchaus von innen heraus wiederhergestellt werden, aber der Weg dahin dürfte durch beträchtliches Misstrauen und erhebliche Feindseligkeit zwischen verschiedenen europäischen Regierungen gekennzeichnet sein. Die offensichtlichsten Spannungen in Bezug auf die politische Richtung und die politische Kultur wird es zwischen wichtigen Ländern der EU geben, etwa zwischen Deutschland, das die Rechnung zahlen muss, um die Eurozone auf den Beinen zu halten, und den sogenannten peripheren Ländern wie Griechenland, Portugal und Spanien, die jahrelang über ihre Verhältnisse gelebt haben. In einem Interview mit CNBC vom August 2011 erklärte Warren Buffet die Widersprüche innerhalb der europäischen Währungsunion folgendermaßen: »Die 17 Länder, die sich der europäischen Währungsunion anschlossen, verzichteten auf das Recht, ihr eigenes Geld zu drucken ... Sie banden sich aneinander. Sie gaben einander Kreditkarten und sagten, jetzt gehen wir alle aus. Und einige benahmen sich besser als andere.«10 Außerdem gibt es innerhalb der EU Spannungen zwischen den Ländern der Eurozone, die wie Deutschland den Euro stützen wollen, und Ländern wie Großbritannien, die damit nichts zu tun haben wollen.


  Deutschland ist ein exemplarischer Fall. Das Land ging mit einer der gesündesten Volkswirtschaften der Welt aus der Finanzkrise hervor. Da es von den riskanten Wetten, die US-amerikanische und andere europäische Banken eingegangen waren und mit denen sie den größten Teil des Kontinents in die Krise gestürzt hatten, nur relativ schwach betroffen war, zieht dort das Wachstum wieder an, und die Löhne steigen. Seine Arbeitslosigkeit ist relativ gering, und sein Außenhandelsüberschuss ist größer als bei allen anderen Ländern der Welt mit Ausnahme Chinas. Dank diesem Erfolg sollte Deutschland eigentlich eine wichtigere Rolle in der Weltpolitik spielen, aber sehr zum Unglück seiner Steuerzahler bauen die schwächeren Volkswirtschaften der Eurozone jetzt auf seine Wirtschaftskraft, um sich mit deren Geld vor dem Staatsbankrott zu retten. In dieser Hinsicht hat Berlin jetzt schon mehr mit Peking gemein als mit Washington. Auch in seiner politischen Kultur ist in den letzten Jahren die Abneigung gegen Länder, die mehr ausgeben, als sie einnehmen, sehr gewachsen. Dies wird in den Äußerungen des deutschen Finanzministers Wolfgang Schäuble deutlich, der zum Beispiel schrieb, es sei »eine unbestreitbare Tatsache, dass exzessive Staatsausgaben zu einer nicht nachhaltigen Verschuldung und zu Defiziten geführt haben, die jetzt unseren wirtschaftlichen Wohlstand bedrohen«.11


  Es ist kein Wunder, dass die CDU-Mitglieder in der Regierung Merkel versuchen, sowohl die deutschen Steuerzahler als auch ihren Koalitionspartner zu besänftigen, indem sie versprechen, sie könnten darüber mitentscheiden, wie ihr Geld ausgegeben wird. Berlin weigert sich, den Bürokraten in Brüssel einfach Geld zu geben, damit diese es verwenden, wie sie es für richtig halten. Stattdessen besteht es bei dem Reformprozess in den geretteten Ländern auf einem Mitspracherecht. So weit so gut: Die verschwenderischen Länder in Europa werden sich nie erholen, wenn sie nicht ihre Beamtengehälter, Renten und Gesundheitsausgaben kürzen, bei Bürgern und Unternehmen höhere Steuern eintreiben und im Finanzwesen und bei den Banken noch weitere Reformen durchführen. Da sich die Stimmung in den betroffenen Ländern durch die langfristig angelegten Sparmaßnahmen verschlechtert, haben die dortigen Politiker einen zusätzlichen Anreiz, die deutsche Haltung zu dämonisieren. Fazit: In der Europäischen Union wird es in naher Zukunft viele weitere interne Konflikte geben, und die Europäer werden viel weniger als früher geneigt sein, sich mit Problemen außerhalb ihres Kontinents zu befassen.


  Die EU wird außerdem vom Streit um Grenzen heimgesucht werden. Dank dem Schengener Abkommen, einem 1985 geschlossenen (und 1990 und 1997 aktualisierten) Vertrag, brauchen die Bürger der EU-Mitgliedsstaaten keinen Reisepass, wenn sie sich von einem Mitgliedsland in das andere bewegen. Solange in Europa geborene Personen ohne Pass die Grenzen überschritten, wurde das Abkommen von einer breiten Mehrheit gutgeheißen. Dies ändert sich jedoch unter anderem wegen der Demonstrationen und der Gewalt in Nordafrika, vor der zahlreiche Menschen in Booten über das Mittelmeer fliehen.


  Im April 2011 gelang es mehr als 20000 tunesischen Flüchtlingen, die italienische Insel Lampedusa zu erreichen. Das so überschwemmte Italien rief andere EU-Länder dazu auf, die Last mit ihm zu teilen und einen Teil der Migranten aufzunehmen. Doch der Appell stieß auf taube Ohren. Also stellten die frustrierten italienischen Behörden den Flüchtlingen befristete Aufenthaltsgenehmigungen aus und ermutigten sie dazu, sich in Europa zu verteilen. Frankreich nahm viele der Migranten fest und schickte sie wieder zurück nach Italien.12 Mehrere Tunesier machten einen Hungerstreik an der italienisch-französischen Grenze, andere schafften es bis Paris. Sie nannten sich Collectif de Lampedusa à Paris und besetzten ein leerstehendes Gebäude, als die französischen Behörden sie abschieben wollten.13 Rechtsextreme Parteien schüren die Angst, dass eine Flut von Flüchtlingen ohnehin schon finanzschwache Länder heimsuchen könnte. Als Reaktion zieht die Europäische Union in Erwägung, unter »außergewöhnlichen Umständen« wieder Grenzkontrollen einzuführen. Die einst expandierende Union schottet sich heute durch neue Barrieren nach außen ab. Solche Konflikte sind keineswegs selten und werden vermutlich dazu führen, dass Europa in den kommenden Jahren mit sich selbst beschäftigt ist.


  Außerdem hat es noch nie einen starken Antrieb zur Schaffung einer wirklich gemeinsamen europäischen Verteidigungspolitik gegeben, durch die der Kontinent vielleicht größeren internationalen Einfluss in Sicherheitsfragen gewinnen könnte. Deutschland hat eine extrem begrenzte Fähigkeit, seine Interessen im Ausland zu schützen, Großbritannien verweigert sich einer gemeinsamen Verteidigungspolitik, und nur wenige europäische Länder könnten sich eine massive Erhöhung der Verteidigungsausgaben leisten. Frankreich, Großbritannien und die anderen Nato-Mitglieder handeln nur unter außerordentlichen Umständen, wie zum Beispiel als sie im Jahr 2011 verhinderten, dass der libysche Führer Muammar al-Gaddafi einen großen Teil seines Volkes abschlachtete. Aber sowohl Frankreich als auch Großbritannien haben ihre Verteidigungsausgaben stark gekürzt, um ihre Staatshaushalte zu sanieren.


  Auch Japan, immer noch die drittgrößte Volkswirtschaft der Welt, ist nicht bereit, eine anspruchsvollere internationale Rolle zu spielen. Angesichts seiner imperialen Geschichte ist es genau wie Deutschland kaum geneigt, sich politisch und militärisch stärker zu engagieren. Wie die Vereinigten Staaten hat auch Japan ein gewaltiges Verschuldungsproblem, das es angehen muss. Selbst wenn eine ehrgeizigere Außenpolitik in der Bevölkerung breite Unterstützung genießen würde, wäre die Politik des Landes immer noch zutiefst dysfunktional. Im September 2009 errang die Demokratische Partei Japans (DPJ) einen Erdrutschsieg, der die jahrzehntelange Alleinregierung der Liberaldemokratischen Partei (LDP) beendete. Danach jedoch sah es in Japan eher nach einem Nullparteiensystem als nach einem Zweiparteiensystem aus. Yukio Hatoyama, der erste Ministerpräsident der DPJ, erwies sich schnell als unfähig, seine Wahlversprechen zu erfüllen, und wurde in einen Finanzskandal verwickelt. Sein Nachfolger Naoto Kan hatte auch nicht mehr Erfolg. Im August 2011 wurde Yoshihiko Noda Ministerpräsident. Er war der 17. Premier in 17 Jahren, ein Rekord im modernen Asien. Diese deprimierenden politischen Bedingungen in Kombination mit einer Volkswirtschaft, die mit schwachem Wachstum zu kämpfen hat und den neuen Schulden, die das Land aufnehmen musste, um die verheerenden Schäden nach einer Natur- und Atomkatastrophe zu beheben, lassen klar erkennen, dass Japan noch weniger als die EU geneigt sein wird, größere internationale Aufgaben zu übernehmen.


  Eine Generation lang haben die etablierten Mächte die Globalisierung als ein Spiel des Westens behandelt. Als sie Hunderte neuer Spieler an den Pokertisch ließen, kam es ihnen vor allem darauf an, mehr Geld in den Pot zu kriegen. Mehr Geld im Spiel ist eine attraktive Aussicht, wenn man selbst die Regeln bestimmt – und wenn man damit rechnet, dass sich die meisten Chips vor einem stapeln. Multinationale Unternehmen mit Sitz in den modernen hochindustrialisierten Demokratien spielten eifrig mit. Dabei operierten sie unter einem Schirm von Richtlinien, Normen und Institutionen, die ihre Heimatstaaten geschaffen hatten, und ließen sich von den billigen Arbeitskräften, den billigen Produktionsfaktoren, dem weniger belastenden Regelungsumfeld und den neuen Kunden in die Entwicklungsländer locken. Inzwischen jedoch ist die westliche Art der Globalisierung mit einer beispiellosen Herausforderung konfrontiert: Die neuen Spieler wollen mehr als nur einen Sitz am Tisch, sie wollen neue Regeln machen. Sie wollen in ihren eigenen Regionen ihre eigenen Pokerspiele durchführen, und sie haben, wenigstens in ihrem Revier, immer häufiger auch genug Macht, um einen Teil ihrer Wünsche durchzusetzen – insbesondere, wenn sie sich zu diesem Zweck zusammentun.


  Mit den Schwellenländern ist nicht zu rechnen


  In einem geopolitischen Drehbuch aus Hollywood würde Brasilien vielleicht in globalen Umweltfragen, Indien bei der weltweiten Armutsbekämpfung und China im Bereich saubere Energie die Führung übernehmen. Diese Länder haben viel Erfahrung und starke Interessen in den jeweiligen Problembereichen, und sie könnten der bedrängten Welt alle helfen, ein paar große Schritte voranzukommen. Doch die G-Null ist kein Wohlfühlfilm, und die Regierungen der genannten und der anderen Schwellenländer werden sich vermutlich nicht um einen größeren Anteil an der globalen Führung bemühen.


  Warum? Weil sie ehrfurchtgebietende Herausforderungen zu bewältigen haben, wenn sie die nächsten Stadien ihrer eigenen wirtschaftlichen Entwicklung bewältigen und dabei ihre Popularität nicht verlieren wollen. Für Schwellenmärkte ist die Überschreitung der Schwelle ein Vollzeitjob, und die Anforderungen, die sie an eine Regierung stellt, stehen oft im Widerspruch zu den Forderungen, die auf internationalen Gipfeltreffen wie dem von Kopenhagen von anderen Regierungen erhoben werden.


  China scheint eine besonders gute Besetzung für die Rolle der neuen globalen Supermacht zu sein. Aufgrund seines bemerkenswerten 30-jährigen Wachstums, seines dramatisch zunehmenden geopolitischen Gewichts und der beständigen Steigerung seiner Verteidigungsausgaben rufen einige Beobachter nach einer G2, in der China und Amerika gemeinsam daran arbeiten würden, alte Industrieländer und Schwellenländer in einem ehrgeizigen Projekt zur Lösung dringender transnationaler Probleme zu vereinigen.14 Wen Jiabao jedoch sagte in einer Rede vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen im September 2010: »China ist immer noch im Primärstadium des Sozialismus und immer noch ein Entwicklungsland. Das sind unsere grundlegenden nationalen Bedingungen. Das ist das wirkliche China.«15


  In den kommenden Jahren wird sich China weiterentwickeln, und das unter der Führung einer autoritären Regierung, die der Ansicht ist, dass das Machtmonopol der Partei von einem steigenden Lebensstandard und der ständigen Schaffung neuer Arbeitsplätze abhängig ist. Mit dieser Agenda hat China deutliche Anreize, genau die Art von Opfern zu vermeiden, die eine internationale Führungsmacht bringen müsste.


  Außerdem ist Chinas Wachstum bei näherer Betrachtung weniger eindrucksvoll, als es zunächst aussieht. Obwohl das Land im Jahr 2010 Japan überholte und die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt wurde, lässt sich am chinesischen Pro-Kopf-Einkommen unschwer ablesen, dass seine Politiker es zu Recht als Entwicklungsland bezeichnen. Im Jahr 2010 schätzte der Internationale Währungsfonds das chinesische Bruttoinlandsprodukt kaufkraftbereinigt auf 7519 Dollar pro Person und Jahr. Das ist der 94. Platz in der Welt, etwa die Hälfte des litauischen und ein Drittel des portugiesischen Pro-Kopf-Einkommens.16


  Wichtiger noch, Chinas Führung hat öffentlich eingestanden, dass es das nächste Stadium seiner Entwicklung nicht mit der Strategie erreichen kann, die für die imposanten Wachstumsraten der letzten drei Jahrzehnte verantwortlich war. Um weiterzukommen, muss es die Produktivität seiner boomenden Ballungsgebiete an der Küste auf neue Städte in seinen zentralen und westlichen Provinzen übertragen, was gigantische Investitionen in neue Infrastruktur bedeuten wird. China muss die Art seines Energieverbrauchs ändern, um die katastrophale und irreversible Verschmutzung von Wasser und Luft zu vermeiden, es muss seine starke Abhängigkeit von Ölimporten aus politisch instabilen Staaten vermindern, und es muss seine Volkswirtschaft auch weiterhin in immer höhere Bereiche der Wertschöpfungskette bringen, wozu beispiellose Investitionen in modernste Informationstechnik, Biowissenschaften und Biotechnik und alternative Energieträger notwendig sind – harte Aufgaben für eine Regierung, die dem Einfluss des Internets nach wie vor sehr misstrauisch gegenübersteht.


  Außerdem muss China für seine 1,34 Billionen Einwohner ein landesweites soziales Netz aufbauen, was es in China noch nie gegeben hat. Zugleich muss es damit zurechtkommen, dass seine Arbeiter stetige Lohnsteigerungen und eine permanente Verbesserung ihres Lebensstandards erwarten. Und es muss mit der beunruhigenden Zahl von Zehntausenden öffentlicher Protestveranstaltungen so umgehen, dass sie nicht zu einer organisierten staatsfeindlichen Bewegung werden. Das Land wird seine internationale Präsenz weiter verstärken und neue Geschäftsverbindungen knüpfen, um all diese Ziele zu erreichen. Aber es wird sich gewiss nicht um schwierigere Aufgaben in der Weltpolitik bemühen.


  Es trifft zu, dass das chinesische Militär in Ostasien seit einigen Jahren selbstbewusster, ja aggressiver auftritt. Im Jahr 2011 beschuldigten Vietnam und die Philippinen chinesische Patrouillenboote, sie hätten Schiffe durch Warnschüsse gestoppt und sogar gedroht, sie zu rammen, als sie in der Nähe oder innerhalb umstrittener Gebiete des Chinesischen Meers nach Energieträgern suchten. Offenbar weiß niemand genau, wer in der chinesischen Führung diese Aktionen autorisierte, aber es ist offensichtlich, dass die chinesischen Streitkräfte ihren (jetzt schon beträchtlichen) Einfluss in der Regierungsbürokratie ausweiten und ihren Handlungsspielraum in der Region testen wollen.


  Auch arbeitet China am Aufbau einer Hochseeflotte, die in der Lage ist, fern von seinen Küsten zu operieren. Im Rahmen dieses Projekts hat es im August 2011 seinen ersten Flugzeugträger in Dienst gestellt. Freilich sollte niemand erwarten, dass sich die militärischen Fähigkeiten Chinas durch diese Aktivitäten radikal verändern würden. Der Flugzeugträger entspricht keineswegs dem modernen Stand der Technik: Die Warjag wurde in der Sowjetunion gebaut und lief 1988 vom Stapel. 10 Jahre später erwarb China das Schiff bei einer Auktion für 20 Millionen Dollar und verkündete, es würde vor Macao vor Anker gehen und als Hotel und Kasino dienen. Stattdessen wurde es zu einem Träger für chinesische Kampfflugzeuge umgebaut und im Sommer 2011 erstmals getestet. Allein wird die inzwischen in Shi Lang umbenannte Warjag die Kräfteverhältnisse in Asien bestimmt nicht ändern. Außerdem erfüllt eine Hochseeflotte auch Zwecke, die für die Sicherheit anderer Staaten keine Bedrohung sind. Die Kommunistische Partei Chinas muss weiterhin jedes Jahr Millionen Arbeitsplätze schaffen. Damit diese Arbeitsplätze entstehen, muss die Wirtschaft wachsen, und um dieses Wachstum zu gewährleisten, muss China aus anderen Ländern Öl, Gas, Metalle, Minerale und modernste Technik importieren. Eine Hochseeflotte kann den Zugang zu diesen Gütern sichern und könnte zu diesem Zweck eines Tages mit amerikanischen Schiffen zusammenarbeiten.


  Warum aber sollte China über einen solchen Einsatz hinaus die Risiken und Lasten auf sich nehmen, die mit einer Erweiterung seiner internationalen Verpflichtungen verbunden wären? Die amerikanische Flotte patrouilliert die wichtigsten Handelsstraßen der Welt und hat in der Vergangenheit dazu beigetragen, das Risiko von Konflikten in allen Weltregionen auf ein Minimum zu beschränken. China hat von diesem Einsatz profitiert. Peking könnte natürlich riesige Geldsummen investieren, um sich an dieser Aufgabe zu beteiligen, aber welchen Anreiz hätte es, dies zu tun? Das Problem für China und für alle anderen Mächte besteht darin, dass die USA immer weniger Mittel haben, um diese Last zu tragen, und dass sie sich wahrscheinlich schneller von einigen ihrer überseeischen Aufgaben zurückziehen werden, als China oder irgendein anderes Land es sich leisten können, das Vakuum zu füllen.


  Fazit: Wer aus den hier geschilderten Tatsachen schließt, dass sich China auf eine expansionistischere Außenpolitik vorbereitet, geht einen Schritt zu weit. Kriege gegen andere mächtige Länder sind gefährlich und teuer für einen Staat, der seine Volkswirtschaft stabil halten muss, während er die ehrgeizigen Wirtschaftsreformen durchführt, die nötig sind, um das nächste Stadium seiner Entwicklung einzuleiten.


  Bei anderen aufsteigenden Akteuren ist es genauso unwahrscheinlich wie bei China, dass sie eine führende Rolle übernehmen. Die russische Regierung würde sehr gerne etwas von der alten Moskauer Grandeur wiederherstellen. Zu diesem Zweck verfolgt Wladimir Putin in Bezug auf einige russische Nachbarländer eine harte Linie. Doch die wirtschaftliche Macht des Landes ist nicht ausreichend diversifiziert, da sie fast ausschließlich auf dem Export von Öl und Gas beruht. Russland hat nicht mehr die militärische Macht der Sowjetunion und auch nicht die ideologische Anziehungskraft, die diese auf einen Großteil der Dritten Welt ausübte. Deshalb kann es sich nicht leisten, außerhalb seiner traditionellen Einflusssphäre das militärische Schwergewicht zu spielen.


  Seit Indien 1947 in die Unabhängigkeit entlassen wurde, ist es stolz darauf, sich nie eng mit einem anderen Land verbündet zu haben. Jawaharlal Nehru, der erste Premierminister des Landes, wies sogar das Angebot zurück, Indien einen permanenten Sitz im Weltsicherheitsrat zu geben.17 Seine Nachfolger sind viel stärker damit beschäftigt, die indischen Beziehungen mit einem expandierenden China und die in ständigem Wandel begriffene Bedrohung durch Pakistan zu managen, als den geopolitischen Einfluss Indiens über Asien hinaus zu erweitern. Bezeichnenderweise sind große Bereiche der indischen Binnenwirtschaft bis heute für große Auslandsinvestitionen verschlossen, und dadurch ist der Einfluss des Landes in der internationalen Politik begrenzt.


  Schwellenländer wie Brasilien und die Türkei brennen selbstverständlich darauf, eine wichtigere diplomatische Rolle zu spielen, beschränken sich jedoch primär auf die eigene Region. Brasilien hat zum Beispiel geholfen, die Spannungen zwischen Venezuela und Kolumbien abzubauen, und die Türkei setzt sich stark für die Gründung eines Palästinenserstaats ein. Wegen relativ begrenzter Mittel und innerer Konflikte werden jedoch beide Länder sorgfältig abwägen, wie sie sich profilieren wollen.


  Masse ist nicht gleich Macht


  Können die wichtigsten internationalen Institutionen die fehlende Führung ersetzen? Dies ist in absehbarer Zukunft nicht wahrscheinlich. Koordinierten Anstrengungen zur Lösung der Probleme, die für die Beziehungen zwischen den Völkern am wichtigsten waren, wurden einst von der G7 gemacht. Sie bestand aus den gewählten Staatschefs und Finanzministern der damals wichtigsten Industrienationen der Welt: USA, Japan, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Italien und Kanada. Unter amerikanischer Führung bestimmten diese marktwirtschaftlichen Demokratien von den 1970er Jahren bis ins erste Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts hinein die internationale Agenda.


  Die Finanzkrise des Jahrs 2008 setzte dem ein Ende und beschleunigte den unvermeidlichen Übergang zu einer neuen Ordnung, in der auch die stetig wachsende politische und wirtschaftliche Bedeutung von Schwellenländern wie China, Indien, Brasilien, der Türkei, Saudi-Arabien, den Vereinigten Arabischen Emiraten und Südafrika berücksichtigt wurde. Im November 2008 wurde die G20 geboren, als sich Vertreter von 19 Ländern und der Europäischen Union in Washington trafen, um die Weltwirtschaft vor dem Sturz in den Abgrund zu bewahren. Einige priesen die Entstehung der G20 als großen Fortschritt, weil dieses Forum endlich nicht nur den wahren internationalen Kräfteverhältnissen entsprach, sondern auch der sozialen und kulturellen Vielfalt der Welt. So erklärte 2008 der indische Premierminister Manmohan Singh: »Die G20 wird sich als das wichtigste einzelne Forum zur Behandlung der finanziellen und wirtschaftlichen Probleme der Welt behaupten.«18


  Die Realität hat sich als komplizierter erwiesen. Nur wenn sich alle Mitglieder der Gruppe im gleichen Moment durch das gleiche Problem bedroht fühlen, ist die G20 in der Lage, bedeutende Fortschritte zu erzielen. Selbst als die Finanzkrise die Furcht vor einer unmittelbar bevorstehenden wirtschaftlichen Kernschmelze auslöste, kamen bei den G20-Gipfeln vom November 2008 in Washington und vom April 2009 in London kaum mehr als harmonisch klingende Erklärungen und mäßig positive Ergebnisse heraus. Warum, ist kein Geheimnis: Es ist schon schwer genug, 20 Verhandlungspartner dazu zu bringen, dass sie sich auf mehr als ein Gruppenfoto und hochfliegende Prinzipienerklärungen einigen, aber wenn sie nicht die gleichen politischen und wirtschaftlichen Grundwerte haben, ist es leichter, einen Sack Flöhe zu hüten.


  Die Mitglieder der G7 müssen nicht über die Vorzüge von Demokratie, Menschenrechten, Redefreiheit und freier Marktwirtschaft streiten. Bei aller Uneinigkeit über einzelne Fragen sind diese Grundprinzipien in Amerika, Europa und Japan schon lange fest verankert. In der G20 hingegen besteht ein viel breiteres Meinungsspektrum in diesen Dingen, und die Interessen der etablierten Industrieländer und der Schwellenländer, die zusammen am Verhandlungstisch sitzen, stehen oft in diametralem Gegensatz zueinander. Das ist einer der Gründe, warum die G20 im gleichen Maße Konfliktarena wie Kooperationsforum ist. In den kommenden Jahren wird dieser Mangel an Führung gerade in Bezug auf die größten Probleme noch weitreichende Konsequenzen haben.


  Dann gibt es da noch die älteren und vertrauteren multinationalen Institutionen. Am 15. Mai 2011 wachten die New Yorker mit der Nachricht auf, dass Dominique Strauss-Kahn, der geschäftsführende Direktor des Internationalen Währungsfonds, auf dem John-F.-Kennedy-Flughafen aus dem Flugzeug geholt und verhaftet worden war, weil ihn ein Zimmermädchen aus einem Hotel in Manhattan der sexuellen Belästigung beschuldigte. In den folgenden Tagen berichtete die Boulevardpresse der Stadt mit Hochgenuss über den Fall, wobei sie mit einem offenbar unerschöpflichen Vorrat frankophober sexueller Kalauer aufwartete.[1] Aber während sich die Medien auf die Geschehnisse in der Hotelsuite konzentrierten, lenkten Regierungsbeamte in Islamabad, Neu-Delhi, Brasilia, Moskau und Pretoria die Aufmerksamkeit auf ein Problem von weit größerer Tragweite: Würde der Internationale Währungsfonds Dominique Strauss-Kahn erneut durch einen europäischen Direktor ersetzen? Oder war es nicht an der Zeit, dass die Schwellenländer das Monopol des Westens auf die Führung der einflussreichsten multinationalen Finanzinstitution der Welt endlich brachen?


  Die Leichtigkeit, mit der das Exekutivdirektorium des IWF sechs Wochen später die französische Finanzministerin Christine Lagarde zur neuen Chefin machte, verweist auf eine wichtige Tatsache in der internationalen Politik von heute und in naher Zukunft: Zwar haben die Schwellenländer heute viel mehr Einfluss als früher, aber sie sind keineswegs im Begriff, die US-amerikanische und europäische Macht zu ersetzen. Trotz informeller Zusagen hoher europäischer Regierungsbeamter bei der Ernennung Strauss-Kahns im Jahr 2007, dass der nächste IWF-Direktor erstmals kein Europäer sein werde, wurde der Posten seit der Gründung des Fonds im Jahr 1945 zum elften Mal in Folge europäisch besetzt.[2]


  Dass sich die Europäer hinter Lagarde stellten, hatte wenigstens zum Teil europäische Gründe. Die härteste Aufgabe des IWF im Juli 2011 bestand darin, die europäischen Institutionen in ihren Anstrengungen zur Wiederherstellung des Vertrauens in die peripheren Volkswirtschaften der EU zu unterstützen, indem er zwischen den Forderungen der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank und der einzelnen europäischen Staaten, insbesondere jedoch Deutschlands und Frankreichs, vermittelte. Trotzdem war Lagarde nur deshalb eine sichere Kandidatin, weil sich die Schwellenländer in ihrer Opposition alles andere als einig waren und sich nicht auf einen ernsthaften Alternativkandidaten einigen konnten.


  Bevor die Entscheidung für Lagarde endgültig fiel, schrieben chinesische, indische, russische, brasilianische und südafrikanische Regierungsvertreter in einem offenen Brief, dass die Ernennung eines weiteren Europäers die Legitimität des Fonds untergraben werde, wobei die Chinesen ohne jede Selbstironie auf »demokratische« Fairness bei der Bestimmung des Nachfolgers drängten.19 Strauss-Kahns plötzlicher Rücktritt hatte die Schwellenländer kalt erwischt, aber selbst wenn sie genug Zeit gehabt hätten, um ihre Reaktion zu koordinieren, wäre es ihnen vermutlich schwergefallen, sich auf einen allgemein akzeptierten Kandidaten zu einigen. Da immer mehr Schwellenländer internationale Kreditgeber werden, ist zu erwarten, dass sich das Kräfteverhältnis in diesen Institutionen allmählich zu ihren Gunsten verschieben wird. Trotzdem sind sie sich noch in vielen Streitfragen uneinig, und die schnelle Entscheidung für Lagarde ist ein Hinweis darauf, dass wir das Tempo der Machtverschiebung oder die Fähigkeit der Schwellenländer, in irgendeiner wichtigen Sache langfristig zusammenzuarbeiten, nicht überschätzen sollten.


  Ein weiterer wichtiger Test für die Stärke der Schwellenländer wird mit der Ernennung des nächsten Weltbankpräsidenten kommen. Dieser Posten wurde seit der Gründung der Bank stets von einem US-Amerikaner bekleidet. Da den BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika) die Führungsrolle beim IWF verweigert wurde, könnten sie sich nun veranlasst sehen, einen attraktiven eigenen Kandidaten für den Posten des Weltbankdirektors aufzustellen. Doch das internationale System dieser im Wandel begriffenen Welt ist nicht nur in die etablierten Industriestaaten und die Schwellenländer gespalten, auch innerhalb der beiden Gruppen herrscht nur wenig Einigkeit über die Ziele. Diese Uneinigkeit kann eine Verschiebung der Kräfteverhältnisse in Organisationen, die sieben Jahrzehnte zuvor darauf angelegt wurden, die US-amerikanische und die europäische Führung zu zementieren, nur erschweren. Wenn es aber nicht gelingt, die Macht neu zu verteilen, wird das Schwellenländer dazu veranlassen, diesen Organisationen ihre Unterstützung zu entziehen und womöglich eigene aufzubauen.


  In der Vergangenheit wandten sich Entwicklungsländer an die Weltbank oder an den Internationalen Währungsfonds, wenn sie ein finanzielles Rettungspaket brauchten. Doch diese Institutionen, und das heißt die Amerikaner und Europäer, die ihre Entscheidungsprozesse weitgehend bestimmten, bestanden im Austausch gegen die Kredite darauf, dass die betroffenen Länder bestimmte wirtschaftliche und politische Reformen durchführten. Dies verschaffte dem Westen mehr Einfluss als dem Rest der Welt.


  Heute jedoch wenden sich viele Entwicklungsländer nicht mehr an die geschwächten Institutionen des Westens, sondern an reiche Schwellenländer, um sich Geld zu leihen oder sich neue Straßen, Brücken, Häfen, Schulen und Krankenhäuser bauen zu lassen, denn die neuen Kreditgeber verlangen weder die Durchführung von Reformen noch eine genaue Aufstellung über die Verwendung der Kredite. Tatsächlich ist China in dem Bestreben, sich den Zugang zu sämtlichen Gütern zu sichern, die seine Volkswirtschaft braucht, zu einem wichtigen internationalen Kreditgeber geworden. In den Jahren 2009 und 2010 vergaben die staatliche China Development Bank und die ebenfalls staatliche Export-Import Bank of China Kredite im Wert von mehr als 110 Milliarden Dollar an Staaten und Unternehmen in der Dritten Welt.20 Das ist mehr, als die Weltbank, und viel mehr, als der IWF im selben Zeitraum vergaben. Die chinesischen Banken haben einen politischen Auftrag: Sie sollen den politischen und wirtschaftlichen Interessen des chinesischen Staates dienen, indem sie China den Zugang zu dem Öl und Gas, zu den Metallen und Mineralen und zu dem Grund und Boden sichern, die es für die Entwicklung seiner Volkswirtschaft braucht.


  Natürlich sind die Weltbank und der IWF nicht mehr ganz so stark vom Westen dominiert wie früher. Schwellenländer wie China und Indien haben auf einem viel größeren Mitspracherecht bestanden und es auch bekommen, was ihr Wahlrecht in beiden Institutionen betrifft. China hat nun tatsächlich mehr Stimmen in der Weltbank als jeder einzelne europäische Staat und mehr als alle anderen Staaten außer den Vereinigten Staaten und Japan. Auch im IWF gehören die Schwellenländer China, Saudi-Arabien, Russland und Indien zu den 11 Staaten, die über die meisten Stimmen verfügen. Diese Machtverschiebung ist sowohl gerecht als auch unvermeidlich. Doch die Schwellenländer sind mit Umfang und Tempo der Veränderungen nicht zufrieden. Außerdem wirkt sich die Heterogenität der Ansichten, die nun in diesen Institutionen vertreten sind, negativ aus, wenn einzelne Länder oder Gruppen von Ländern versuchen, eine Agenda für sie aufzustellen. Dies wiederum schwächt ihren Zusammenhalt und ihre Effizienz. Wie sich auf dem Klimagipfel in Kopenhagen zeigte, ist eine Vielfalt von Stimmen gut, um den Status quo zu erhalten, aber schlecht für den Umgang mit transnationalen Bedrohungen, die entschlossenes Handeln erfordern.


  Auch werden wir kaum erleben, dass sich außerhalb dieser Institutionen neue Allianzen bilden, die nicht nur auf spezielle Probleme bezogen sind. Im Allgemeinen haben Europa und die USA gemeinsame wirtschaftliche und politische Werte, aber wie der Streit über die Nato-Operationen in Afghanistan und Libyen gezeigt hat, können sich die beiden Parteien nicht einigen, wer bei einer gemeinsamen Aktion welchen Beitrag leisten sollte. Zu viele Mitgliedsstaaten wollen nicht genügend Soldaten, Waffen und Material zur Verfügung stellen, damit ein Sicherheitsbündnis wie die Nato nach dem Kalten Krieg einen klaren Zweck erfüllen kann.


  Von den führenden Schwellenländern veranstalten die BRICS-Staaten inzwischen eigene Gipfeltreffen und sprechen öffentlich von gemeinsamen Interessen, doch mit ihrer Partnerschaft ist es viel weniger weit her, als es auf den ersten Blick scheint. Außer dem Wunsch, ihren internationalen Einfluss zu vergrößern und die Fähigkeit der etablierten Mächte zu beschneiden, allen anderen ihren Willen aufzuzwingen, haben sie nicht viel gemeinsam. China und Indien gehören zu den größten Energie-Importeuren, Brasilien und Russland zu den wichtigsten Energie-Exporteuren der Welt. Deshalb haben sie naturgemäß sehr unterschiedliche Ansichten in Bezug auf politische Maßnahmen und Ereignisse, die den Rohölpreis in die Höhe treiben. China und Russland sind autoritäre Staaten, deren territoriale Integrität durch ethnische und religiöse Faktoren bedroht ist. Dagegen sind Indien und Brasilien echte Demokratien mit Mehrparteiensystemen; ihre Regierungen können notwendige, aber manchmal schmerzhafte Reformen nur durchführen, wenn sie dadurch die oft schwankende Zustimmung der öffentlichen Meinung nicht verlieren. China und Indien sind Rivalen, was ihren Einfluss in Südasien betrifft. China und Russland konkurrieren um mehr Einfluss in Mittelasien und im fernen Osten Russlands. Brasilien ist der einzige BRICS-Staat, der in einer relativ stabilen Region liegt. China, Indien und Brasilien haben jeweils viel mehr Handel mit der EU und den Vereinigten Staaten als mit Russland. Südafrika, das im Dezember 2010 in die Gruppe aufgenommen wurde, hat mit den anderen eigentlich überhaupt nichts Wichtiges gemein.


  Wirklich einig sind sich die wichtigsten Schwellenländer eigentlich nur darüber, dass sie bei Entscheidungen, die die Zukunft prägen, ein größeres Mitspracherecht haben wollen. Was aber wollen sie sagen? Das sagen sie gegenwärtig nicht.


  Probleme ohne Grenzen


  Nun, da sich die Vereinigten Staaten die Rolle des Weltpolizisten nicht mehr leisten können, ist auf regionaler und lokaler Ebene viel Ellbogeneinsatz zu erwarten, wenn aufsteigende Akteure um lokale Dominanz kämpfen. Die etablierten Mächte sind weniger bereit und fähig zu intervenieren, deshalb wird die Bewahrung des Friedens schlecht ausgerüsteten lokalen Kräften überlassen bleiben, und aus Kämpfen werden häufiger als früher Kriege werden.


  Sowohl den Vereinigten Staaten als auch den europäischen Mächten widerstrebt es schon seit längerer Zeit, Kämpfe außerhalb ihrer Region zu unterbinden. Den gewählten Politikern der Westmächte ist scharf bewusst, dass ihre Wähler teure, langwierige Militäreinsätze nur dann unterstützen, wenn sie glauben, dass sie wichtigen nationalen Interessen dienen. Deshalb haben sie sich bei den ethnischen Säuberungen in Jugoslawien und beim Völkermord in Ruanda, bei den Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sudan und bei dem Krieg zwischen Russland und Georgien im Jahr 2008 so lange wie möglich nicht eingemischt. Trotzdem werden wir in den kommenden Jahren wahrscheinlich eine noch größere Zahl lokaler Konflikte und eine noch stärkere westliche Zurückhaltung erleben, insbesondere solange im Westen gespart werden muss.


  Die Vereinigten Staaten haben sich aus dem Irak zurückgezogen und ein Rückzugsdatum für den Krieg in Afghanistan verkündet. Das heißt, sie überlassen es unterlegenen lokalen Führern, allein gegen jene zu kämpfen, die ihre Autorität in Frage stellen. Ohne die Angriffe des 11. September hätten die USA in diesen Ländern nicht interveniert, und die amerikanischen Truppen werden nicht zurückkehren, nur um den Sturz von Regierungen zu verhindern. Außerdem werden erstarkende Mächte wie zum Beispiel Russland im Krieg gegen Georgien darauf bestehen, die Probleme in ihren Regionen alleine zu regeln, und Länder aus anderen Regionen werden darauf fast nur noch mit diplomatischen Posen reagieren.21 Das Versprechen »nie wieder« wird leerer sein als je zuvor, weil unter Kapitalmangel leidende etablierte Mächte und anderweitig beschäftigte Schwellenländer sich weigern werden, Lasten auf sich zu nehmen und Risiken einzugehen, an denen andere sich weder beteiligen wollen noch können.


  Doch konventionelle Kriege sind nicht die einzige und nicht einmal die furchterregendste potentielle Ursache für internationale Konflikte. Wenn die führenden Mächte mehr darauf bedacht sind, Arbeitsplätze zu schaffen, eine positive Handelsbilanz zu erreichen und die Inflation zu bekämpfen, als darauf, den Ausbruch von Kriegen zwischen wichtigen Staaten zu verhindern, dann rücken im Kampf um die Macht wirtschaftliche Werkzeuge in den Vordergrund: Marktzugang, Investitionsregeln, Währungspolitik werden wichtiger als Flugzeugträger, Panzer und Soldaten. So sicher wie Tod und Steuern werden Staaten durch den Mangel an internationaler Führung dazu motiviert werden, Öl, Gas, Metalle und Minerale und sogar Güter wie Getreide als Instrumente ihrer Außenpolitik einzusetzen.


  In einer G-Null-Welt wird der Kampf zwischen Großmächten viel wahrscheinlicher im Cyberspace als auf dem Schlachtfeld stattfinden. Staatlich unterstützte Industriespionage wird eine vielgenutzte Waffe im Kampf um natürliche Ressourcen und Marktanteile werden. Gleichzeitig werden viele Schwellenländer die alten westlichen Vorstellungen von Bankwesen, Telekommunikation und Internet-Standards in Frage stellen, und viele werden neue Mittel finden, den Strom von Ideen, Informationen, Menschen, Geld, Waren und Dienstleistungen, der über ihre Grenzen fließt, wieder unter staatliche Kontrolle zu bringen.


  Wir werden heute schon Zeugen, wie neue Barrieren errichtet und neue Drohungen erhoben werden. Sowohl in den alten Industriestaaten als auch in den Schwellenländern macht der Staat seine alte Autorität wieder geltend. BlackBerry ist ein typischer Fall. Sowohl Indien als auch Saudi-Arabien bestanden darauf, dass ihnen Research in Motion (RIM), der kanadische Hersteller des Geräts, die notwendige Software lieferte, um die Meldungen zu decodieren, die innerhalb ihrer Grenzen mit Blackberries verschickt wurden.22 In Reaktion auf die Unruhen in London verlangte ein britischer Abgeordneter, die Versendung von SMS in Großbritannien vorübergehend zu verbieten, und als RIM anbot, mit der britischen Polizei zu kooperieren, drohten Hacker mit Vergeltungsmaßnahmen. Nicht nur der freie Informationsfluss ist vielen Staaten ein Dorn im Auge. Die Vereinigten Staaten beschweren sich, dass China den Zugang amerikanischer Unternehmen zu deren chinesischen Kunden einschränkt, und China antwortet mit dem Vorwurf, dass die USA chinesische Investitionen in die amerikanische Infrastruktur und in andere Wirtschaftsbereiche, vom Energiesektor bis zur Telekommunikation, verhindere. Die europäischen Staaten stehen unter Druck, die inneren Grenzen der EU wieder stärker zu bewachen. In einigen Fällen könnte die öffentliche Unterstützung für diese stärkere Rolle des Staates zunehmen, weil sie gegen das Chaos außerhalb des eigenen Landes schützt.


  Da die einzelnen Staaten immer weniger in die Weltwirtschaft und immer mehr in die Fähigkeit investieren, die Entwicklung in ihrem eigenen Land zu steuern und dort den Informationsfluss zu kontrollieren, wird die Weltwirtschaft sehr viel weniger reibungslos funktionieren als früher. Wir werden erleben, dass die Politik sehr viel öfter und stärker Einfluss auf die Märkte nimmt, und das sowohl innerhalb der Schwellenländer als auch der etablierten Mächte.


  Unterschwellig vollzieht sich in dieser Ära des Übergangs eine schmerzhafte und teure Rebalancierung. Einige der dafür notwendigen Hochseilakte sind schon erwähnt worden: Die USA müssen beweisen, dass sie ihre langfristigen finanziellen Verpflichtungen gegenüber China erfüllen können und das Vertrauen der Öffentlichkeit in den Staat wiederherstellen. China muss einen Weg finden, um seine Wirtschaft von Exportabhängigkeit auf verstärkten Binnenkonsum umzustellen. Europa muss dafür sorgen, dass Deutsche, Holländer und Skandinavier nicht dauerhaft ein soziales Netz für Griechen, Portugiesen und Spanier finanzieren. Dies sind unangenehme, aber notwendige binnenstaatliche Richtungsentscheidungen, doch die Welt ist auch mit einer Rebalancierung zwischen Staaten konfrontiert, die wie die USA zu viel konsumieren und zu wenig sparen und die wie China zu wenig konsumieren und zu viel sparen.


  Dieser Trend ist nicht politisch gewollt, sondern durch wirtschaftliche Bedingungen erzwungen, über die niemand eine effektive Kontrolle hat, und er fängt gerade erst an zu wirken. Ja, der Machtzuwachs der Schwellenländer innerhalb der bestehenden Institutionen wird sich fortsetzen, und sie werden darauf drängen, dass neue Institutionen gegründet werden. Doch der Zuwachs an Rechten und Vergünstigungen wird sie noch lange nicht motivieren, in der internationalen Politik eine anspruchsvollere Führungsrolle zu übernehmen.


  Wir befinden uns in einer Übergangsperiode zwischen der Welt, die wir kennen, und einer Welt, von der wir noch keine Karte zeichnen können. Übergänge dieser Größenordnung laufen nie konfliktfrei ab. Doch der Übergang kann nicht ewig dauern, denn durch die Unfähigkeit und mangelnde Bereitschaft der alten Industrieländer und der Schwellenländer, ihre Anstrengungen zu koordinieren und Kompromisse zu schließen, werden alle Arten von Problemen entstehen, die gelöst werden müssen. Heute in 10 Jahren werden einige der Schwellenländer von heute sehr viel mehr wie alte Industrieländer aussehen und handeln, und das durch die vielen Probleme verursachte Chaos könnte einen neuen Grad der Zusammenarbeit oder gar Koordination zwischen den mächtigsten Staaten der Welt erforderlich machen. Vielleicht aber werden ihre Fortschritte auch durch die Turbulenzen der Übergangsperiode zunichte gemacht, und sie werden in einen mörderischen Konkurrenzkampf um Ressourcen und regionalen Einfluss verstrickt.


  Wie viel Schaden durch solche Konflikte heute und in Zukunft entsteht, wird jedenfalls von der Beantwortung einiger wichtiger Fragen abhängen. Können Amerika und China in einer führungslosen Welt auf eine Partnerschaft bauen, die für beide Staaten nützlich ist, oder ist das führende alte Industrieland der Welt mit deren führendem Schwellenland auf Kollisionskurs? Werden die beiden Länder mit neuer Zuversicht oder mit neuen Krisen aus der Zeit des Übergangs hervorgehen? Können die Europäer den Kern Europas erneuern? Wie viele der heutigen Schwellenländer werden die Schwelle zum modernen Industriestaat wirklich ganz überschreiten? Sind wir auf dem Weg zu einem globalen wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Zusammenbruch?


  In diesem Buch geht es nicht um den Niedergang des Westens oder um den Aufstieg aller anderen Länder. In den kommenden Jahren wird keiner der Akteure die Macht haben, um die notwendigen Veränderungen herbeizuführen. Die G20 funktioniert nicht, die G7 ist Geschichte, die G3 ist ein Wunschtraum, und für G2 ist die Zeit noch nicht reif. Willkommen in der G-Null.


  2 DER WEG ZUR G-NULL


  
    Der vernünftige Mensch passt sich der Welt an;


    der unvernünftige besteht auf dem Versuch,


    die Welt sich anzupassen.


    George Bernard Shaw, Mensch und Übermensch

  


  In den 1960er und 1970er Jahren liehen sich Brasilien, Argentinien, Mexiko und andere lateinamerikanische Länder mehr Geld, als sie aller Voraussicht nach zurückzahlen konnten. Das unvermeidliche Ergebnis war, dass die Region in den 1980er Jahren in einer langwierigen Schuldenkrise versank. Im Dezember 1994 kam der mexikanische Peso aufgrund eines bewaffneten Aufstands in Mexikos südöstlichem Bundesstaat Chiapas, einem niedrigen Ölpreis auf dem Weltmarkt, einer Hyperinflation und zahlreichen politischen Fehlern in eine schwere Krise. Drei Jahre später, im Jahr 1997, löste der Zusammenbruch der thailändischen Währung in ganz Ostasien einen finanzwirtschaftlichen Supergau aus. Im folgenden Jahr führten schleichende finanzielle Nachwirkungen des ersten Tschetschenienkriegs, ein explodierendes fiskalisches Defizit und eine Serie sprunghafter politischer Entscheidungen zur Entwertung des russischen Rubels und zur Zahlungsunfähigkeit des russischen Staates.


  Diese Krisen wurden durch ganz unterschiedliche Umstände ausgelöst, hatten aber alle gemeinsam, dass sie bei ausländischen Investoren eine Panik auslösten und die Vereinigten Staaten bei ihrer Überwindung eine wichtige Rolle spielten. Ein Teil der Hilfe kam direkt vom amerikanischen Finanzministerium, aber Washington sorgte auch dafür, dass die Krisenstaaten durch den IWF, die Weltbank, regionale Entwicklungsbanken und weitere internationale Organisationen finanzielle Unterstützung bekamen.


  Vergleichen Sie das mit der amerikanischen Rolle in der aktuellen europäischen Schuldenkrise. Heute sind die USA viel zu beschäftigt mit ihrem eigenen Schuldenstreit, um Europa zu Hilfe zu kommen. Stattdessen hat Washington nur indirekte Unterstützung, gutgemeinte Ratschläge und politischen Druck anzubieten, damit notwendige interne Reformen durchgeführt werden. Das ist der Grund, warum sich der französische Präsident Nicolas Sarkozy im Oktober 2011 mit dem Hut in der Hand an Peking wandte und um Finanzhilfe für die Eurozone bat. Es hätte ihn nicht überraschen dürfen, dass die Chinesen nur bereit waren, im Rahmen einer »multilateralen« Aktion zu handeln, bei der auch viele andere Staaten mitgemacht hätten. Dies hätte den chinesischen Verantwortlichen in ihrem eigenen Land eine gewisse Deckung verschafft, falls sich die Rettungsaktion als extrem teurer Fehlschlag entpuppt hätte. Aber Peking wusste ohnehin genau, dass die anderen Staaten nicht mitmachen würden. Seine Antwort war eine chinesische Umschreibung für: »Nein danke«.


  Das ist die G-Null: Jeder wartet, dass ein anderer das Feuer löscht. Wie ist es zu diesem Zusammenbruch der internationalen Ordnung gekommen?


  Aus der Asche


  Der Weg zur G-Null beginnt auf dem Höhepunkt der amerikanischen Vorherrschaft. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs lag ein großer Teil Europas zum zweiten Mal innerhalb von 30 Jahren in Schutt und Asche. Schon vor dem Kriegsende hatten sich die Vertreter von 44 Nationen im Mount Washington Hotel in Bretton Woods in New Hampshire versammelt und das Fundament für eine neue Weltwirtschaftsordnung gelegt. Durch das im Juli 1944 in Bretton Woods unterzeichnete Abkommen wurden der Internationale Währungsfonds und die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (die schon bald Teil der späteren Weltbank wurde) ins Leben gerufen. Außerdem entstand dort der Plan für neue Handels- und Finanzbeziehungen zwischen den Staaten und die Einführung fester Wechselkurse, die auf der Anbindung aller Mitgliedswährungen an den US-Dollar beruhten.


  Die Notwendigkeit eines Wiederaufbaus war überall offensichtlich. Von den erschöpften Überlebenden des Krieges waren viele arbeitslos, hungrig und verzweifelt. Durch den Konflikt war die europäische Agrarproduktion um die Hälfte und die Industrieproduktion um zwei Drittel gesunken. Selbst nach dem Ende der Kämpfe musste die Nahrungsmittelrationierung noch aufrechterhalten werden, und an manchen Orten wurden die Rationen sogar verkleinert. Deutschland wurde in vier Teile zerrissen: in eine amerikanische, eine britische, eine französische und eine sowjetische Zone. Durch den Krieg waren in den 50 größten Städten des Landes 40 Prozent aller Gebäude dem Erdboden gleich gemacht geworden, seine Industrieproduktion war weitgehend zusammengebrochen, und etwa 5 Millionen deutsche Soldaten waren tot oder vermisst gemeldet. Es herrschte eine massive Inflation, der Schwarzmarkt blühte, und auf den Straßen wurden Geldscheine und Münzen eine Zeit lang durch eine Zigarettenwährung ersetzt. In Italien hatte der Krieg etwa ein Drittel der Vermögenswerte zerstört, und die Preise stiegen zwischen 1938 und 1948 um das Fünfzigfache.1


  Der japanische Kaiser verlor durch den Zweiten Weltkrieg mehr als 80 Prozent des Territoriums, das er in Asien vor Ausbruch des Krieges beherrscht hatte. Außer Hiroshima und Nagasaki waren noch viele weitere japanische Städte durch amerikanische Bombenangriffe praktisch unbewohnbar geworden. Die einstige »Werkstatt Asiens« hatte in ihrer Textilindustrie 80 Prozent der Maschinen verloren. Die Produktion von Kohle, einem wichtigen Energieträger, war auf ein Achtel des Vorkriegsniveaus gefallen. »Nie in der Geschichte«, sagte General Douglas MacArthur, »waren ein Land und sein Volk so vollständig niedergeworfen worden«.2


  Wären jedoch 1945 Marsmenschen in Paris, Leningrad oder London gelandet, hätten sie die Sieger kaum von den Besiegten unterscheiden können: Frankreich hatte durch den Krieg 30 Prozent seiner Häuser, die Hälfte seines Viehs, zwei Drittel seiner Eisenbahnstrecken und etwa 40 Prozent des gesamten Volksvermögens verloren.3 In der Sowjetunion waren 25 Millionen Menschen ums Leben gekommen und 70000 Städte und Dörfer zerstört worden.4 In der Nachkriegszeit wurde die Sowjetunion zu einer Supermacht von erheblicher ideologischer Anziehungskraft, doch das Land und seine Satelliten hatten unter einem politischen und wirtschaftlichen System zu leiden, das nicht in der Lage war, Wohlstand zu schaffen, und letztlich nicht aufrechterhalten werden konnte.


  Auch Großbritannien hatte permanenten Schaden erlitten. Schon durch den Ersten Weltkrieg war es schrecklich kostspielig geworden, seine Stellung als Supermacht aufrechtzuerhalten, und der Zweite Weltkrieg machte ihr für immer ein Ende. Großbritannien hörte auf, der größte Kreditgeber und die größte Seemacht der Welt zu sein, es war von einem wachsenden Schuldenberg geplagt. Sein Handel war auf 30 Prozent des Vorkriegsniveaus geschrumpft,5 und das Pfund verlor seinen Status als internationale Reservewährung. In Asien stand das verarmte China, das jahrzehntelang von den japanischen Besatzern terrorisiert worden war, am Rand eines Bürgerkriegs. Indien, Indochina, der Nahe Osten, Afrika und Lateinamerika hatten die Schwelle der Kolonialzeit noch nicht überschritten.


  In dieser Situation erschien die neue Supermacht auf der Bildfläche: Amerika, die G1. Wegen der gewaltigen Zerstörungen in Europa und Asien, und weil es kaum Länder gab, die bereit waren, eine internationale Rolle zu spielen, konnten die Vereinigten Staaten das internationale System so neu gestalten, dass es ihren Zielen diente. Der Krieg hatte auch sie einen erheblichen Tribut gekostet, aber ihre Verluste waren viel geringer als bei den Ländern, die als Schlachtfeld gedient hatten. Deshalb war ihre Macht, bedingt durch den Konjunkturaufschwung, den die Kriegsanstrengungen ausgelöst hatten, auf ein beispielloses Niveau gestiegen.[3] Sie schufen während des Krieges 17 Millionen neue Arbeitsplätze, um die enorme Nachfrage nach Waffen und Kriegsmaterial zu befriedigen. Die Löhne verdoppelten sich, und die Ersparnisse stiegen um das Siebenfache.6 Der Lebensstandard verbesserte sich, und es gab praktisch keine Arbeitslosigkeit mehr.7


  Gestützt auf diese Vorteile und vor die Wahl gestellt, sich in den Isolationismus zurückzuziehen oder ihre Macht im Ausland zu vergrößern, verfolgten die Architekten der amerikanischen Nachkriegspolitik zwei komplementäre Ziele. Erstens wollten sie Handelsverbindungen mit dem Ausland aufbauen, um eine erneute Depression in Amerika zu vermeiden, um die notwendigen Arbeitsplätze für 11 Millionen zurückkehrende Soldaten zu schaffen und um die ökonomischen Gewinne des Krieges weiter zu vergrößern. Und zweitens wollten sie die Demokratie fördern und den Kommunismus im Zaum halten, indem sie das Risiko möglichst gering hielten, dass die Verelendung Europas einen dritten, noch verheerenderen Weltkrieg auslöste.


  In Bretton Woods sprach der amerikanische Finanzminister Henry Morgenthau jr. die abschließenden Worte. Sie lauteten:


  
    Wir stehen an einem Scheideweg, und wir müssen die eine oder die andere Richtung wählen. Die Konferenz in Bretton Woods hat einen Wegweiser aufgerichtet. Er zeigt auf eine Straße, die so breit ist, dass alle Menschen Seite an Seite im Gleichschritt darauf gehen können. Wenn sie zusammen aufbrechen, kann nichts auf der Welt sie aufhalten.8

  


  Die vorgeschlagene Richtung war universaler Frieden und Wohlstand, und die Straße wurde von den Vereinigten Staaten und ihren europäischen Verbündeten entworfen und gebahnt.


  Wie der Westen geführt wurde


  Die Amerikaner glauben gern, dass ihr Bestes auch für die Welt das Beste ist. Schließlich heißt die amerikanische Meisterschaft im Profibaseball World Series, ein Name, der dadurch kaum weniger lächerlich wird, dass die kanadischen Toronto Blue Jays in der Eastern Division der American League spielen.[4] Auch International House of Pancakes (IHOP) ist eine Kette von mehr als 1500 Restaurants, deren internationale Präsenz sich auf 17 Restaurants in Kanada, 12 in Mexiko und zwei in Guatemala beschränkt.9 Genau wie IHOP und die Herbstmeisterschaft im Baseball verdienen auch die Weltbank und der Internationale Währungsfonds (beide mit Hauptsitz Washington D.C.) eindeutig das Etikett »made in America«.


  Manche Kritiker erheben den Vorwurf, diese Institutionen seien vor allem Instrumente zur Durchsetzung der US-amerikanischen Außenpolitik, weil sie nur dann Kredite an bedürftige Länder vergeben, wenn diese demokratische und marktwirtschaftliche Reformen durchführen – eine Agenda, die als »Washington Consensus« bezeichnet wird.10 Das ist zwar überspitzt, aber immerhin wurden Weltbank und IWF nicht nur stets von Vertretern des Westens geführt, sondern die USA und die europäischen Staaten haben auch formelle und informelle Machtbefugnisse innerhalb dieser Institutionen, die heute nicht mehr der Größe ihres Beitrags zur Weltwirtschaftsleistung entsprechen.


  Diese fest in die Institutionen integrierten Vorteile des Westens sind kein Zufall. In Bretton Woods waren die meisten der 43 Mächte, die mit den USA am Verhandlungstisch saßen, im Krieg von amerikanischer Hilfe abhängig. Man könnte sie als Koalition der Bankrotten und Hungrigen bezeichnen. Was die amerikanische Agenda betrifft, so eröffnete Präsident Franklin D. Roosevelt die Konferenz mit einem Aufruf zur internationalen Zusammenarbeit unter amerikanischer Führung. Dabei verglich er die Weltwirtschaft mit dem menschlichen Körper.


  
    Der Handel ist das Herzblut einer freien Gesellschaft. Wir müssen dafür sorgen, dass die Arterien, durch die dieser Blutstrom fließt, nicht mehr wie in der Vergangenheit durch künstliche Barrieren verstopft werden, die durch sinnlose wirtschaftliche Rivalitäten entstehen. Krankheiten der Wirtschaft sind extrem ansteckend. Daraus folgt, dass die wirtschaftliche Gesundheit eines Landes auch all seine nahen und fernen Nachbarn angeht. Nur durch eine dynamische Weltwirtschaft mit gesundem Wachstum kann der Lebensstandard in den einzelnen Nationen auf ein Niveau erhöht werden, das die vollständige Erfüllung unserer Zukunftshoffnungen erlaubt.11

  


  Roosevelt wusste, dass das immer finanzstärkere, selbstbewusstere und durchsetzungsfähigere Washington einen freien Welthandel und stabile Wechselkurse brauchte, um den amerikanischen Wirtschaftsmotor am Laufen zu halten, und 1944 hatten die Vereinigten Staaten bestimmenden Einfluss auf die Nachkriegsplanung. Die Währungen würden an den US-Dollar gebunden, was Fluktuationen und Reibungsverluste im Welthandel verhinderte. Der Dollar würde zu einem festgesetzten Preis in Gold konvertierbar sein. Dies bedeutete, dass die Zentralbanken in Krisenzeiten monetären Spielraum hatten und die daraus resultierenden Inflationsängste durch die Konvertierbarkeit des Dollars gelindert wurden. Nach diesem System waren die USA verpflichtet, den Dollar, wenn dies verlangt wurde, in Gold umzutauschen, aber da die Vereinigten Staaten in den frühen 1950er Jahren 22000 Tonnen Gold besaßen (die Hälfte des Goldes, das bis dahin in der Geschichte der Menschheit gewonnen worden war), schien der Tag, an dem Amerika diese Verpflichtung nicht mehr würde erfüllen können, noch sehr fern zu liegen.12


  Der IWF wurde geschaffen, um die neuen monetären Regeln zu propagieren und Ländern Kredite zu geben, die ihre Schulden nicht mehr zahlen konnten. Die Weltbank sollte den Wiederaufbau in Europa mitfinanzieren und danach auch andere bedürftige Länder unterstützen. Der Einfluss in beiden Institutionen hing von den Stimmenanteilen ab. Sie wurden nach einer Formel berechnet, die Washington entwickelt hatte, um die gewünschten Ergebnisse zu erzielen. Bei der Gründung der Institutionen beanspruchten die USA etwa ein Drittel der Stimmen. Wenn man dazu die Stimmen hinzuzählt, die an Kanada und die europäischen Verbündeten der USA gingen, verfügten die Staaten des Westens in der Weltbank über beinahe drei Viertel der Stimmen.13


  Die USA hatten keine Skrupel, die Regeln in den neuen Organisationen so zu gestalten, dass sie ihnen einen dauerhaften Einfluss sicherten. Ein Land brauchte 20 Prozent der Stimmen, um gegen irgendeinen Beschluss im IWF oder der Weltbank sein Veto einzulegen. Nur die USA überschritten diese Schwelle. Als Nixon der amerikanische Beitrag für den IWF 1969 zu hoch wurde, senkte er sowohl den amerikanischen Stimmenanteil als auch das Quorum für das Veto.14 Die Weltbank tat in den 80er Jahren dasselbe.15 In beiden Fällen stellten die USA sicher, dass nur sie ein Vetorecht hatten, und dank diesem Veto konnten ohne Zustimmung der USA keine weiteren Veränderungen vorgenommen werden. Auch heute noch halten die Vereinigten Staaten und Europa trotz des immer besser dokumentierten Aufstiegs der Schwellenländer immer noch die Mehrheit der Stimmenanteile beim IWF.16


  Auch die Vereinten Nationen wurden auf einem Fundament westlicher Werte erbaut, und als der Zweite Weltkrieg zu Ende ging, machten sich die Sieger daran, ihre Dominanz in der Institution zu festigen. Der 15 Mitglieder zählende Sicherheitsrat, nicht die Generalversammlung mit allen Mitgliedern bekam die Vollmacht, militärisches Eingreifen zu autorisieren, friedenserhaltende Operationen anzuordnen und Sanktionen zu verhängen. Die Vereinigten Staaten, Großbritannien, Frankreich, die Sowjetunion und China, die einzigen ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, erhielten jeweils ein Vetorecht gegen sämtliche Vorschläge. Diese Struktur sollte sich schon bald als Hindernis für die amerikanischen Pläne erweisen, aber das Problem war anfangs nicht deutlich erkennbar. Als der Rat im Januar 1946 das erste Mal zusammentrat, war China noch nicht kommunistisch, die Sowjetunion war noch nicht allgemein als Bedrohung für die marktwirtschaftliche Demokratie erkannt, und der Kalte Krieg hatte noch nicht begonnen.


  Neue Institutionen reichten nicht aus. Washington brauchte einen aggressiveren Plan für den Wiederaufbau Europas. Im Jahr 1947 importierten die USA nur etwa halb so viel aus Europa, wie sie dorthin exportierten. Ohne eine massive Geldspritze würde den Europäern das Geld ausgehen, und die Amerikaner würden ihre potentiell größten Handelspartner verlieren.17 Der Handlungsdruck wurde dadurch verschärft, dass sowjetische Truppen noch weitere osteuropäische Staaten besetzten. Kommunistische Regierungen wurden installiert, und die marxistische Ideologie fasste auch in Westeuropa Fuß, wo dank dem wirtschaftlichen Elend in Frankreich und Italien kommunistische Parteien entstanden.18 Um der Ausbreitung des sowjetischen Einflusses ein Ende zu setzen und seine wichtigsten Exportmärkte zu schützen, beschloss Washington, den europäischen Wiederaufbau in einem beispiellosen Ausmaß zu subventionieren.


  Durch den Marshallplan, der im ersten Jahr 10 Prozent des amerikanischen Bundeshaushalts ausmachte, pumpten die Vereinigten Staaten zwischen 1948 und 1952 13 Milliarden Dollar nach Europa hinein.19 Genau wie die europäischen Institutionen, der IWF und die westeuropäischen Mächte im Jahr 2011 Griechenland mit Geldspritzen versorgten, um zu verhindern, dass die Schuldenkrise auf die verwundbarsten Volkswirtschaften Europas übergriff, so versorgten die Vereinigten Staaten Ende der 1940er Jahre Griechenland mit militärischer und finanzieller Hilfe, um Aufstände niederzuschlagen und den Vormarsch des Sowjetkommunismus aufzuhalten.20


  Die amerikanischen Investitionen begannen schon bald Gewinn abzuwerfen. Bis 1952 hatten die Volkswirtschaften des Westens bereits das Doppelte ihres Vorkriegsniveaus erreicht.21 Die amerikanische Truppenpräsenz in Europa sorgte für einen Schutzschirm, der es den europäischen Staaten erlaubte, in ihre wirtschaftliche Entwicklung zu investieren. Trotz des Schattens, den die amerikanischen und sowjetischen Soldaten und Panzer warfen, wurde Westdeutschland eine der größten und dynamischsten Volkswirtschaften der Welt mit einem Wachstum von fast 6 Prozent pro Jahr zwischen 1950 und 1967.22


  Deutschland war nicht das einzige besiegte Land, das sich aus der Asche des Zweiten Weltkriegs erhob. Als General MacArthur 1945 das Oberkommando im besetzten Japan übernahm, skizzierte er die Vision seines Landes von der japanischen Zukunft auf die für ihn typische grandiose Art. Er bezeichnete das Japan nach dem Krieg als »das größte Labor der Welt für einen Versuch der Befreiung eines Volkes von einer totalitären Militärherrschaft und für die Liberalisierung der Regierung von innen heraus.«23


  Genau wie die Nachbarstaaten der Deutschen verloren auch die Japaner dank der amerikanischen Besatzung die Furcht vor einem Wiederaufleben des Militarismus bei den ehemaligen Achsenmächten. Die Truppenstationierung befreite Japan außerdem von der Notwendigkeit, riesige Summen für Verteidigung auszugeben. Genau wie die Deutschen nutzten auch die Japaner ihre Chance und bauten innerhalb von 10 Jahren eine ungemein leistungsfähige Volkswirtschaft auf. In den späten 1940er Jahren gaben die amerikanischen Besatzer eine Million Dollar pro Tag aus, um das japanische Industriepotential wieder zu stärken.24 Bis 1956 konnte die japanische Regierung erklären, dass ihr Volk »nicht mehr in der Periode des Nachkriegswiederaufbaus lebe«.25 In der zweiten Hälfte der 1960er Jahre wuchs die japanische Volkswirtschaft durchschnittlich 11 Prozent pro Jahr.26 Im Jahr 1968 überholte Japan die Bundesrepublik Deutschland und wurde die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt, einen Rang, den es erst verlor, als es 2010 von China überholt wurde.27


  Japans Erfolg als kapitalistisches Land war nicht der einzige Grund für seinen Wiederaufstieg. Das japanische Ministerium für internationalen Handel und Industrie (MITI) griff relativ stark in die Binnenwirtschaft des Landes ein. Ganz ähnlich wie es China seit einigen Jahren mit seiner Währungspolitik tut, förderte auch Japan seinen Export, indem es den Yen zu einem besonders niedrigen Wert an den Dollar band. Mitte des 20. Jahrhunderts rekrutierten sich viele Ministerpräsidenten des Landes aus dem Personal des MITI. Außerdem wurde durch den Aufstieg Japans ein für alle Mal klar, dass eine alte asiatische Kultur durchaus das kapitalistische Wertesystem des Westens übernehmen konnte.


  Als Japan immer stärker wurde, begannen viele Amerikaner, seinen Aufstieg als Bedrohung der amerikanischen Hegemonie zu betrachten. Im Gegensatz zum heutigen China jedoch beruhte die japanische Wettbewerbsfähigkeit auf einem politischen und ökonomischen System, das sich in relativer Harmonie mit dem Washington Consensus befand. In den 70er Jahren lösten sich Japan und Westeuropa aus der Nachkriegsdominanz der USA, hatten aber wegen ihrer politischen und wirtschaftlichen Werte immer noch ähnliche nationale Interessen. Im Jahr 1975 bildeten die Vereinigten Staaten, Japan, Großbritannien, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und Italien die G6 der Industriestaaten. Ein Jahr später wurde die Gruppe durch Kanadas Beitritt zur G7. Trotz aller wirtschaftlichen und kulturellen Rivalitäten hatten ihre Mitglieder wegen ihres gemeinsamen Glaubens an die marktwirtschaftliche Demokratie und ihre gemeinsame Furcht vor dem Sowjetkommunismus im Wesentlichen das gleiche Ziel.


  Die Ölwaffe


  Etwa um die Zeit, als der französische Finanzminister Jean-Pierre Fourcade im November 1975 beim ersten Treffen der G6 im Château de Rambouillet als Gastgeber fungierte, wurde mit dem Erdöl ein Element zum Druckmittel gegen die Westmächte, das bei der wirtschaftlichen Erholung in Japan und Westeuropa eine sehr wichtige Rolle gespielt hatte. Im Jahr 1948 hatte Japan täglich 33000 Barrel Öl importiert und damit 7 Prozent seines Gesamtenergieverbrauchs bestritten. Im Jahr 1972 importierte es 4,4 Millionen Barrel pro Tag und bestritt damit etwa 70 Prozent seines Energieverbrauchs. Eine ähnliche Entwicklung hatte es auch in Westeuropa gegeben: Diese Region hatte 1955 23 Prozent ihres Energiebedarfs mit Erdöl gedeckt. Aber 1972 war der Anteil auf 60 Prozent gestiegen. Zwischen 1955 und 1972 war die Nachfrage nach Öl, das damals in der Regel für 2,50 bis 3 Dollar pro Barrel verkauft wurde, um 550 Prozent gewachsen. Billiges Rohöl in rauen Mengen war für die industrialisierte Welt zu einem unverzichtbaren Brennstoff geworden.28


  Zuerst hatte der wachsende weltweite Ölbedarf die globale Führungsposition der USA weiter gestärkt. Tatsächlich bestritten die USA zu Beginn des Zweiten Weltkriegs etwa 63 Prozent der Weltölproduktion. Die Arabische Halbinsel, der Iran und der Irak produzierten damals noch weniger als 5 Prozent des Erdöls. Amerika und seine Verbündeten konnten auf reiche Vorräte an billigem Rohöl zurückgreifen, und Texas war der wichtigste Öllieferant der Welt. Im Jahr 1960 jedoch, nachdem sich die Versorgung durch die Entdeckung neuer Ölfelder diversifiziert hatte, schlossen sich Saudi-Arabien, der Iran, der Irak, Kuwait und Venezuela zusammen, um ihre lebenswichtige Ware politisch und wirtschaftlich besser zu nutzen; die Organisation erdölexportierender Länder (englisch: Organization of the Petroleum Exporting Countries, abgekürzt OPEC) war geboren. Als die wichtigsten Volkswirtschaften der Welt immer abhängiger vom Öl wurden, begann die Nachfrage schneller zu wachsen als das Angebot.


  In der ersten Zeit hatte die OPEC kaum internationales Gewicht. Auch bei den neuen Ölvorkommen im Nahen Osten strichen westliche Unternehmen den Löwenanteil der Gewinne ein, und selbst von Ölpreiserhöhungen hatten die Entwicklungsländer, wo das Öl gefördert wurde, kaum etwas. Der erste Versuch des OPEC-Kartells, im Sechstagekrieg zwischen Israel und Ägypten, Jordanien und Syrien ein Embargo zu organisieren, war ein eher peinlicher Fehlschlag, aber langfristig wurde die OPEC durch die historische Entwicklung begünstigt. In den 60er Jahren steigerten die Länder im Nahen Osten ihre Produktion auf 13 Millionen Barrel pro Tag und deckten damit zwei Drittel der weltweiten Verbrauchssteigerung in dem Jahrzehnt. Nun begannen die OPEC-Staaten, von den westlichen Ölkonzernen, die auf ihrem Territorium operierten, einen höheren Anteil der Gewinne zu fordern. Bis 1972 hatten sich auch Katar, Indonesien, Algerien, Libyen, die Vereinigten Arabischen Emirate und Nigeria der OPEC angeschlossen.


  Dann erreichte das Kräfteverhältnis zwischen Käufern und Verkäufern einen Umschlagpunkt. Im März 1971 war in Texas das Fördermaximum erreicht, und es konnte von da an das Angebot nicht mehr steigern, um dem Preisauftrieb entgegenzuwirken. Damals importierten die USA etwa 3,2 Millionen Barrel Öl pro Tag. In den folgenden fünf Jahren stieg diese Menge nahezu auf das Doppelte, und die OPEC erlebte auf dem Ölmarkt einen entscheidenden Machtzuwachs. Die Entscheidungen, die das Kartell über die Fördermengen traf, wurden mit jedem Jahr wichtiger für die Stabilität der Öl- und Gaspreise in Europa und den Vereinigten Staaten. Der Wendepunkt kam mit dem Yom-Kippur-Krieg im Oktober 1973, einem weiteren israelisch-arabischen Konflikt, der die OPEC erneut zum Einsatz der Ölwaffe provozierte. Dieses Mal entdeckten die Mitglieder des Kartells, dass sie die Macht hatten, der mächtigsten Volkswirtschaft der Welt echten Schaden zuzufügen. Als Vergeltung für die amerikanische Unterstützung Israels drosselte die OPEC ihre Öllieferungen an die Vereinigten Staaten und verknappte schrittweise das Öl auf dem gesamten Markt. In den Wochen vor dem Krieg und dem Embargo hatte der Ölpreis 2,90 Dollar pro Barrel betragen. Bis zum Ende des Jahre hatte er sich vervierfacht.


  Während der Ölmarkt früher als erwartet einen kritischen Umschlagpunkt erreichte, scheiterte das Währungssystem von Bretton Woods früher als erwartet an seinem zentralen Widerspruch. Die Stabilität des Systems hing davon ab, dass die Vereinigten Staaten zwei Formen von Vermögenswerten als Reserve zur Verfügung stellten: den Dollar und Gold. Beide wurden zu einem festen Preis angeboten, Gold zum Beispiel konnte für 35 Dollar pro Unze zurückgekauft werden. Während jedoch das Angebot an Dollars so flexibel war, dass man auf Änderungen der Nachfrage leicht reagieren konnte, war dies beim Goldangebot nicht der Fall. In den späten 1960er Jahren führten die US-amerikanischen Staatsausgaben insbesondere für den Vietnamkrieg zu einem großen Leistungs- und Handelsbilanzdefizit der USA. Es entstand eine starke Inflation, und mehrere europäische Staaten waren über den Wertverlust des Dollar beunruhigt. Sie waren nicht bereit, ihre eigenen Währungen zu schwächen, um den Dollarkurs zu stützen, und wollten große Mengen ihrer Dollarreserven in Gold umtauschen.


  Präsident Richard Nixon reagierte, indem er dem System von Bretton Woods den Todesstoß versetzte. Am 15. August 1971 verkündete er »die zeitweilige Aufhebung der Konvertibilität des Dollars in Gold oder andere Reservevermögenswerte, es sei denn in Mengen und unter Bedingungen, die ... im wohlverstandenen Interesse der Vereinigten Staaten liegen«.29 Obwohl das Weiße Haus von einer zeitweiligen Maßnahme sprach, wurde diese nie wieder aufgehoben. In der Folge wurde der Dollar zweimal in Folge abgewertet, was die Wettbewerbsfähigkeit der amerikanischen Exportindustrie verbesserte und für die Dollarreserven anderer Länder einen Wertverlust bedeutete. Dies war der endgültige Tod eines Abkommens, dem mehrere Jahrzehnte wachsenden Wohlstands zu verdanken waren. In den Vereinigten Staaten wurde Nixons Entscheidung im Getöse des Vietnamkriegs und der Antikriegsproteste kaum wahrgenommen. Im Rest der Welt wurden sie unter der Bezeichnung »Nixon-Schock« bekannt.


  Warum, fragten die Vertreter der OPEC, sollten wir unseren wertvollsten Rohstoff für eine Währung verkaufen, die rasant an Wert verliert? Durch das Ölembargo und die Preissteigerung, die es nach sich zog, gerieten einige der größten Volkswirtschaften der Welt ins Trudeln. Zwischen 1973 und 1975 schrumpfte das BIP in den USA um 6 Prozent, und die Zahl der Arbeitslosen verdoppelte sich. Die japanische Wirtschaft erlebte ihren ersten Konjunktureinbruch seit dem Zweiten Weltkrieg. Die OPEC-Mitglieder dagegen erfreuten sich wachsenden Wohlstands. Der Rückgang des Exportvolumens wurde durch die starken Preiserhöhungen mehr als ausgeglichen, so dass die Mitglieder des Kartells weniger Öl verkauften und trotzdem mehr Geld einnahmen. Ihre Einnahmen aus dem Ölverkauf stiegen von 23 Milliarden Dollar im Jahr 1972 auf 140 Milliarden im Jahr 1977. Amerikaner und Europäer besaßen zwar Atomwaffen, aber die führenden Mitglieder der OPEC hatten entdeckt, dass sie ein Mittel besaßen, um die Volkswirtschaften des Westens in kürzester Zeit in die Rezession zu treiben.30 Als die OPEC genau dies bewiesen hatte, hob sie das Embargo im März 1974 wieder auf.


  Durch die Bindung an den fallenden Dollar im Rahmen des Bretton-Woods-Systems war bei vielen Währungen erheblicher Schaden entstanden, Präsident Nixon hatte sich entschlossen, das Goldfenster zu schließen, das Ölembargo hatte erhebliches Unheil angerichtet, und viele amerikanische Verbündete hatten der Nahostpolitik der USA ihre Unterstützung entzogen, damit sie weiterhin Öl erhielten. All diese Faktoren führten dazu, das eine politische Realität immer deutlicher zutage trat: Nur wenige folgen einer Macht, wenn deren Führung nicht Frieden und Wohlstand zu bringen verspricht. Unter dem Druck des Kalten Krieges hatte viele Staaten die USA unterstützt und sich auf sie verlassen, aber als die USA in den siebziger Jahren schwächer zu werden schienen, begannen sie ihre Unterstützung an Bedingungen zu knüpfen.


  Während der eine Problemkomplex durch den enormen Ölbedarf des Westens entstand, verursachte dessen Bedarf an Konsumgütern den anderen. Als Japan reicher wurde und seine Arbeiter höhere Löhne bekamen, stiegen die Produktionskosten und wurden an die westlichen Verbraucher weitergegeben. Durch diese Entwicklung entstand eine Chance für die sogenannten asiatischen Tigerstaaten: Südkorea, Taiwan, Hongkong und Singapur. Durch die niedrigeren Produktionskosten in diesen Ländern waren ihre Produkte billiger und fanden in den USA und Europa reißenden Absatz. In Bretton Woods hatten sich die Vereinigten Staaten für offene Märkte eingesetzt, um die Nachfrage der Verbraucher nach amerikanischen Gütern zu fördern. Drei Jahrzehnte später hatten sich dank den Produktionszentren in den Entwicklungsländern und den wohlhabenderen amerikanischen Verbrauchern die Handelsströme umgedreht. Im Jahr 1960 hatten die USA noch 15 Milliarden Dollar für Importprodukte ausgegeben. Im Jahr 1985 war diese Summe auf fast 340 Milliarden gestiegen.31 Auf diese Weise wurden die asiatischen Tigerstaaten die ersten Schwellenländer – und Washington verlor wieder ein bisschen mehr von seinem politischen Gewicht.32


  Wie verdienten sich die Tiger ihre Streifen? Zusammen mit den Japanern machen sie weniger als 4 Prozent der Weltbevölkerung aus und besitzen weniger als ein Prozent des Landes.33 Da sie kaum über Ressourcen verfügen, hatten sie kaum eine andere Wahl, als jenseits ihrer Grenzen nach Wachstumschancen zu suchen. Zwischen 1970 und 1987 steigerten die vier Staaten ihren Anteil an den weltweiten Exporten um mehr als das Doppelte.34 Gleichzeitig schützten sie ihre Unternehmen durch Subventionen und Handelsschranken vor ausländischer Konkurrenz, bis diese konkurrenzfähig waren.35 Die Veränderung der Handelsbilanzen war bei den Vereinigten Staaten am augenfälligsten. Die Tigerstaaten häuften mit der Zeit einen gewaltigen Zahlungsbilanzüberschuss an.[5] Thailand, Malaysia, die Philippinen und Indonesien gingen den gleichen Weg, den die ursprünglichen vier gebahnt hatten. Während sich die Vereinigten Staaten immer tiefer verschuldeten, wurde die Liste der Schwellenländer immer länger, und diese kleineren Länder nahmen sich einen größeren Teil des Weltvermögens. Durch das geschäftige Treiben in seiner Nachbarschaft wurde nun auch der schlafende Riese in der Nachbarschaft der Tigerstaaten geweckt.


  Der Drache tritt auf


  Chinas Aufstieg begann 1976 mit dem Tod Mao Tse-tungs. Ein Jahr danach bestritt China noch 0,6 Prozent des Welthandels.36 Im Jahr 2010 überholte es Japan und wurde die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt, und heute nehmen westliche Banker und Wirtschaftswissenschaftler Wetten an, wann es die größte Handelsnation werden wird.37


  In den späten 70er Jahren begann Deng Xiaoping, Maos Nachfolger als höchster Führer Chinas, den Reformprozess mit der Einrichtung von vier »Sonderwirtschaftszonen«, Enklaven an der Küste, die als kapitalistische Versuchslabors dienten und in denen ausländische Unternehmen zu günstigen Bedingungen investieren durften. Angespornt durch frühe Erfolge weitete Deng das Experiment allmählich aus. Im Jahr 1984 wurden 14 Küstenstädte für eine Welle von Auslandsinvestitionen geöffnet. Auf dem Land explodierte die landwirtschaftliche Produktion, als die Bauern durch neue Gesetze mehr Freiheit und neue Produktionsanreize erhielten. Wie bei Japan und den asiatischen Tigerstaaten vergrößerte sich der Handel, und die Produktion stieg rasant.


  Der wirtschaftliche Wandel verursachte soziale Probleme. Der Zustrom riesiger Geldsummen in die labyrinthische Bürokratie Chinas führte zu massiver Korruption. In einem Land mit traditionell geringer Mobilität der Arbeitskräfte entstand eine Massenmigration, die Dutzende Millionen Bauern vom rückständigen Land in die boomenden Städte an der Süd- und Ostküste führte. Soziale Unruhen nahmen stark zu, als sich die Kluft zwischen Reich und Arm vergrößerte und viele ohnehin schon dicht besiedelte Großstädte gefährlich überbevölkert wurden. Politische Führer fürchteten, dass die Partei die Kontrolle über all diese Veränderungen verlieren würde, und ihre Furcht wuchs, als eine andere Spielart von Reformen in der Sowjetunion zum Chaos führte. Innerhalb der chinesischen Führung entstanden Meinungsverschiedenheiten darüber, wie schnell sich das Land ändern könnte, ohne Schaden zu nehmen.


  Am 15. April 1989 starb Hu Yaobang an einem Herzinfarkt. Er war als Generalsekretär der Partei abgesetzt und öffentlich gedemütigt worden, weil er eine politische Liberalisierung angestrebt hatte. Nun kam es am Vorabend seiner Beerdigung auf dem Tiananmen-Platz in Peking zu einer spontanen Versammlung von Studenten und Intellektuellen. Sie löste eine Welle von Demonstrationen aus, bei denen sich in den folgenden sieben Wochen immer größere Menschenmengen in Peking und anderen großen Städten Chinas versammelten und diverse politische und wirtschaftliche Reformen forderten. Am 20. Mai machte die chinesische Führung den erfolglosen Versuch, den Demonstrationen durch Verhängung des Kriegsrechts ein Ende zu setzen. Zwei Wochen darauf, am 4. Juni, durchbrach die Armee die Sitzblockaden am Tiananmen und drang auf den Platz vor. Die Soldaten töteten eine unbekannte Zahl von Menschen und verletzten viele weitere, wodurch der Reformprozess um viele Jahre zurückgeworfen wurde.


  Später im gleichen Jahr beobachtete die chinesische Führung, wie die kommunistische Regierung Ungarns unter Druck geriet und ihre Grenze zur Bundesrepublik öffnete. In der Folge reisten sehr viele DDR-Bürger nach Ungarn und von dort in den Westen, wodurch die Berliner Mauer ihre Funktion rapide verlor. Wenig später landeten die kommunistischen Regierungen der Warschauer-Pakt-Staaten durch gewaltfreie Aufstände auf dem Müllhaufen der Geschichte. Zwei Jahre danach implodierte die Sowjetunion. Bei den chinesischen Konservativen löste dies Zukunftsangst aus, doch die Reformer versuchten daraus zu lernen, dass es den europäischen Kommunisten nicht gelungen war, dem Normalbürger das versprochene bessere Leben zu bieten. Dengs Reformen wurden verzögert, aber dank ihren frühen Erfolgen und dank Dengs Beharrlichkeit nie ganz aufgegeben. Die Ereignisse auf dem Tiananmen-Platz überzeugten die chinesische Führung, dass eine isolierte Volkswirtschaft anfällig für Aufstände war, also öffneten sie China für den Handel mit dem Ausland, wodurch der asiatische Riese beispiellose wirtschaftliche Macht erwarb.


  Sieg und Zersplitterung


  Nach mehr als vier Jahrzehnten Blockkonfrontation und blutigen Stellvertreterkriegen in der Dritten Welt schien mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion und des Kommunismus in Europa und mit dem Ende des Kalten Krieges eine Ära der amerikanischen Vorherrschaft anzubrechen. US-amerikanische Politiker gingen von einer neuen Art von Manifest Destiny aus: dem göttlichen Auftrag für eine exzeptionelle, dominierende Supermacht, auf allen Kontinenten Jünger zu sammeln, die die Welt nach dem amerikanischen Vorbild neu gestalten würden. Russland, das Herz des untergegangenen sowjetischen Imperiums, wurde als achtes Mitglied in die G7 eingeladen, um sicherzustellen, dass es nicht in den Kommunismus zurückfallen oder zu einer Militärdiktatur werden würde. Die Mauer fiel, und die Angst vor dem nuklearen Winter wurde durch einen vielversprechenden Frühling ersetzt.


  Doch der Sieg im Kalten Krieg führte weder zu internationaler Harmonie noch zu einer dauerhaften US-amerikanischen Vorrangstellung. Stattdessen beschleunigte er nur den Aufstieg einer neuen Generation zunehmend selbstbewusster Schwellenländer, von denen jedes seine eigenen Werte und Empfindlichkeiten hatte. Aus der Asche der Sowjetunion selbst wurden 15 neue Staaten geboren. Einige (die baltischen Staaten, die Ukraine und Georgien) wandten sich Europa zu. Andere (Weißrussland und Armenien) schlossen sich stärker an Russland an. Die meisten, darunter energiereiche Staaten wie Kasachstan, Turkmenistan und Aserbaidschan, öffneten sich für Auslandsinvestitionen aus mehreren Richtungen. In Russland selbst wurde das wirtschaftliche Chaos unter Boris Jelzin durch die Ära Putin abgelöst, die durch ein Wiedererstarken der zentralisierten Staatsmacht gekennzeichnet war. Der Anstieg der Ölpreise während der Präsidentschaft Wladimir Putins füllte die russische Staatskasse und verhalf dem Land zu neuer politischer Stabilität und neuem Selbstvertrauen.


  Die deutsche Wiedervereinigung schuf die Grundlage für einen Staat, der heute wieder das Kraftzentrum Europas ist, und beschleunigte den Prozess der europäischen Erweiterung. Im Jahr 1992 wurde durch den Vertrag von Maastricht die Europäische Union gegründet, der größte Verbrauchermarkt der Welt. Dies sollte später zur Einführung des Euro führen, einer gemeinsamen Währung, die als internationale Reservewährung heute schon eine Alternative zum Dollar darstellt, obwohl einige der 17 Staaten der Eurozone in letzter Zeit Finanzprobleme haben. Mit ihren mehr als 500 Millionen Staatsbürgern in 27 Ländern beherbergt die EU die größte Mittelschicht der Welt und ist die friedlichste und wohlhabendste Region der Erde.


  China, Brasilien und Indien gehören heute zu den 10 größten Volkswirtschaften der Welt, und Russland, Mexiko, Südkorea, die Türkei, Indonesien und Polen gehören zu den 20 größten. Kein Wunder, dass die meisten dieser neuerstarkten Staaten mit zunehmender Beharrlichkeit ein außenpolitisches Programm verfolgen, das weder durch das Bündnis mit einer wohltätigen Supermacht noch durch den Wunsch getrieben ist, sich den Clubs der alten Mächte anzuschließen. Jawaharlal Nehru etablierte in den späten 1940er Jahren die Unabhängigkeit der indischen Politik. Heute, da Indien eines der wichtigsten Schwellenländer ist, spielt diese skeptische Haltung in Bezug auf Partnerschaften mit anderen mächtigen Staaten eine viel wichtigere Rolle in der regionalen und internationalen Politik.


  Brasilien hat sich dank seiner schnell wachsenden Volkswirtschaft und seinem immer schärferen internationalen Profil zur mächtigsten Macht Lateinamerikas entwickelt, was das ganze Land mit Stolz erfüllt. Im Jahr 2010 demonstrierte der damalige Präsident Luiz Inácio Lula da Silva die Unabhängigkeit und das wachsende Gewicht seines Landes – und seine Bereitschaft, europäische und US-amerikanische Verhandlungsdelegationen zu brüskieren –, indem er zusammen mit dem türkischen Ministerpräsidenten Recep Erdoğan versuchte, in den festgefahrenen Verhandlungen wegen des iranischen Atomprogramms eine Übereinkunft mit der iranischen Verhandlungsdelegation zu vermitteln. Die Regierung der Türkei hätte sich nicht für eine solche Übereinkunft eingesetzt, solange ihr Wunsch, in die Europäische Union einzutreten, noch größer war als ihr Bedürfnis, sich als Regionalmacht zu profilieren. Nun jedoch unternahm sie es, genau wie die brasilianische, gestützt auf ihr gewachsenes wirtschaftliches und politisches Selbstvertrauen das Prestige ihres Landes zu fördern.


  Kurz gesagt sind durch die Globalisierung, einem von Washington sowohl aus politischen als auch aus wirtschaftlichen Gründen stets geförderten Phänomen, zahlreiche im Aufstieg begriffene Alternativen zur amerikanischen Macht entstanden, darunter ein lockerer Verband von Entwicklungsländern, deren Führer versuchen, das Verlangen ihrer Öffentlichkeit nach einer wichtigeren Rolle in der Welt zu befriedigen, indem sie in der internationalen Politik dilettieren. Sie wollen einen besseren Status und haben das Gefühl, dass sie wegen ihrer wachsenden Volkswirtschaften mehr Respekt auf der internationalen Bühne genießen müssten. Doch die neuen Akteure scheuen davor zurück, die Risiken und Lasten auf sich zu nehmen, die mit einer Beteiligung an der globalen Führung verbunden sind, und konzentrieren sich stattdessen darauf, die schwierigen Stadien in der Wirtschaftsentwicklung ihrer Länder zu managen. Diese Verantwortungsscheu ist der Kern der G-Null.


  Weiterverbreitung von Atomwaffen


  Kaum ein Problem ist ein besseres Beispiel für die Gefahren einer führungslosen Welt als die Weiterverbreitung der gefährlichsten Waffen des Planeten. Im Jahr 2009 infizierte der zuvor unbekannte Computerwurm Stuxnet ganz plötzlich Zehntausende von Computern in 150 Ländern. Obwohl ihn einige Experten als die modernste Schadsoftware bezeichneten, die sie je gesehen hätten, weckte der Wurm erst dann größeres Medieninteresse, als Experten entdeckten, dass eine seiner vielen Eigenschaften darin bestand, für die Urananreicherung benutzte Zentrifugen außer Betrieb zu setzen.38 Seit dieser Entdeckung glauben viele Analysten, dass der Wurm im Rahmen eines israelisch-amerikanischen Gemeinschaftsprojekts zur Störung des iranischen Atomprogramms entwickelt wurde. Führende Vertreter der USA und Israels haben inzwischen geäußert, dass das iranische Urananreicherungsprogramm ihrer Ansicht nach durch den Angriff erheblich verzögert wurde.


  All dies deutet auf hochdramatische, wenn auch weitgehend verborgene Ereignisse hin. Aber es handelt sich nur um die neuste Episode in einem fast sieben Jahrzehnte währenden Kampf um die Beherrschung eines der kompliziertesten Langzeitprobleme der Welt. Die zwei Bomben, die den Zweiten Weltkrieg so schnell beendeten, markierten den Höhepunkt der amerikanischen Vorherrschaft, doch das Atomwaffenmonopol der USA hatte nur vier Jahre Bestand. Die Sowjets machten im August 1949 ihren ersten erfolgreichen Atomwaffentest, und damit begann ein Wettlauf, welche Macht ihre nationale Verteidigung als Nächste durch die gefährlichste Waffe der Welt verstärken könnte. Großbritannien ist seit 1952 im Club. Frankreich wurde 1960 Atommacht und China überschritt 1964 die Schwelle. Diese fünf Mächte verschafften sich in der Folge den gleichen Vorteil, den sie auch im Weltsicherheitsrat haben – ein Vetorecht. Im Jahr 1968 unterzeichnete eine Reihe von Staaten, einschließlich der Atommächte USA, der Sowjetunion und Großbritannien, den Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV), der ihren Status als Atommächte anerkannte. Die Atommächte Frankreich und China unterzeichneten 1992. Insgesamt haben inzwischen 189 Staaten den Vertrag unterzeichnet, der allen Nicht-Atommächten das »unveräußerliche Recht« auf »Erforschung, Erzeugung und Verwendung der Kernenergie für friedliche Zwecke« verleiht, wenn sie dafür auf die Entwicklung oder Beschaffung von Atomwaffen verzichten.39


  Das Problem mit dem NVV besteht darin, dass niemand die Macht hat, die Einhaltung seiner Bestimmungen durchzusetzen. Wie Israel, Indien oder Pakistan kann jeder Staat sich weigern, den Vertrag zu unterzeichnen, ohne damit ein großes Risiko einzugehen, dass die Welt ihn bestraft. Von Israel wird allgemein angenommen, dass es schon in den 1960er Jahren Atomwaffen entwickelte, obwohl keine israelische Regierung diese Vermutung je offiziell bestätigt hat.40 Im Mai 1998 schockierten die rivalisierenden Staaten Indien und Pakistan die Welt mit jeweils einem unterirdischen Atomtest. Möglich ist auch, dass ein Land den NVV unterzeichnet und ihn einfach kündigt, wenn es Atomwaffen hergestellt hat. Nordkorea unterzeichnete den Vertrag 1985 und kündigte ihn ganz plötzlich im Jahr 2003. Es hat seine Atomwaffenfähigkeit durch einen Test im Oktober 2006 bewiesen. Auch kann ein Land dem Vertrag beitreten, aber heimlich gegen seine Bestimmungen verstoßen. Der Iran unterzeichnete den Vertrag 1968, doch es wird allgemein angenommen, dass er heimlich ein aggressives Programm zur Herstellung von Atomwaffen betreibt.


  In einer G-Null-Welt wird für die Durchsetzung existierender Regeln eine gemeinsam ins Werk gesetzte Diplomatie des Zwangs notwendig sein. Nur eine gemeinsame Front ist machtvoll genug, um eine Regierung wie die des Irans dazu zu bewegen, auf ein permanentes wirksames Abschreckungsmittel gegen konventionelle militärische Angriffe zu verzichten und sich im Angesicht ihres Volkes öffentlich tadeln zu lassen. Doch die Schaffung einer neuen, glaubwürdigeren Ordnung zur Verhinderung der Weiterverbreitung von Atomwaffen würde von den etablierten Mächten und den Schwellenländern eine so hohe Kompromissbereitschaft verlangen, dass ihr Zustandekommen genauso unwahrscheinlich ist wie das eines glaubwürdigen Klimaschutzabkommens.


  Noch ein weiteres Problem wird sich durch die Weiterverbreitung von Atomwaffen verschärfen. Zwei Arten von Macht sind in der internationalen Politik entscheidend: die Macht, Veränderungen zu erzwingen, und die Macht, sie zu verhindern. In der G-Null hat kein Staat und kein Bündnis von Staaten die Macht, die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen zu erzwingen, während eine wachsende Zahl von Staaten die Macht hat, sich der Politik der Nichtverbreitung zu widersetzen. Gegen harte Macht, die einen anderen Staat mit militärischen und politischen Mitteln zwingen kann, etwas zu tun, das er freiwillig nicht tun würde, ist der Besitz von Atomwaffen die ultimative Verteidigung. Nordkorea hat mindestens eine Atomwaffe, aber Saddam Hussein hatte keine, und dem Iran ist dieser Unterschied sehr bewusst. Aus diesem Grund ist es extrem unwahrscheinlich, dass der Iran je in Verhandlungen auf sein Atomprogramm verzichtet, es sei denn, es käme zu einem Regimewechsel, aber selbst das würde vielleicht nichts ändern.


  Gleichzeitig und zum Teil aus gemeinsamen Gründen haben Schwellenländer ein Interesse daran, sich mit dem Iran gut zu stellen. Sie brauchen das Öl und das Gas, das der Iran im Überfluss produzieren kann, sie wollen Zugang zu seinem womöglich bald schon stark wachsenden Verbrauchermarkt, und sie wollen Einfluss auf einen Staat, der nach wie vor eine wichtige Regionalmacht ist. Außerdem haben Entwicklungsländer das gemeinsame Interesse, die Fähigkeit der etablierten Mächte, gegen Länder aus ihrer Gruppe vorzugehen, zu beschränken. Auch deshalb sind in der G-Null Sanktionen gegen Möchtegern-Atomstaaten schwerer durchzusetzen als je zuvor, und das in einer Zeit, da das Tempo des technologischen Wandels den Prozess der Weiterverbreitung beschleunigt.


  Schurkenstaaten wie Nordkorea und der Iran haben sich ihre internationale Ächtung redlich verdient, aber mit ihrer Kritik am NVV haben sie trotzdem in mindestens einem Punkt recht: Die fünf Atomstaaten erklärten sich mit der Unterzeichnung des Vertrags bereit, auf eine schlussendliche Abrüstung hinzuarbeiten. Trotzdem verfügen sie auch nach der Reduktion ihrer jeweiligen Vorräte durch den Vertrag zur Verringerung strategischer Waffen des Jahres 2010 immer noch über 20000 Atomwaffen – mehr als 95 Prozent der insgesamt existierenden Menge.41 Auch das wird sich auf absehbare Zeit wohl kaum ändern.


  Spannungen zwischen den USA und China


  Trotz gegenteiliger Rhetorik (auf beiden Seiten) profitierte Peking in den vergangenen 30 Jahren erheblich von der Macht Amerikas und dessen Bereitschaft, sie einzusetzen. Vor einer Generation hatten Chinas Staatsunternehmen und seine politischen Bürokraten wenig Erfahrung mit potentiell volatilen Schwellenländern in Afrika, dem Nahen Osten, Südostasien und Lateinamerika, und sie wussten erst recht nicht, wie man Tanker sicher durch schwierige Gewässer bringt. Amerikas Bereitschaft, den Weltpolizisten zu spielen, verschaffte China Zeit, sich zu öffnen, sich Handels- und Seewege zu erschließen und im Ausland Handelsbeziehungen aufzubauen und Investitionen zu tätigen. Die Bereitschaft aufeinanderfolgender US-Präsidenten, über Pekings Menschenrechtsverletzungen hinwegzusehen und dafür lieber gute Handelsbeziehungen aufzubauen, führte vielleicht nicht zu einer wunderbaren Freundschaft, aber doch zu einer profitablen Partnerschaft.


  Trotz der Verzögerung infolge der Ereignisse auf dem Tiananmen-Platz gelang es dem alternden Deng, nach dem Untergang des Kommunismus in Europa und der Sowjetunion die chinesische Elite davon zu überzeugen, dass das Einparteiensystem nur bei steigendem Lebensstandard überleben konnte und dass der einzige Weg, den Lebensstandard zu verbessern, in mutigeren Experimenten mit marktorientiertem Kapitalismus bestand. Um chinesische Arbeitsplätze zu schaffen, versuchte Deng, die Verbrauchermärkte auf der ganzen Welt, aber insbesondere in Amerika und Europa für chinesische Exporte zu öffnen. Um eine moderne Volkswirtschaft aufzubauen, war es außerdem notwendig, ausländische Unternehmen willkommen zu heißen, die chinesischen Firmen zu moderner Technik, Management- und Marketingmethoden und optimalen Geschäftspraktiken verhalfen und in einem bis dahin beispiellosen Umfang direkte Auslandsinvestitionen tätigten.


  Nach Dengs Tod erweiterten und intensivierten Jiang Zemin und seine Verbündeten diese Politik. Die amerikanischen Produzenten erhielten Zugang zu billigen chinesischen Arbeitskräften. Und die amerikanischen Verbraucher bekamen importierte Produkte zu günstigen Preisen, wodurch sich die Inflation in Grenzen hielt, obwohl Amerika boomte. In China kamen jährlich Millionen neue Arbeiter in die Fabriken,42 und seine Regierung kaufte riesige Mengen amerikanischer Staatsanleihen und finanzierte damit einen noch größeren Verbrauch chinesischer Produkte – eine positive Rückkopplungsschleife, wenigstens was China betraf.43


  Im Jahr 1999 entwickelte die chinesische Führung die sogenannte »Go-out-Strategie«, um die Entwicklung weiter voranzutreiben. Staatliche Unternehmen aus dem Energiesektor und anderen Bereichen wurden in einer beispiellosen Kampagne zur Sicherung der langfristigen Versorgung mit Öl, Gas, Metallen und Mineralen ins Ausland geschickt und ließen sich überall auf der Welt nieder. Zwei Jahre darauf wurde China Mitglied der Welthandelsorganisation (WTO) und erklärte sich bereit, sich an die etablierten Handelsregeln zu halten und anzuerkennen, dass die WTO zur Durchsetzung ihrer handelsrechtlichen Entscheidungen berechtigt war. Diese Entwicklung wurde auf beiden Seiten des Pazifiks als Fortschritt begrüßt. Die amerikanische Macht erwies sich als unverzichtbar für die chinesische Expansion, weil sie es China ermöglichte, seine hart erkämpften Erfolge zu bewahren und auf einem soliden Fundament eine kapitalistische Zukunft aufzubauen, zugleich erhielten viele amerikanische Unternehmen Zugang zum Markt der rasch wachsenden chinesischen Mittelschicht. Die wirtschaftlichen Interessen beider Länder gingen zunehmend in dieselbe Richtung, und China hatte noch nicht die politische oder wirtschaftliche Macht, um mit den USA strategisch zu konkurrieren.


  Doch die Dinge ändern sich. Drei Jahrzehnte mit zweistelligen Wachstumsraten haben China verwandelt. Durch tiefgreifende wirtschaftliche und soziale Veränderungen entstehende Ängste, ein wachsendes Wohlstandsgefälle zwischen Küste und Binnenland, schwere Verschmutzung von Luft und Wasser, Auseinandersetzungen über Landrechte, endemische Korruption und Dutzende weiterer Probleme haben in den letzten Jahren erhebliche Unruhe gebracht, und durch diese Probleme hat sich auch die Beziehung zwischen den USA und China verändert.


  Um den Aufstieg Chinas »harmonischer« zu gestalten und die durch so viel wirtschaftlichen Wandel verursachte Unsicherheit abzubauen, plädiert eine neue Generation chinesischer Führer seit einem Jahrzehnt für eine viel stärkere Rolle des Staates beim Management der Expansion. Niemand weiß besser als die heutige chinesische Führung, dass Planwirtschaft kein dauerhaftes nachhaltiges Wachstum hervorbringt. Aber sie weiß auch, dass der Staat die Kontrolle über die Ressourcen verlieren könnte, die er braucht, um in einer Krise die Wirtschaft zu beleben und Arbeitsplätze zu schaffen, wenn er es allein dem Markt überlässt, Gewinner und Verlierer zu bestimmen. In einem solchen Fall könnten die Marktkräfte Personen begünstigen, die ihren neuerworbenen Reichtum nutzen, um das Machtmonopol der Kommunistischen Partei Chinas in Frage zu stellen.


  Deshalb hat die Partei in den letzten Jahren den Prozess der wirtschaftlichen Entwicklung wieder schärfer kontrolliert. Der Einsatz von staatlichen Ölkonzernen erlaubt es der Führung, Chinas Energiebedarf langfristig zu sichern, insbesondere wenn es die Konzerne mit dem nötigen Kapital und politischen Rückhalt versieht, die für den Abschluss von Verträgen mit Rohstoffländern erforderlich sind. Andere Staatsunternehmen und politisch loyale Großunternehmen verstärken die Fähigkeit des Staates, den Einsatz von Ressourcen zu steuern und zur Sicherung der Stabilität Arbeitsplätze zu schaffen. Staatliche Banken und Staatsfonds tragen ihren Teil dazu bei, dass Kapital in die gewünschten Projekte fließt. Eine wachsende Anzahl chinesischer Unternehmen ist heute sehr viel wettbewerbsfähiger geworden und betrachtet ausländische Unternehmen nicht mehr als potentiell nützliche Partner, sondern als Konkurrenten um den chinesischen Markt, und sie nutzen politische Verbindungen mit der Staatsbürokratie, damit Investitionsregeln und andere Vorschriften erlassen werden, die für einheimische Firmen günstiger sind als für die ausländische Konkurrenz. Des Weiteren hat die chinesische Währungspolitik das Ziel, für ein stetiges, kalkulierbares Wachstum zu sorgen. Kurz gesagt, China hat sich für ein System des Staatskapitalismus entschieden, in dem der Staat die Märkte im eigenen Land um politischer Vorteile willen beeinflusst. Deshalb wird es für amerikanische Unternehmen immer komplizierter, in China zu arbeiten.44


  Die Finanzkrise von 2008/9 verschärfte die Spannungen zusätzlich, weil durch sie die gefährliche Abhängigkeit Chinas von den plötzlich unter Geldmangel leidenden US-amerikanischen und europäischen Konsumenten deutlich zu Tage trat. Genauso wichtig war, dass der Zusammenbruch der Finanzmärkte einen Wendepunkt im amerikanisch-chinesischen Kräfteverhältnis darstellte, was in Washington Besorgnis und in Peking eine gewisse Herablassung auslöste. Die Umwälzungen in der arabischen Welt im Jahr 2011 verstärkten die Risikoscheu der chinesischen Regierung und ließen deren (ohnehin schon begrenzte) Toleranz gegenüber der kleinsten Andeutung organisierter politischer Opposition weiter schwinden. Aber auch das wachsende Selbstvertrauen von Chinas Diplomaten, Unternehmern und Bürgern trug mit dazu bei, dass sich Pekings Haltung gegenüber Washington und den amerikanischen Firmen änderte. Dem wachsenden Nationalstolz, der sich 2008 exemplarisch im triumphalistischen Prunk der Olympischen Spiele in Peking zeigte, folgte eine Phase der Kritik an den USA nach dem Beginn der Finanzkrise und während des amerikanischen Kampfes um eine Schuldenobergrenze im Jahr 2011. Im Zusammenhang mit dem Streit um die Schuldenobergrenze schrieb die chinesische Nachrichtenagentur Xinhua, dass die Vereinigten Staaten die Weltwirtschaft »kidnappten«: »Der hässlichste Teil der Geschichte besteht darin, dass auch das Wohlergehen vieler anderer Staaten auf dem Spiel steht, wenn der Elefant und der Esel sich streiten ... der potentielle Kollateralschaden ist viel zu hoch.«45 Diese Art offener Kritik löste in den Vereinigten Staaten Unmut aus und heizte die Spannungen noch mehr an.


  Noch beunruhigender ist die Tatsache, dass die wachsende Divergenz zwischen der amerikanischen und der chinesischen ökonomischen Strategie, die durch den Konflikt zwischen dem marktwirtschaftlichen Kapitalismus amerikanischen Stils und der staatlich gelenkten Version in China entstanden ist, inzwischen ernsthaft destabilisierend zu wirken beginnt. Während des Kalten Krieges operierten die Volkswirtschaften des Westens und des Sowjetblocks gleichsam auf verschiedenen Planeten. Abgesehen von den sowjetischen Öl- und Gasexporten gab es nur sehr wenig Handel zwischen Kapitalismus und Kommunismus. Heute dagegen entwickeln sich das US-amerikanische und das chinesische Wirtschaftssystem auseinander, nachdem bereits ein hoher Grad an wirtschaftlicher Interdependenz entstanden ist. Es wird Jahre dauern, bis Washington genug fiskalische Disziplin aufbringt, um das Vertrauen in die langfristige wirtschaftliche Dynamik des Landes wiederherzustellen. China wird vielleicht noch länger brauchen, um dafür zu sorgen, dass sein Wachstum sehr viel weniger als bisher von seinem Zugang zu westlichen Verbrauchern abhängig ist. Die chinesischen Exporteure haben genügend Verbündete in der politischen Bürokratie, um Reformen zu verwässern, und weil durch eine Reduktion der Exportabhängigkeit viele chinesische Fabrikarbeiter arbeitslos werden könnten, wird die chinesische Führung vermutlich ohnehin langsam und vorsichtig handeln. Unterdessen könnte sich die Lage durch den Konflikt zwischen dem amerikanischen Kapitalismus und dem Kapitalismus im chinesischen Stil weiter verschärfen, insbesondere da in beiden Ländern Politiker Ressentiments gegen das jeweils andere Land populistisch anheizen und ausnutzen könnten.


  Amerika im freien Fall


  Die Finanzkrise beschleunigte eine zuvor schon unvermeidliche Verschiebung der politischen und ökonomischen Macht von einer US-amerikanisch dominierten Weltordnung zu einer neuen Ordnung, in der die effektive Bekämpfung einer steigenden Flut internationaler Bedrohungen nur noch unter Mitwirkung der Schwellenländer möglich ist. Der Übergang geht von einer Weltwirtschaft, die durch den immer freieren Fluss von Ideen, Informationen, Menschen, Geld, Gütern und Dienstleistungen angetrieben war, zu einem System, in dem Staaten alte Instrumente auf eine neue Weise benutzen, um angesichts des rasanten Wandels die politische Kontrolle zu behalten. Die politischen Entscheidungsträger in Washington, die einst darüber debattierten, wie sie die unvergleichliche Macht Amerikas am besten einsetzen sollten, müssen sich heute mit Selbstzweifeln und nachträglicher Kritik herumschlagen. Viele Politiker reden immer noch vom amerikanischen Exzeptionalismus, aber hauptsächlich, um die Angst abzuwehren, dass er nicht mehr existiert. Ungestüme Selbstbehauptung als Supermacht ist der geflüsterten Angst vor der Zahlungsunfähigkeit gewichen.


  Die Amerikaner sind nicht nur wegen des Aufstiegs potentieller Konkurrenten besorgt. Sie sind auch von der Furcht geplagt, dass der amerikanische Traum nicht mehr in Reichweite liegen könnte. Die kumulativen Auswirkungen der jahrelangen massiven Verluste an Industriearbeitsplätzen, des tiefen und langwierigen Konjunktureinbruchs, der auf die Finanzkrise folgte, des frustrierend langsamen Verlaufs der Erholung und der Furcht, dass das Land seine langfristigen Schulden nicht mehr zurückzahlen könnte, haben ernsten psychischen Tribut gefordert. Schlimmer noch ist die Furcht, dass die amerikanischen Politiker die Probleme nicht lösen können, weil das politische System der Vereinigten Staaten irreparabel beschädigt ist. Die parteipolitische Lähmung Washingtons in den letzten paar Jahren weckt nicht viel Hoffnung, dass Rettung in Sicht ist.


  Die Entscheidungen, die in Washington getroffen wurden, haben Amerikas Probleme verschärft. Als George W. Bush im Januar 2001 Präsident wurde, erbte er eine Volkswirtschaft in der Rezession. Die Dotcom-Blase war geplatzt, und der amerikanische Wirtschaftsmotor lief nicht mehr rund. Die finanzwirtschaftlichen Auswirkungen der terroristischen Angriffe des 11. September verschärften die Krise noch. Man kann kaum behaupten, dass Bush und der republikanisch geführte Kongress für diese beiden Katastrophen verantwortlich waren, auch wenn die Art, wie sie politisch auf beide Ereignisse reagierten, der fiskalischen Gesundheit Amerikas langfristig erheblichen Schaden zufügte. Die Regierung Bush begann zwei Kriege, führte ohne gesicherte Finanzierung Subventionen für verschreibungspflichtige Medikamente ein und führte eine der größten Steuersenkungen in der amerikanischen Geschichte durch, womit sie es dem amerikanischen Staat erschwerte, für die beiden Kriege zu zahlen. Explodierende Schulden wurden zum Markenzeichen der amerikanischen Außenpolitik. Barack Obama, der beide Kriege und eine Volkswirtschaft im freien Fall erbte, widmete in seinem ersten Amtsjahr viel von seiner Zeit und Aufmerksamkeit einer Reform der Gesundheitsfürsorge, anstatt sich auf die dringend erforderliche neue Regulierung der internationalen Finanzmärkte oder eine Politik zur Wiederbelebung des langfristigen Wirtschaftswachstums zu konzentrieren.


  Doch das Problem begann schon vor George W. Bush oder Barack Obama. Noch im Jahr 1980 waren die USA der größte Kreditgeber der Welt, aber schon 1987 waren sie der größte Schuldnerstaat mit einem Handelsbilanzdefizit von 170 Milliarden Dollar. Die Republikaner werden den damals demokratisch dominierten Kongress für diese Schulden verantwortlich machen. Die Demokraten werden entgegnen, dass Ronald Reagan dem Kongress kein einziges Mal einen ausgeglichenen Haushalt vorlegte. Beide Seiten haben recht. Viele aufeinanderfolgende Präsidenten und mehrere Generationen von Abgeordneten beider Parteien ließen zu, dass die Staatsausgaben insbesondere für Versorgungsansprüche außer Kontrolle gerieten.


  Amerika kann seine Stärke wiedergewinnen. Seine Volkswirtschaft ist noch auf Jahre hinaus die größte der Welt, und der Zugang zu den amerikanischen Verbrauchermärkten wird für etablierte Staaten und Schwellenländer auch weiterhin sehr attraktiv sein. In einer führungslosen Welt wird Washington fortfahren, als »Führungsmacht in letzter Instanz« zu agieren, insbesondere wenn militärische Macht gebraucht wird und glaubwürdig zu vermitteln ist, dass amerikanische Interessen auf dem Spiel stehen. Washington kann es sich leisten, seine Verteidigungsausgaben stark zu kürzen, ohne dass es die Fähigkeit verliert, in jeder Weltregion zu Lande, zu Wasser und in der Luft militärische Macht auszuüben.


  Kurz gesagt, das Ende der amerikanischen Dominanz bedeutet nicht, dass Uncle Sam nur noch einer von vielen wäre. Noch weiß niemand, welche Schwellenländer sich langfristig halten werden. Die bestehenden internationalen Institutionen können die Lücke nicht schließen, weil sie noch kaum an die radikalen Veränderungen der letzten Jahrzehnte angepasst sind. Durch die immer breitere Streuung der internationalen Macht seit dem Ende des Kalten Krieges, die sich mit dem Beginn der Finanzkrise von 2008 und der seitdem bestehenden Volatilität der weltwirtschaftlichen Bedingungen stark beschleunigt hat, ist ein Vakuum entstanden, das noch niemand ganz zu füllen bereit ist.


  Damit wären wir bei der wachsenden Zahl drängender Probleme, die kein Land allein bewältigen kann. Auf eine Führungsmacht in »letzter Instanz« zu bauen, dürfte kaum ausreichen. Die G-Null ist nicht nur ein Geisteszustand. Sie ist im Begriff, in einem enormen Ausmaß Krisen und Chancen zu verursachen, und zwar unerwartete. Im nächsten Kapitel werden beide detailliert behandelt.


  3 DIE WIRKUNG DER G-NULL


  
    Was mit Furcht beginnt,


    endet gewöhnlich mit Torheit.


    Samuel Taylor Coleridge, Table Talk

  


  Im Jahr 2011 wurde mit einem UPS-Frachtflugzeug, das vom Jemen über London nach Chicago fliegen sollte, ein Drucker verschickt. Er enthielt eine Druckerpatrone mit einem Pulver, das kaum als Plastiksprengstoff erkennbar war. Die britischen Behörden konnten den Anschlag nur vereiteln, weil sie vom saudi-arabischen Geheimdienst einen Hinweis bekommen hatten. Selbst als Sicherheitsleute des East Midlands Airport den richtigen Container gefunden hatten, hatten sie noch Probleme, das Päckchen mit der Bombe zu identifizieren. Sie erfuhren später, dass sie die Bombe unabsichtlich entschärft hatten, als sie bei der Suche die Patrone aus dem Drucker nahmen.


  Wir werden nicht immer so viel Glück haben. Im Jahr 2010 wurden allein auf den 30 verkehrsreichsten Flughäfen der Welt 50 Millionen Tonnen Gepäck abgefertigt, und die Sicherheitskette ist immer nur so stark wie ihr schwächstes Glied.1 Die Aufrechterhaltung des höchsten Sicherheitsniveaus ist teuer. Staaten, die sich nicht direkt durch Terrorismus bedroht fühlen, haben kaum gute Gründe, sich diese Kosten aufzubürden. Selbst wenn die USA es sich leisten könnten, die Sicherheitsdienste in allen Häfen und Flughäfen der Welt zu finanzieren und das mit den Plänen und Verfahren, die amerikanischen Standards entsprechen, würden alle anderen Staaten ihre Ausgaben für Sicherheit entsprechend kürzen. Außerdem hinge die Effektivität der Terrorismusbekämpfung trotzdem noch von der Bereitschaft der lokalen Beamten ab, Informationen auszutauschen, neue Technologien korrekt einzusetzen und permanent für die Einhaltung sämtlicher Vorschriften zu sorgen. Zusätzliche Komplikationen werden dadurch verursacht, dass es gegen europäische Datenschutzgesetze verstößt, wenn die USA über Passagiere Informationen sammeln, die aus Europa in die USA fliegen.2


  Staaten in aller Welt davon zu überzeugen, dass sie sich an den Kosten und Lasten für einen einheitlichen Durchsuchungsstandard beteiligen, der bei Schiffs- und Flugreisen für Menschen und Gepäck Geltung besitzt, ist noch nie wichtiger gewesen als heute, aber wenn sich jedes Land nur noch um seine eigenen Belange kümmert, ist dies schwieriger denn je zu erreichen.


  In diesem und in zahllosen anderen Bereichen wird sich durch die G-Null vermutlich unser Leben verändern. Um Kriege zwischen mächtigen Staaten zu verhindern, um den Frieden im Cyberspace zu wahren, um globalen Handel zu ermöglichen, um die Umwelt zu schützen und um dafür zu sorgen, dass Menschen überall in der Dritten Welt zu erschwinglichen Preisen genügend Nahrung und Wasser bekommen, braucht die Welt Führung. Doch wir werden sie nicht bekommen. Stattdessen werden durch die G-Null zahlreiche internationale Probleme entstehen, die oft miteinander verknüpft sind, und viele weitere, die jetzt schon bestehen, werden komplizierter und ihre Lösung generell schwieriger werden.


  Die etablierten Mächte verfügen nicht mehr über die politische und wirtschaftliche Macht, Regeln einzuführen und ihre Einhaltung durchzusetzen oder die Realisierung einer globalen Agenda voranzutreiben. Ähnlich verheerend wird es sich auswirken, dass sich die Schwellenländer wegen ihrer Entwicklungsbedürfnisse nicht auf die Art von kollektivem internationalem Handeln einlassen werden, für das Opfer gebracht werden müssen.


  Der Fokus in diesem Kapitel liegt auf den Auswirkungen der G-Null in drei besonders wichtigen Bereichen: den wahrscheinlichsten Schauplätzen zwischenstaatlicher Konflikte, dem Kampf um globale Standards und der Versorgung mit Luft, Nahrung und Wasser, den fundamentalsten aller Grundbedürfnisse.


  Schlachtfelder: real und virtuell


  Der Nahe Osten und Asien am Abgrund


  In einer G-Null-Welt wird es im Nahen Osten und in Asien mehr Probleme geben als in jeder anderen Region. Die Umwälzung, durch die 2011 die Regierungen in Tunesien, Ägypten und Libyen gestürzt wurden, wird sich in anderen Ländern fortsetzen, und das in einem Moment, da die Vereinigten Staaten ihr Engagement in der Region reduzieren. Die amerikanischen Streitkräfte haben den Irak verlassen, und die führenden amerikanischen Politiker sind viel weniger als früher bereit, zur Stabilisierung der Region Zeit, Energie und Ressourcen aufzuwenden. Außerdem wird das so entstehende Vakuum weder von den Europäern noch von den Chinesen, noch von den Russen gefüllt werden.


  Lokale Mächte wie Saudi-Arabien, die Türkei und der Iran werden in der Region an Einfluss gewinnen, aber sie haben oft gegensätzliche Ziele in Bezug auf den Nahen Osten. Erhöhte Spannungen zwischen Saudi-Arabien und dem Iran werden in Ländern wie dem Irak, Syrien und Bahrain ausgetragen werden. Auch wird es im Iran bald zu starken internen Fraktionskämpfen kommen, denn die nächste Präsidentschaftswahl steht bevor. Der ägyptische Weg zur Demokratie wird sich vermutlich nicht als friedlich erweisen, der Bürgerkrieg in Syrien wird sich intensivieren, und Israel wird sich zunehmend isoliert fühlen. Selbst relativ stabile Staaten wie Marokko und Jordanien könnten in nächster Zeit Probleme bekommen.


  Der Nahe Osten ist das unmittelbare Risiko, aber die langfristige Gefahr eines bewaffneten Konflikts ist in Asien am größten. In Asien gibt es mehr Krisenherde, Schwellenländer und potentielle Konflikte als in jeder anderen Region, und es ist für die Stärke der Weltwirtschaft entscheidend. Das immer weniger lebensfähige Nordkorea könnte letztlich in einen Krieg taumeln. Es könnte auch einfach zusammenbrechen, was eine Flüchtlingskrise und ein ungemein teures Wiedervereinigungsprojekt mit Südkorea auslösen könnte. Pakistan hat eine unpopuläre Zivilregierung, eine schwache Volkswirtschaft, ein Militär, das sich ständig in die Politik einmischt, aktivistische Richter, die politische Rechnungen begleichen, militante Stammesmitglieder, das schlimmste innenpolitische Terrorismusproblem der Welt, sich verschlechternde Beziehungen zu Washington und einen Vorrat an Atomwaffen. Aus Rivalität und altem Groll könnte eines Tages ein weiterer indisch-pakistanischer Krieg ausbrechen. Durch Streitigkeiten über maritime Grenzen und das Verfügungsrecht über Rohstoffe haben sich die Beziehungen zwischen China und seinen Nachbarstaaten Japan, Vietnam und den Philippinen verschlechtert.


  Einfach gesagt: In Asien gibt es zu viele mächtige Staaten und nicht genug Zusammenarbeit. China wäre gerne die dominierende Regionalmacht, aber Indien ist schlichtweg zu groß, um sich mit dem zweiten Platz zu begnügen, und Japan ist immer noch eines der reichsten und einflussreichsten Länder der Welt. Südkorea ist ein führendes Schwellenland. Und auch Indonesien ist im Begriff, sich zu einem wichtigen wirtschaftlichen und diplomatischen Akteur zu entwickeln.


  Abgesehen von Krisenherden und zwischenstaatlichen Machtkämpfen ist das zentrale Problem in Asien, dass viele Länder sicherheitspolitisch weiter mit Amerika verbündet bleiben wollen, obwohl sie zugleich ihre Handelsbeziehungen mit China ausbauen. Dies ist langfristig nicht durchzuhalten, weil China diese Staaten wegen seines wirtschaftlichen Einflusses immer leichter unter Druck setzen kann. Da die chinesischen Verbrauchermärkte an Bedeutung gewinnen und die Amerikaner an Kaufkraft verlieren, beeilen sich die ostasiatischen Länder, ihre Handelsbeziehungen sowohl untereinander als auch mit China auszubauen. Tatsächlich wurde China laut Xinhua im Jahr 2010 der größte Handelspartner und der größte einzelne Exportmarkt für die ostasiatischen Länder.3 Von Chinas Abkommen mit dem Verband Südostasiatischer Nationen (ASEAN) aus dem Jahr 2010 sind mehr Menschen betroffen als von jedem anderen Handelsabkommen in der Geschichte.


  Und Washington verliert nicht nur im Handel an Einfluss. Angesichts seiner immer begrenzteren Mittel und des Ausmaßes seiner inneren Probleme ist es durchaus entschuldbar, wenn Regierungsvertreter in Japan, Südkorea, Singapur, Indonesien, Thailand und anderen befreundeten Staaten sich fragen, ob langfristig noch auf die USA Verlass ist. Tatsächlich hat die chinesische Marine in den letzten Jahren die chinesischen Territorialansprüche aggressiver verteidigt als zuvor, wobei es bestimmt eine Rolle spielte, dass sie die Stärke des Gegendrucks von Washington und Chinas asiatischen Nachbarn testen wollte. Japan besitzt lediglich Selbstverteidigungsstreitkräfte, weil es aufgrund der amerikanischen Präsenz keine vollwertige Armee braucht, aber mit der Zeit könnte sich die Rivalität zwischen China und Japan durch Zweifel an der amerikanischen Sicherheitsgarantie verschärfen und sogar zu einem Wettrüsten führen. Die Regierung Obama hat viel dafür getan, den amerikanischen Einfluss in Asien wieder zu stärken, von der Vereinbarung, amerikanische Truppen in Australien zu stationieren, bis zu Beitrittsverhandlungen mit der Transpazifischen Partnerschaft, die den Handel und gegenseitige Investitionen im pazifischen Raum fördern soll. Eine Kürzung des amerikanischen Verteidigungsbudgets wird freilich die Zweifel an der amerikanischen Garantie für die Sicherheit der asiatischen Länder weiter verstärken.


  Womit wir bei der größten asiatischen G-Null-Frage wären. In einer Welt ohne globale Führung besteht die Möglichkeit, dass regionale Mächte und Organisationen das Vakuum füllen, das von zunehmend veralteten, nicht mehr funktionstüchtigen internationalen Institutionen hinterlassen wurde, und in ihrer jeweiligen Region eine gewisse Ordnung schaffen. Brasilien könnte diese Rolle für Lateinamerika übernehmen. Die europäische Kommission und die Europäische Zentralbank können sich mit anderen europäischen Institutionen zusammentun, um die EU und die Eurozone zu stärken. Saudi-Arabien nutzt den Golfkooperationsrat (Gulf Cooperation Council – GCC), einen expandierenden Club arabischer Monarchien, zu dem die Arabischen Emirate, Kuwait, Bahrein, Oman und Katar gehören, um am Golf (aber noch nicht in einem größeren Gebiet des Nahen Ostens) die wirtschaftliche und politische Stabilität aufrechtzuerhalten. Selbst in Afrika, einem Kontinent, der schon lange als hoffnungslos zersplittert und chaotisch gilt, spielen Nigeria, Südafrika, Kenia, Äthiopien und Uganda eine größere politische Rolle bei der Konfliktbewältigung in ihrer jeweiligen Teilregion. Doch in Asien gibt es zu viele mächtige Länder und zu wenige Schiedsrichter. Es ist keine Asiatische Union in Sicht, nicht einmal ein asiatisches Sicherheitsforum, das die unvermeidlichen Konflikte lösen könnte.


  Die G-Null führt auf globaler Ebene zu einer Lähmung, bietet aber in den meisten Regionen Gelegenheit zur Koordination, doch der Nahe Osten ist dafür zu gespalten, und Asien ist zu groß. Während der amerikanische Einfluss schwindet, wächst das Konfliktpotential. Die Krise im Nahen Osten wird auch weiterhin die Schlagzeilen bestimmen und die Märkte in Aufruhr versetzen, aber Konflikte in Asien sind die größte globale Bedrohung, mit der in den kommenden Jahren zu rechnen ist.


  Gefahren im Cyberspace


  Die am meisten unterschätzte Arena für Konflikte in einer G-Null-Welt ist, insbesondere falls die USA die einzige militärische Supermacht bleiben, der Cyberspace. In den letzten Jahren ist die Bedrohung der Wirtschaft durch immer geschicktere einzelne Hacker und organisierte Kriminelle gewachsen, doch die Risiken waren geschäftlich und sozial, aber nicht politisch. Es liegt an zwei Faktoren, dass sich das ändert. Der erste ist die Konvergenz der Systeme im Internet: Energieversorgungssysteme (viele Länder verwenden inzwischen intelligente Stromnetze für ihre Elektrizitätsversorgung) und Informationssysteme, mehr als je zuvor in wichtigen Bereichen der Volkswirtschaft (wobei ein Übergang zum Cloud-Computing stattfindet). Diese Trends verschaffen Angreifern, die den Staat oder große Bevölkerungsteile angreifen wollen, eine Vielzahl dankbarer und verwundbarer Ziele. Zweitens stoßen auch die Staaten selbst aggressiv in den Cyberspace vor. Die internationale Politik und die Sicherheit im Cyberspace sind im Begriff, miteinander in Konflikt zu geraten.


  Isolierte Netzwerke sind schon seit langem bedroht, aber ein raffinierter Angriff im Jahr 2007 auf das Parlament sowie Banken, Ministerien, Zeitungen und Sendeanstalten in Estland, bei dem vermutet wurde, dass er seinen Ursprung in Russland hatte, und der vorher schon erwähnte Angriff mit dem Computerwurm Stuxnet auf das iranische Atomprogramm sind deutliche Anzeichen dafür, dass die Angriffsfähigkeit im Cyberspace die Abwehrmöglichkeiten tendenziell überrundet. Wenn Bestandteile der Infrastruktur wie zum Beispiel Stromnetze digitalisiert, das heißt »intelligent« gemacht werden und die Zahl der Zugangsmöglichkeiten exponential steigt, können ganze Systeme für Cyberangriffe verwundbarer werden.


  Die Gefahr sollte nicht unterschätzt werden. Die Verwundbarkeit und der potentielle Schaden sind enorm. Der weltweite Marktwert intelligenter Stromnetze soll Prognosen zufolge von nahezu 70 Milliarden im Jahr 2009 auf 170 Milliarden im Jahr 2014 steigen. Die Vereinigten Staaten und die Europäische Union sind führend im Einsatz von intelligenten Stromnetzen, die den Verbraucher mit den Kraftwerken verbinden. Sie werden schon gebaut, während die Gebrauchsanweisungen für ihren Einsatz noch geschrieben werden. Das U.S. National Institute of Standards and Technology hat 137 Schnittstellen zum Datenaustausch identifiziert, die alle potentielle Einfallstore für einen Cyberangriff bilden. Dank der dezentralen Struktur der US-amerikanischen Energieversorgung wäre der Umfang möglicher Angriffe wahrscheinlich begrenzt, doch eine wachsende Zahl von Branchenexperten vertritt die Ansicht, dass die Bedrohung unterschätzt wird, weil sich die Angriffsfähigkeit sehr schnell verbessert. Bei der Anhörung im Senat vor seinem Amtsantritt sagte Verteidigungsminister Leon Panetta, dass »das nächste Pearl Harbor, mit dem wir es zu tun bekommen, sehr wohl ein Cyberangriff sein könnte, der unsere Energieversorgungssysteme, unser Stromnetz, unsere Sicherheitssysteme, unsere Finanzsysteme, unsere staatlichen Systeme lahmlegt«. In Europa ist das Risiko wegen der größeren Netzwerke und wegen der Bestrebungen, ein paneuropäisches Stromversorgungssystem aufzubauen, sogar noch höher.


  Hacker sind nicht die einzige Bedrohung in diesem Bereich. Auch Staaten entwickeln die notwendigen Fähigkeiten für (häufig unmerkliche) Computerangriffe als neue Methode, um in einer Welt Macht auszuüben, in der direkte Militärschläge viel teurer und sehr viel gefährlicher sind. Während des Kalten Krieges verhinderte das Gleichgewicht des Schreckens, dass Atomwaffen eingesetzt wurden. Jeder wusste, wann und wo eine Rakete abgefeuert wurde, und konnte auf dieselbe Art zurückschlagen. Dies gilt nicht für Cyberangriffe. Viele Staaten sind zur Zeit dabei, Maßnahmen zum Schutz gegen Cyberangriffe zu treffen. Die Gründung eines eigenen United States Cyber Command im Jahr 2010 beweist, dass die Kriegführung im Cyberspace dem Militär immer wichtiger wird. Andere Staaten, insbesondere in Europa und Asien, folgen dem US-amerikanischen Beispiel.4


  In einer vom Westen dominierten Welt könnten die Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten vielleicht zusammenarbeiten, um wichtige Infrastruktur wie zum Beispiel Stromnetze vor Cyberangriffen zu schützen, aber in einer G-Null-Welt wird ihnen das wahrscheinlich nicht auf eine konsequente und koordinierte Weise gelingen. Wie beim Terrorismus müssen die Angreifer das Ziel nur einmal treffen, um enormen Schaden anzurichten. In der Vergangenheit haben Versuche, Verträge abzuschließen oder gemeinsame Verhaltenskodices aufzustellen, kaum echte Fortschritte gebracht, was in der Regel daran liegt, dass die verschiedenen Staaten ihre Verwundbarkeit unterschiedlich einschätzen und Gegenmaßnahmen für unterschiedlich dringlich halten. Die diagnostizierten Verwundbarkeiten haben außerdem eine Cyberwar-Industrie hervorgebracht, in der die Furcht vor dem Unbekannten, die Nachfrage nach allen möglichen offensiven und defensiven Waffen des Cyberkriegs anheizt. Diese Instrumente werden von Firmen hergestellt, die nicht unbedingt wählerisch sind, was die Auswahl ihrer immer zahlreicheren Kunden betrifft.


  In dem milliardenschweren Konflikt zwischen staatlichen und multinationalen Unternehmen hat der Staatskapitalismus einen bemerkenswerten Heimvorteil. Die Multis sind heute schon mit der wachsenden Notwendigkeit konfrontiert, sich gegen Cyberangriffe zu schützen, die von Staaten verübt oder wenigstens unterstützt werden. Hightech-Unternehmen sind besonders verwundbar, weil die Informationen in ihrem Besitz für Staaten besonders wertvoll sind, die ihre heimische Industrie fördern oder ihre nationale Sicherheit verbessern wollen.


  Multinationale Unternehmen arbeiten untereinander oder mit dem Staat zusammen, um ihre Abwehreinrichtungen zu verbessern, aber westliche Unternehmen, die in den technisch fortgeschrittensten autoritären Staaten operieren, werden immer verwundbar sein. Google und viele andere wichtige multinationale Unternehmen haben unter zunehmend raffinierten Cyberangriffen zu leiden, die auf den Diebstahl von Schlüsseltechnologien abzielen.[6] Die jüngsten Angriffe gehören zu den effektivsten, die es in der Geschäftswelt je gegeben hat, doch dieser Rekord wird bestimmt bald gebrochen werden.


  Eine weitere große Bedrohung geht von Informationsanarchisten und technisch hochgerüsteten Kriminellen aus. Im Jahr 2010 wäre Julian Assange, der Gründer von WikiLeaks, von dem Nachrichtenmagazin Time beinahe zur Person des Jahres gekürt worden, nachdem er die USA und andere Staaten durch die Veröffentlichung von Tausenden politisch brisanten Dokumenten in eine peinliche Lege gebracht hatte.5 Im Jahr 2011 wurde er durch den Versuch mehrerer Staaten, ihn und WikiLeaks zum Schweigen zu bringen, zum ersten Cybermärtyrer der Geschichte. Als Reaktion auf diesen Versuch unternahm eine Armee von Informationsanarchisten mit der Bezeichnung Anonymous Cyberangriffe auf die beteiligten Staaten und Denial-of-Service-Angriffe auf Finanzdienstleister wie PayPal und Mastercard, die ihre Geschäftsverbindung mit WikiLeaks abgebrochen hatten.


  Andere Unternehmen wurden Opfer von Cyberkriminellen. Sony wurden die persönlichen Daten von Dutzenden Millionen Kunden gestohlen. JPMorgan Chase und Best Buy waren Berichten zufolge ähnlichen Angriffen ausgesetzt. Mit einem einzigen Angriff auf die Nasdaq, eine der größten Börsen der Welt, versuchten Hacker, den Informationsaustausch von etwa 300 wichtigen Unternehmen zu knacken. Die amerikanische Kongressabgeordnete Mary Bono Mack berichtete bei einer Sitzung des Subcommittee on Commerce, Manufacturing and Trade des Repräsentantenhauses, dass in einem einzigen Monat Anfang 2011 30 Cyberangriffe auf amerikanische Regierungsbehörden, Banken, Versicherungsgesellschaften, Krankenhäuser, Fluggesellschaften und Universitäten stattgefunden hätten. Diese Angriffe hätten mehr als 100 Millionen Dokumente betroffen. Laut Presseberichten werden amerikanische Regierungsbehörden Ziel von etwa 60 Millionen Cyberangriffen pro Tag.6


  Es ist besorgniserregend, dass bei all diesen Formen von (in der Regel anonymen) Cyberangriffen, gleichgültig ob von Staaten gegen Staaten, von Unternehmen gegen Unternehmen oder von Einzelpersonen auf alle möglichen Angriffsobjekte, die Offensive der Defensive stets weit überlegen ist. Noch besorgniserregender ist es, dass niemand wirklich weiß, ob alle diese Angriffe bei größerer Wachsamkeit mit der existierenden Technik hätten abgewehrt werden können. Ohne effektive Abschreckung ist ein Umfeld, in dem Angriff erfolgversprechender ist als Verteidigung, in der Regel von Furcht und Überreaktionen geprägt, und das Dilemma in der G-Null besteht darin, dass jedes Land und jede Institution sich selbst auf Kosten anderer verteidigt und dass keine Zusammenarbeit stattfindet, um gegen eine gemeinsame Bedrohung ein effektives gemeinsames Verteidigungssystem aufzubauen.


  Handel und Gewerbe


  Die Aussicht auf heftige Kämpfe auf der Erde und im Cyberspace lässt vielleicht kurz den Blutdruck steigen, aber die folgenschwersten Wettkämpfe und Konflikte der G-Null-Ära werden auf den Weltmärkten stattfinden. Seit dem Ende des Kalten Krieges suchen verschiedene Schwellenländer wegen der fraglosen militärischen Überlegenheit der USA Mittel und Wege, wie sie ihr internationales Gewicht vergrößern und im internationalen Geschäft wettbewerbsfähiger werden können. Auch heute noch kann sich kein Land leisten, mehr als nur einen kleinen Bruchteil der amerikanischen Militärausgaben für Rüstung zu investieren. Tatsächlich geben die USA trotz der schlimmsten Rezession in Jahrzehnten und trotz des Aufstiegs der Schwellenländer jedes Jahr immer noch mehr für ihr Militär aus als die 17 Staaten zusammen, die nach ihnen die höchsten Rüstungsausgaben haben.7


  Sowohl China als auch Indien verfügen über das mächtige Verteidigungsinstrument der Atomwaffen, tatsächlich jedoch sind die Hunderte von Millionen Verbraucher, die in beiden Ländern in die rasch wachsende Mittelschicht aufsteigen, für die wachsende internationale Wichtigkeit dieser Länder verantwortlich. Auch der Einfluss von Brasilien, Indonesien, der Türkei und anderen Schwellenländern wächst durch die wachsende Marktmacht ihrer Volkswirtschaften. Fazit: In einer G-Null-Welt ist es die wirtschaftliche und nicht die militärische Macht, die das internationale Kräfteverhältnis bestimmt. Für ausländische Investoren sind Russlands attraktivste Vermögenswerte seine gewaltigen Reserven an Öl und Gas. In China sind es die potentielle Größe seiner Verbraucherbasis und seine billigen Arbeitskräfte. Im Bewusstsein dieser Tatsachen behandeln diese und andere Staaten heute die Kontrolle über den Zugang zu ihren Unternehmen, Verbrauchern und natürlichen Ressourcen als die wertvollste Waffe, die sie zur Verfügung haben.


  Das Ergebnis wird ein weltweiter Aufschwung des Protektionismus sein. In wirtschaftlich volatilen Zeiten neigen Politiker ohnehin dazu, die Arbeitsplätze im eigenen Land und die eigene Popularität zu verteidigen, und in der G-Null ist dieser Trend besonders schwer zu bekämpfen. Um ihre Staatsschulden abzubauen, werden die meisten etablierten Staaten weniger Geld ausgeben. Da in den Vereinigten Staaten weiterhin eine Arbeitslosigkeit von historischen Ausmaßen herrscht, reagieren die Amerikaner empfindlicher denn je auf die Verlagerung von Arbeitsplätzen in die Dritte Welt und auf ausländische Investoren, die sie (wie China) zu Recht oder zu Unrecht als unlautere Wettbewerber oder (wie China, Russland und die arabischen Länder) als Bedrohung für die Sicherheit der USA wahrnehmen.8 Durch diese Entwicklung steht der amerikanische Gesetzgeber heute schon unter Druck, eine langsame Gangart einzuschlagen, was den Abschluss neuer Handelsabkommen betrifft. Auch in Europa, wo viele Staaten immer noch ihre Stahlproduzenten, Textilhersteller und Bauern durch Schutzzölle gegen die Konkurrenz billigerer Produzenten schützen, wird der Protektionismus zunehmen.9


  Der Trend zum Protektionismus wird auch die Schwellenländer erfassen. Jede Regierung macht sich Sorgen, dass durch eine Wirtschaftskrise zu viele Menschen auf einmal arbeitslos werden könnten, weil das ihre Popularität schwer beeinträchtigen würde, aber Schwellenländer haben gewöhnlich die größten Anreize, ihre Märkte zu schützen. Ihr Schicksal kann sich sehr viel schneller ändern als das der etablierten Industrieländer, denn die Fortschritte, die sie gemacht haben, gehen bei einem plötzlichen Umschwung viel leichter verloren. Dies gilt besonders für Länder wie China, Russland, Venezuela und Saudi-Arabien, die staatskapitalistische Systeme haben, weil staatliche Unternehmen und Banken stärker auf die Interessen der politischen Entscheidungsträger reagieren als auf Warnsignale, die von den Märkten kommen. Doch es trifft auch auf liberale Demokratien wie Frankreich oder Brasilien zu, wo der Staat weniger als in den Vereinigten Staaten davor zurückscheut, zur Wahrung nationaler Interessen koordinierenden Einfluss auf die Wirtschaft zu nehmen. Aus all diesen Gründen wird kein neuer Rahmen für den Welthandel entstehen. Stattdessen wird es viele bilaterale Handelsabkommen zwischen einzelnen Ländern und zwischen kleinen Gruppen von Ländern geben, die für alle Außenseiter neue Investitionshemmnisse und Handelsbarrieren aufrichten.


  Es gibt noch mehr Gründe, warum der Aufstieg der Schwellenländer den Trend zum Protektionismus verstärken wird. Die US-amerikanischen und die europäischen multinationalen Konzerne nutzen in der Regel ihren politischen und finanziellen Einfluss auf die Regierungen des Westens, um gegen protektionistische Gesetze und Regulierungen Lobby zu machen. Sie tun dies nicht, um die Weltwirtschaft insgesamt zu fördern, damit der steigende Wasserspiegel alle Boote hebt, sondern weil ihre eigenen Gewinne von ihrer Fähigkeit anhängig sind, ihre Produkte ins Ausland zu verkaufen, Material und Ausrüstung zu importieren und in mehreren Ländern zugleich Versorgungsketten zu betreiben. Die Globalisierung ist der Antrieb ihres Wachstums.


  In vielen Entwicklungsländern haben Staatsunternehmen und private Großunternehmen, die zum Wohl des Staates arbeiten, völlig andere Interessen. In den frühen Stadien der Entwicklung kann die Offenheit für ausländische Unternehmen und Investitionen das Wirtschaftswachstum anheizen und einheimischen Unternehmen Zugang zu neuen Ideen und Technologien verschaffen. Wenn die Volkswirtschaften und Unternehmen der Entwicklungsländer jedoch selbständig zu funktionieren beginnen, wird die ausländische Konkurrenz zu einem Hindernis für weiteres Wachstum. Die einheimischen Firmen entdecken, dass sie ihre Marktanteile an den schnell wachsenden einheimischen Märkten vergrößern und ihren Einfluss auf einheimische Politiker so nutzen können, dass die ausländische Konkurrenz benachteiligt wird.


  Staatsunternehmen haben im Wettbewerb mit multinationalen Unternehmen aus dem Ausland noch einen weiteren Vorteil, weil sie von ihren Regierungen finanziell, politisch und diplomatisch in einem Ausmaß unterstützt werden, mit dem ein westliches Unternehmen nicht konkurrieren kann. Protektionismus wirkt sich oft zu ihren Gunsten aus, und er ist besonders in solchen Ländern leicht einzuführen und durchzusetzen, wo die Gerichte selten gegen den Staat oder auf Kosten eines einheimischen Unternehmens zugunsten eines ausländischen Unternehmens oder Investors urteilen. Allein schon die Gefahr, dass der Staat die Regeln zugunsten einheimischer Unternehmen ändern könnte, hält manche ausländische Wettbewerber davon ab, diese Unternehmen herauszufordern.


  Wie kann ein Staat auf Kosten der ausländischen Konkurrenz einheimische Produzenten fördern? Er kann für bestimmte Produkte Importquoten verhängen oder sie mit Schutzzöllen belegen, die sie teurer machen als vergleichbare Produkte aus einheimischer Produktion. Der Staat kann auch Subventionen oder Kreditbürgschaften zur Förderung einheimischer Exporteure vergeben oder für bestimmte ausländische Produkte besonders strenge Gesundheits- oder Sicherheitsstandards verhängen. Er kann seinen Banken vorschreiben, dass sie einheimische Kreditnehmer bevorzugen, er kann einheimischen Exporteuren durch staatliche Banken versteckte Subventionen gewähren, oder er kann es einfach unterlassen, den eigenen Gesetzen zum Schutz ausländischer Unternehmer und ihres geistigen Eigentums Geltung zu verschaffen.


  Auch der Wert einer Währung ist ein wichtiger Faktor, was die Konkurrenzfähigkeit von Exporten betrifft, und ein Staat kann auf dem Devisenmarkt intervenieren, um die eigenen Exporteure auf Kosten der ausländischen Konkurrenz zu fördern. In Washington wurde in den letzten Jahren häufig die Beschwerde erhoben, dass China den Wert seiner Währung künstlich niedrig halte, um seine Exporte zu fördern. Auf diese Weise überflute es den amerikanischen Markt mit billigen Produkten, schwäche die amerikanische Industrie, vernichte amerikanische Arbeitsplätze und treibe das amerikanische Handelsbilanzdefizit in ungeahnte Höhen. Hohe Regierungsbeamte von Schwellenländern wie Brasilien und Indien haben sich dem wachsenden Chor der Beschwerdeführer angeschlossen.10 Amerikanische Politiker beider Parteien haben China mit Sanktionen gedroht, und andere Staaten werden Peking vielleicht Gleiches mit Gleichem vergelten, indem sie ebenfalls direkter auf ihren Devisenmärkten intervenieren, um der Ausweitung von Chinas wirtschaftlicher Macht entgegenzuwirken.


  Da die chinesischen Arbeiter höhere Löhne und einen besseren Lebensstandard fordern, ziehen viele multinationale Konzerne wegen geringerer Arbeitskosten heute schon nach Indonesien, Thailand und Vietnam weiter. Diese Länder werden neue Gesetze und Vorschriften erlassen, um sich ihre Vorteile gegenüber China zu sichern. Selbst einige chinesische Firmen verlagern inzwischen schon Arbeitsplätze nach Thailand, Vietnam und Myanmar. In einer G-Null-Welt ohne Rahmen zur Regulierung dieser Konkurrenz werden diese Probleme wahrscheinlich ernste Spannungen in Asien auslösen.


  Der chinesische Erfolg könnte auch außerhalb Asiens zu Konflikten führen. Auch wenn Peking Kredite an andere Staaten nicht mit der Art von politischen und wirtschaftlichen Reformen verknüpft, die der IWF oft verlangt, sind sie doch nicht bedingungslos. Wenn China in Afrika und Lateinamerika Milliarden in neue Straßen, Brücken, Krankenhäuser, Häfen und Flughäfen investiert, besteht es oft darauf, dass sie mit chinesischem Material und von chinesischen Arbeitern gebaut werden. Wenn die Einheimischen in diesen Ländern entdecken, dass ihnen die chinesischen Arbeiter Land und Arbeitsplätze wegnehmen, fordern sie ihre Regierungen auf, sie zu schützen. Wenn dies nicht geschieht, wehren sie sich mit Gewalt. In den kommenden Jahre ist sowohl zu erwarten, dass der Druck anderer Entwicklungsländer auf China zunimmt, als auch, dass es zu wütenden Demonstrationen gegen chinesische Arbeiter kommt, die in Ländern außerhalb Chinas leben.


  Standards


  Warum sind internationale Standards wichtig? Weil der Handel mit Ideen, Informationen, Gütern und Dienstleistungen weniger kostet und weniger konfliktreich verläuft, wenn die Spielregeln einfach, einheitlich und allgemein akzeptiert sind. Wer aber entscheidet in einer G-Null-Welt, wie man Häfen und Flughäfen sichert? Wer legt internationale technische Standards fest? Wer beschließt, wie ein Mobiltelefon funktioniert, wie sich das World Wide Web weiterentwickelt und wie all die kommunikationsfähigen Konsumgüter gesichert werden, die vom Hersteller im einen Land zum Verbraucher in einem anderen geflogen werden?


  Ironischerweise wird der internationale Standard, über den sich die Schwellenländer am häufigsten beschweren, die G-Null vermutlich am ehesten überleben. Der US-Dollar wirkt nach wie vor stabilisierend auf die Weltwirtschaft. Trotz der Aufgabe des Bretton-Woods-Systems bestanden im Jahr 2011 weltweit mehr als 60 Prozent aller Devisenreserven, die außerhalb der USA von Staaten und Zentralbanken gehalten wurden, aus US-Dollar und dienten in der Krise des Weltwirtschaftssystems als stabile Wertanlage. Ein großer Teil des Welthandels wird immer noch ausschließlich mit der US-amerikanischen Währung durchgeführt, was die Transaktionen vereinfacht und Umtauschkosten spart. Bei etwa 85 Prozent der weltweit mit fremden Währungen getätigten Transaktionen werden andere Währungen in Dollar getauscht.11 Deshalb brauchen viele Staaten eine stete Versorgung mit Dollars und deshalb sind sie auch immer noch bereit, materielle Vermögenswerte gegen die amerikanische Währung einzutauschen, die das US-Finanzministerium mit geringen Kosten drucken lassen kann.


  Dank der globalen Rolle des Dollars genießen die Amerikaner einige wichtige Vorteile. Die stetige Nachfrage des Auslands nach amerikanischen Staatsanleihen sorgt dafür, dass die Zinsen niedrig bleiben. Sie ermöglicht es den Amerikanern und ihrer Regierung, billig Geld zu borgen und mehr Geld auszugeben, als ihnen unmittelbar zur Verfügung steht. Die ausländische Nachfrage nach dem Dollar stabilisiert den Wert der Währung und sorgt dafür, dass sich die Amerikaner importierte Güter leisten können und auch die Preise für in den USA produzierte Produkte relativ niedrig sind. Dank dem privilegierten Status des Dollars können US-amerikanische Verbraucher, Unternehmen und Banken die Kosten und Risiken vermeiden, die sonst bei jedem Währungstausch auftreten. Für viele Wirtschaftsgüter, zum Beispiel für Rohöl, werden die Preise in Dollar notiert. Deshalb müssen sich die Amerikaner keine Sorge machen, durch Währungsschwankungen zusätzliche Verluste zu erleiden, obwohl natürlich auch die Energiekosten der amerikanischen Verbraucher primär von den Verschiebungen in Angebot und Nachfrage abhängen, die alle Verbraucher betreffen.


  Der Dollar dient außerdem schon jahrzehntelang als globales öffentliches Gut, das es den Vereinigten Staaten erlaubt, als Kreditgeber letzter Instanz zu agieren, der ausländische Investoren in Krisenzeiten mit Liquidität und Zuversicht versorgt. Dieser Vorteil war nie offensichtlicher als während des weltweiten Zusammenbruchs des Finanzsystems, der durch den Kollaps amerikanischer Finanzinstitute ausgelöst wurde. In dieser Situation kauften unzählige ausländische Investoren Dollars, um sich gegen ein weltweites Finanzchaos abzusichern. Die Dominanz des Dollars ist gut für Amerika, aber sie bringt auch anderen Staaten und ausländischen Investoren Sicherheit.


  Nichts währt ewig. Mehrere Schwellenländer vertreten inzwischen die Ansicht, dass Washington durch den Sonderstatus des Dollars über ein Privileg verfügt, das es nicht mehr verdient hat, und dass der Dollar wegen der wachsenden amerikanischen Staatsverschuldung als Wertanlage zu unsicher geworden ist, um noch als wichtigste Reservewährung der Welt zu dienen. »Sie [die Vereinigten Staaten] leben wie Parasiten von der Weltwirtschaft und ihrem Dollarmonopol«, sagte Wladimir Putin 2011. »Es sollte noch andere Reservewährungen geben.« Im Jahr 2011, als sich die Schulden der amerikanischen Bundesregierung auf fast 75 Prozent des US-amerikanischen Bruttoinlandsprodukts beliefen, bezweifelten Kritiker innerhalb und außerhalb der USA, dass die streitenden Volksvertreter in Washington überhaupt noch gewillt waren, die offenen Rechnungen ihres Landes zu zahlen, und sie fragten sich, welche Auswirkungen das politische Patt im US-Regierungssystem langfristig auf den Wert des Dollars haben würde.


  Trotzdem behauptet der Dollar seine jahrzehntelange Sonderstellung immer noch, was zum Teil daran liegt, dass es nie eine einzelne funktionsfähige Alternative gegeben hat. Während des Kalten Krieges war das langfristige Vertrauen in die Deutsche Mark durch die langen Schatten der sowjetischen Panzer beeinträchtigt, und Japan vermied es, den Yen als Reservewährung ins Spiel zu bringen, um dessen Wert besser kontrollieren zu können. Der Euro ist in begrenztem Ausmaß tatsächlich zu einer alternativen Reservewährung geworden, doch in jüngster Zeit hat die Schuldenkrise in der Eurozone Zweifel daran geweckt, ob die gemeinsame europäische Währung auf lange Sicht Bestand haben wird. China hat in den letzten Jahren konkrete Schritte gemacht, um den Yuan als internationale Währung zu fördern, doch die nächsten Schritte würden einen solchen Grad an ausländischem Engagement auf den chinesischen Märkten und eine solche Transparenz der politischen Entscheidungsprozesse in China erfordern, dass sich die risikoscheuen chinesischen Politiker vermutlich nicht so bald darauf einlassen werden. All dies erklärt, warum die Investoren bei jedem Sturm noch immer den Dollar als sicheren Hafen betrachten, obwohl die Vereinigten Staaten für die Probleme auf den internationalen Märkten mitverantwortlich sind.


  Kommunikationswesen


  Hightech-Probleme


  Im Moment stehen diejenigen internationalen Standards am stärksten unter Druck, die sich auf den globalen Wettbewerb im Kommunikations- und Informationssektor und das noch weitgehend unregulierte jungfräuliche Gebiet des Internets beziehen. In den Verwaltungsräten der westlichen Multis herrscht die Ansicht, dass Spitzeninnovationen auf der Grundlage international anerkannter Standards möglich sind, die auf einer demokratischen Konsensbildung beruhen. Wenn Unternehmen und Nationalstaaten sich auf einen gemeinsamen Satz technischer Standards einigen, beschleunigt das die Geschwindigkeit, mit der interfunktionsfähige technische Produkte auf den Markt kommen, und erleichtert die Bildung und Aufrechterhaltung eines Netzwerks von Ausrüstern, die zu vergleichsweise geringen Kosten gemäß der vereinbarten Standards Ersatzteile und Produkte liefern. Würde dagegen jedes Land seine eigenen Vorschriften erlassen, wäre die Herstellung der Produkte viel teurer und ihr Preis für die Verbraucher viel höher, was die gesamte Weltwirtschaft belasten würde. Diese Ansicht wird in den modernsten industrialisierten Volkswirtschaften der Welt vertreten, in denselben größtenteils westlichen Mächten, die seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs die globalen Standards bestimmen.


  Nun jedoch erhebt sich eine Vielzahl neuer Stimmen: Peking, Brasilia, Moskau und andere Regierungen von Schwellenländern teilen durchaus die Ansicht, dass internationale Standards wichtig sind. Warum aber werden sie von den Amerikanern und den Europäern gesetzt? Insbesondere chinesische Regierungsbeamte vertreten die Ansicht, dass US-amerikanische und europäische Unternehmen ihre geschäftlichen Privilegien dadurch schützten, dass sie chinesischen Unternehmen die zusätzlichen Kosten auferlegten, die durch die Einhaltung westlicher Spezifikationen verursacht würden. Nur deshalb würden ihre US-amerikanischen und europäischen Konkurrenten für die Verwendung ihres geistigen Eigentums Milliarden Dollar an Lizenzgebühren kassieren. Einige chinesische Offizielle glauben außerdem, dass der Westen nicht nur Geld machen, sondern auch den chinesischen Aufstieg »eindämmen« will, indem er technische Standards als kulturimperialistische Waffe einsetzt, um den wirtschaftlichen Fortschritt in China zu begrenzen (oder gar zurückzudrehen).12


  Vertreter Chinas, das bis jetzt als einziges Schwellenland über so viel Wirtschaftskraft verfügt, dass es die westlichen Standards mit Aussicht auf Erfolg in Frage stellen könnte, treiben die sogenannte »einheimische Innovation« voran, ein System von politischen Maßnahmen, die darauf abzielen, der chinesischen Wirtschaft einen besseren Platz in der Wertschöpfungskette zu verschaffen.13 Neue Regeln schreiben vor, dass der chinesische Staat bestimmte Hightech-Produkte nur kaufen darf, wenn sie einen bestimmten Anteil in China hergestellter Technik enthalten. Eine weniger offizielle Spielart dieser Politik besteht darin, ausländische Unternehmen gegeneinander um den Zugang zu chinesischen Märkten konkurrieren zu lassen, indem diese anbieten, manchmal in Koordination mit chinesischen Partnern, in China Spitzentechnologie zu entwickeln. Ausländische Firmen wissen, dass ihr geistiges Eigentum in China ständig in Gefahr ist, aber viele gehen dieses Risiko auch heute noch ein, um Zugang zu den vielen 100 Millionen chinesischen Verbrauchern und den relativ billigen chinesischen Arbeitskräften zu bekommen.


  Die Logik hinter der Strategie der einheimischen Innovation ist simpel: Warum soll man andere dafür bezahlen, damit man ihre Technologien nutzen kann, wenn man dauerhafte Wirtschaftskraft aufbauen kann, indem man seine eigenen Technologien entwickelt? Chinesische Unternehmen haben immer wieder bewiesen, dass sie von anderen entwickelte Technologien stehlen und adaptieren können. Sobald China jedoch einen eigenen Hightech-Sektor aufbaut und eigene Standards entwickelt, die einheimischen Unternehmen große Wettbewerbsvorteile verschaffen, hat es einen weiteren Schritt in der Entwicklung zur beherrschenden Wirtschaftsmacht des 21. Jahrhunderts gemacht. In dieser neuen Stellung kann es seinen Wettbewerbsvorteil exportieren, indem es andere Länder drängt, seine Standards zu übernehmen. Chinesische Unternehmen können dann ihren westlichen Konkurrenten in Asien, Afrika, Lateinamerika und anderswo zusätzliche Kosten aufbürden, wenn sie bei dem in Peking erdachten Spiel dabei sein wollen. Einer solchen Bewährungsprobe mussten sich viele westliche Multis noch nie unterziehen, aber in einer G-Null-Welt wird kein Staat, kein Staatenbund und keine Institution die Macht haben, daran viel zu ändern.


  Es wirkt sich ungünstig auf das Weltwirtschaftswachstum aus, dass die chinesische Art, ohne Transparenz und von oben nach unten Standards zu diktieren, den Schwierigkeiten der Echtzeitinnovation und der schieren Geschwindigkeit des technischen Wandels nicht gewachsen ist. Insbesondere wenn Regierungsbürokratien dafür sorgen müssen, dass der technische Fortschritt nicht nur geschäftlichen, sondern auch politischen Zielen dient, können sie das Tempo nicht halten. Durch die wachsende Geschwindigkeit und zunehmende Komplexität vervielfacht sich die Zahl der unbeabsichtigten Folgen, die schon eine einzige schlecht konzipierte Vorschrift haben kann. Außerdem ist die riesige Zahl der chinesischen Funktionäre, die mit ganz unterschiedlichen Motiven an der Formulierung der Standardisierungspolitik beteiligt sind, ein Problem. Häufiger als in den Vereinigten Staaten oder in Europa beruhen die politischen Maßnahmen, die auf diese Weise in China entstehen, auf einem lästigen politischen Kompromiss und sind nicht vom Streben nach wirtschaftlicher Effizienz motiviert.14 Viele ausländische Unternehmen wollen sich den Anforderungen eines derart plumpen bürokratischen Verfahrens nicht anpassen. Sie fürchten, dass in dem staatlich gelenkten Wirtschaftsmodell chinesische Unternehmen Einfluss auf die Setzung der Standards bekommen. Und dass sie früher Zugang zu Informationen bekommen, was ihnen bei der Vermarktung ihrer Produkte einen Vorsprung verschafft.15


  Peking akzeptiert die westlichen Sicherheitsstandards für viele Lowtech-Konsumgüter vor allem deshalb, weil die chinesische Industrie auf absehbare Zukunft von Exporten dieser Güter an Verbraucher in Europa, Amerika und Japan abhängig sein wird. Andererseits hat China gerade erst eine aggressive Kampagne begonnen, um für eine Vielzahl technisch anspruchsvollerer Produkte seine eigenen Standards durchzusetzen. Ein Versuch, den westlichen Wi-Fi-Standard für Geräte mit Funkschnittstellen durch die WAPI genannte chinesische Version zu ersetzen, ist allerdings gescheitert. Hartnäckiger, aber letztlich ebenso wenig erfolgreich war der chinesische Staat, dem alle drei chinesischen Telekommunikationsgiganten China Telecom, China Unicom und China Mobile gehören, bei dem Versuch, TD-SCDMA als internationalen Standard durchzusetzen. TD-SCDMA ist ein Mobilfunkstandard der dritten Generation (3G). Er setzte sich unter anderem deshalb nicht durch, weil sich seine Einführung durch technische Schwierigkeiten um mehrere Jahre verzögerte. Die Schlacht um das nächste Neuland, die 4G-Produkte, ist dagegen noch nicht entschieden.


  Das Internet


  Die Internetkriege, die es in einer führerlosen Welt geben könnte, sind besonders beängstigend. Im Jahr 2009 musste China durch einen öffentlichen Aufschrei der Empörung den Plan aufgeben, alle neuen chinesischen Personalcomputer, auch die importierten, mit einem Contentfilter auszustatten, einer Software mit der seltsam orwellianischen Bezeichnung »Green Dam Youth Escort«.16 Regierungsvertreter behaupteten, der Filter solle nur pornographische Inhalte blockieren, doch das reichte nicht, um die empörte Öffentlichkeit zu beruhigen und den Verdacht zu zerstreuen, dass der Filter auch für andere Formen der Zensur – oder sogar zur Überwachung – eingesetzt werden könnte. Dieses Mal machte das Regime einen Rückzieher. Doch der Kampf geht weiter. Staaten auf der ganzen Welt versuchen, den Strom von Ideen und Informationen im Internet einzudämmen, und in einer G-Null-Welt könnte das World Wide Web in der Schlacht um die Kontrolle des Internets buchstäblich demontiert werden.


  Im Jahr 1937 machte der Schriftsteller H.G. Wells in seinem Essayband World Brain folgende Voraussage über die Zukunft des Wissens:


  
    Die gesamten Erinnerungen der Menschheit könnten heute schon und werden vermutlich schon bald jedem einzelnen Menschen zugänglich gemacht werden. Dieses neue gesamtmenschliche Großhirn muss nicht an einem bestimmten Ort konzentriert sein. Es muss nicht verwundbar sein, wie ein menschlicher Kopf oder ein menschliches Herz verwundbar ist. Es kann exakt und vollständig reproduziert werden, in Peru, China, Island, Zentralafrika oder an sonst einen Ort, der gegen Gefahr und Störung Schutz zu bieten scheint.17

  


  Wie auf anderen Gebieten hat sich Wells auch in diesem Bereich als weitblickend erwiesen. Obwohl die Entwicklung des Internets das direkte Ergebnis jahrelanger Finanzierung und Forschungsarbeit des amerikanischen Staates war, wurde dieses Netzwerk miteinander verknüpfter Netzwerke so konstruiert, dass es sich ohne einen zentralen Betreiber ausbreitete. Dies geschah, um ein organisches Wachstum sowohl des Geschäfts als auch der freien Rede zu gewährleisten. Seit mehr als 15 Jahren werden das Rückgrat des Internets und seine technischen Ressourcen kommerziell in einem vom privaten Sektor bestimmten Universum betrieben, in dem sowohl die Industrie als auch der Staat als auch die Zivilgesellschaft Einfluss haben.


  Bis heute wird die Entwicklung technischer Standards von der Internet Engineering Task Force (IETF) bestimmt, einer breitgefächerten Gruppe aus Netzwerkdesignern und -betreibern, Anbietern und Forschern. Diese steht unter der Schirmherrschaft der Internet Society, einer gemeinnützigen Organisation, die die Aufgabe hat, »dafür zu sorgen, dass das Internet besser funktioniert, indem sie technische Dokumente von hoher Relevanz und Qualität entwickelt, die Einfluss darauf haben, wie das Internet geplant, genutzt und verwaltet wird«. In den frühen 1980er Jahren wurde eine Autorität gebraucht, die IP-Adressen zur Identifikation jeweils einen spezifischen Namen und eine spezifische Nummer zuwies. Deshalb wurde das Domaine Name System gegründet, und 1998 schloss das amerikanische Handelsministerium mit der privatrechtlichen gemeinnützigen Organisation Internet Corporation for Assigned Names and Numbers (ICANN) einen Gründungsvertrag, laut dem die ICANN diesen Prozess leitet. Die amerikanische Regierung unterstützt traditionell die Beteiligung vielfältiger Interessengruppen am Internet und fördert dessen Wachstum bei minimaler staatlicher Einmischung durch die USA und andere Länder.


  Während sich jedoch das Internet in fast allen Ländern der Erde zu einem für Kommunikation und Handel zentralen Instrument entwickelt hat, sind im Cyberspace beispiellose Bedrohungen für die Privatsphäre seiner Nutzer, für das geistige Eigentum von Unternehmen und für die Sicherheit ganzer Staaten entstanden. Kriminelle, Anarchisten und Terroristen nutzen das Internet zur persönlichen Bereicherung, zum Machterwerb und für ideologisch motivierte Zerstörung. Gleichzeitig entdecken viele Staaten sowohl Möglichkeiten, das Netz für ihre Zwecke zu nutzen, als auch Bereiche, in denen sie durch das Netz verwundbar werden und die geschützt werden müssen. Wer es sich leisten kann, hat begonnen, die notwendige Technologie für eine Militarisierung des Internets zu entwickeln. Heute üben verschiedene Staaten, insbesondere jedoch China und Russland, beträchtlichen Druck auf die ICANN aus, ihnen Instrumente zur Verfügung zu stellen, mit denen sie ihre »Informationssicherheit« verbessern können, was letztlich darauf hinauslaufen könnte, dass Bereiche des Internets unter Staatshoheit gestellt werden und sich eine Art Online-Überwachungsgesellschaft zu etablieren beginnt.


  Die Bedrohungen, die viele Staaten im Internet zu bekämpfen versuchen, umfassen einige, die wie etwa der Terrorismus allgemein als verwerflich angesehen werden, und andere, deren Legitimität, wie etwa beim politischen Aktivismus, umstritten ist. China, Russland und andere Schwellenländer jedoch wollen das Internet als solches schärfer kontrollieren. Sie treten inzwischen dafür ein, die Internationale Fernmeldeunion (ITU) wiederzubeleben, eine altehrwürdige Sonderorganisation der Vereinten Nationen, die auf die Frühzeit des Telegraphen zurückgeht. Sie soll zu einem Forum werden, in dem die Staatengemeinschaft nicht nur die technischen Aspekte des Internets verwaltet, sondern auch politische Probleme behandelt, die im Zusammenhang mit seinem Wachstum und den von ihm verursachten Sicherheitsproblemen entstehen.18 Diese Übertragung der Zuständigkeit würde eine fundamentale Änderung der Verwaltung des Internets bedeuten, da in der ITU nur Staaten Mitglieder sein können. Vertreter der Privatwirtschaft und der nichtstaatlichen Organisationen hätten in der ITU keine Stimme und auch sonst kein Mittel mehr, die Interessen von Unternehmen und Einzelpersonen zu schützen.


  Die Entwicklung neuer, sicherer Internet-Protokolle als Mittel, um Cyberangriffe abzuwehren, ist für Amerika und Europa genauso wichtig wie für Russland und China, und die Staaten werden dabei auf jeden Fall eine größere Rolle spielen müssen. Aber wie groß ist zu groß? Die führenden autoritären Staaten der Welt haben ein ureigenes Interesse daran, die Bürokratie einer UN-Organisation zu nutzen, um Mauern (oder Hintertüren) im Internet aufzubauen oder neue Netzarchitekturen zu verhängen, die den freien, grenzüberschreitenden Strom von Ideen, Informationen, Gütern und Dienstleistungen verlangsamen (oder sogar ganz zum Erliegen bringen).


  Einige dieser Mauern sind schon im Bau. Schätzungen zufolge gehen alle 24 Stunden etwa 100000 Chinesen zum ersten Mal ans Netz und schließen sich damit den 450 Millionen Chinesen an, die bereits online sind. Allein die Größe der täglichen Datenflut bewirkt, dass chinesische Sicherheitsleute nicht alles überwachen können, was im Netz gesagt, gelesen und ausgetauscht wird. Der chinesische Normalbürger hat dadurch eine Redefreiheit erlangt, die er vor 10 Jahren noch nicht besaß. Noch besorgniserregender für die Regierung ist, dass der Cyberspace eine Art virtueller öffentlicher Platz ist, auf dem die Chinesen Ideen und Ansichten austauschen können. Schon die Redefreiheit ist für das Regime etwas Bedrohliches, aber noch bedrohlicher ist die Versammlungsfreiheit.


  Um dieses Problem – und jedes Risiko, das es für die Herrschaft der Kommunistischen Partei bedeuten könnte – in den Griff zu bekommen, nutzt der chinesische Staat eine Reihe technischer Werkzeuge, darunter die Kontrolle der Border Gateway Protocols (BGPs), die das Routing der Nachrichtenströme in Internet besorgen. Internetdienstleister und Router nutzen diese Protokolle wie Landkarten, um Daten so einfach und schnell wie möglich von einem Computer zum anderen zu bewegen. Um den Datenfluss zwischen den Routern unter ihrer Kontrolle zu stoppen, brauchen diejenigen, die diese Systeme beherrschen, nur die Karten zu verbergen. Als zum Beispiel die Proteste in Ägypten vor dem Sturz Mubaraks im Februar 2011 immer heftiger wurden, wandte die ägyptische Regierung diese Methode an, um das Internet im ganzen Land lahmzulegen. Aber wo Ägypten die Axt schwang, hat China gelernt, ein Skalpell zu verwenden. Die BGPs liefern Peking die Filter, die es für seine Große Firewall braucht, jenes System, das den Internetnutzern in China den Zugang zu Inhalten verwehren soll, die sie nach dem Willen des Regimes nicht sehen sollen.


  Durch die Manipulation von BGPs kann China den Übergang von einem einzigen globalen Internet zu einer neuen Struktur beschleunigen, die heute manche als »Splinternet« bezeichnen, der zersplitterten Version eines zuvor einheitlichen Internetuniversums.19 In einer G-Null-Welt bedeutet Splinternet, dass Staaten in einzelnen Segmenten des Cyberspace die Kotrolle übernehmen und alleine entscheiden, zu welchen Websites die Bewohner ihres Territoriums Zugang haben und zu welchen nicht. Der Iran, heute schon einer der raffiniertesten Internetzensoren, möchte diesen Gedanken in sein logisches Extrem treiben, indem er ein »nationales Internet« schafft, eine Enklave im Cyberspace, in der die iranischen Nutzer vom Rest der Onlinewelt abgeschnitten wären. Durch dieses Projekt, sagte im Mai 2011 Ali Agha-Mohammadi, Stellvertretender Vizepräsident für ökonomische Angelegenheiten im Iran, »wird ein Netz entstehen, das wirklich halal ist: ethisch und moralisch für Muslime bestimmt«.20


  Informationen


  Im Westen nimmt diese Aufsplitterung des Zugangs zu Inhalten vertrautere Formen an. Manche Mobilgeräte kommen ohne Zugang zu einer bestimmten Suchmaschine oder einem bestimmten Betriebssystem auf den Markt, weil zwischen Unternehmen exklusive Lizenzverträge geschlossen wurden. Unternehmen haben geschäftliche Interessen daran, eingegrenzte Communities zu schaffen, die manche Dienste mit einschließen und andere nicht. Demgegenüber haben autoritäre Regime politische Motive für fast das gleiche Verhalten. Sie wollen, dass der Staat maximale Kontrolle über die Informationen hat.


  Auch Paranoia kann ein machtvolles Handlungsmotiv sein. Im Jahr 2002 informierte der Kreml das Peace Corps, eine unabhängige Freiwilligenorganisation der Vereinigten Staaten, die der Völkerverständigung dienen soll, dass es in Russland nicht mehr willkommen sei. Es wurden verschiedene Erklärungen für die Ausweisung gegeben, aber einige Regierungsvertreter beschuldigten die Organisation offen der Spionage für die Vereinigten Staaten.21 Heute warnen Stimmen in Russland und China, Twitter und Facebook seien heimtückische Instrumente, die ebenfalls der Spionage dienten. Selbst wer weniger anfällig für Verschwörungstheorien ist, weiß, dass diese Unternehmen Bürgern autoritärer Staaten Zugang zu Nachrichten, Ideen und Kommunikationsmöglichkeiten bieten, die die politische Kontrolle des Staates schwächen können, und dass sie zugleich multinationalen Konzernen des Westens und vielleicht auch der US-Regierung eine Fülle von Informationen über das Leben innerhalb dieser Staaten liefern.


  Weil Staaten neue Mauern im Cyberspace aufrichten oder von multinationalen Konzernen verlangen, Geräte auf ihrem Staatsgebiet zu lokalisieren, ist der grenzüberschreitende Informationsfluss zunehmend gefährdet. Kein Staat hat die Macht, sein Volk in eine Welt ohne Cyberspace zurückzuwerfen. Für fast alle Staaten auf der Welt ist eine Totalsperre des Internets nur unter extremsten Umständen und für einen begrenzten Zeitraum ein gangbarer Weg, da durch eine Blockade des Datenflusses auch der Handelsverkehr zum Erliegen kommt und der Staat Einnahmen verliert, die er zum Überleben braucht. (Die Ausnahme ist Nordkorea, weil es praktisch keinen Handelsverkehr hat.) Clevere Internetnutzer rund um den Erdball sind außerdem bemerkenswert geschickt in der Umgehung staatlicher Zensurmaßnahmen, und Staatsbürokratien sind auf die Dauer nicht gut dafür gerüstet, mit dem schnellen technischem Wandel Schritt zu halten. Trotzdem haben viele Staaten schon bewiesen, dass sie den öffentlichen Zugang zu manchen Informationen manipulieren und ihn zu anderen ganz sperren können. Durch diesen Trend werden in vielen autoritären Ländern gefährliche Spannungen entstehen, weil das Katz-und-Maus-Spiel auf beiden Seiten Misstrauen weckt und Frustrationen verursacht.


  Es wird nicht leicht. Die fähigsten autoritären Regime der Welt hatten früher eine fast absolute Kontrolle über die Informationen, die ihre Grenzen passierten, und über die Kommunikation ihrer Staatsbürger untereinander und mit dem Rest der Welt. Noch vor 20 Jahren begann ein Putschversuch in den letzten Tagen der Sowjetunion mit dem guten alten Wettlauf zum staatlichen Fernsehsender und einer bewaffneten Konfrontation um die Kontrolle des Äthers. Es gab noch kein Satellitenfernsehen mit Nachrichten und Ansichten aus dem Ausland, keine Mobiltelefone, keine SMS, kein Internet, kein YouTube, auf dem man heimlich aufgenommene Bilder austauschen konnte, und kein Twitter, über das sämtliche Nachrichten aus aller Welt permanent aktualisiert wurden. Die wenigen Sowjets, die den Radiosender Voice of America empfangen konnten, hatten nur eine einzige alternative Informationsquelle.


  Diese Zeiten sind schon lang vorbei. Die Regierungen Chinas, Russlands, Saudi-Arabiens und des Irans können überwachen, filtern und umleiten, aber sie können nicht zu dem Tag zurückkehren, an dem die meisten Nachrichten mit politischem Inhalt von einem einzigen, staatlich kontrollierten Funk- oder Fernsehturm gesendet wurden. Wenn man von Nordkorea und einigen weiteren isolierten Enklaven absieht, ist die Kommunikation gründlich dezentralisiert worden.


  Nach der Informationsrevolution funktioniert alles ganz anders: Der Datenverkehr und die Inhalte, die durch sämtliche E-Mails, Online-suchen und Onlinekäufe der Welt entstehen, und die elektronischen Signaturen all dieser Texte und Tweets können jetzt in Echtzeit gesammelt und an irgendeinem zentralen Ort gespeichert werden. Wer zu diesen Daten Zugang hat und über die Technologie verfügt, um sie zu organisieren und zu nutzen, hat etwas außerordentlich Wertvolles in seinen Besitz gebacht. Bis heute befindet sich der größte Teil dieser Daten im Besitz großer (vorwiegend westlicher) Konzerne. Diese Firmen sind diversen Datenschutz- und Sicherheitsvorschriften unterworfen, aber sie können die Informationen trotzdem zum Geldmachen verwenden. Wie uns jede einzelne Pop-up-Anzeige vor Augen führt, kann man durch eine Analyse unserer Daten unsere Interessen und Vorlieben erkennen. Deshalb können uns die Firmen, die unsere Daten verarbeiten, mit gezielter Werbung bombardieren. Dank seiner beherrschenden Stellung als Suchmaschine hat Google die größten Werbeeinnahmen der Welt. Facebook verfügt über Informationsmengen historisch beispiellosen Ausmaßes, was individuelle Verbrauchervorlieben und Trends betrifft. Es ist ein beunruhigender Gedanke, sich die Werbeindustrie als Kunde von Facebook und seine Basis von 800 Millionen Nutzern als ein von ihm verkauftes Produkt vorzustellen.22 Während einige Politiker autoritärer Regime diese Firmen als Störenfriede betrachten, sehen andere sie als Schatzgruben mit unschätzbar wertvollen politischen und sicherheitspolitischen Informationen.


  Wenn wir in den neuen Kommunikationsinstrumenten immer mehr von dem preisgeben, wer wir sind, was wir denken und was wir wollen, wird die Datenanalyse immer interessanter – und das nicht nur für multinationale Konzerne, die ihren Marktanteil ausbauen wollen. Dass Unternehmen, die uns primär als Verbraucher sehen, so viele Daten über uns bekommen, mag vielleicht den Datenschutz verletzen. Wenn jedoch dieselben Informationen an Staaten weitergegeben werden, die uns als Staatsbürger, Wähler, Organisatoren, Meinungsmacher oder als potentielle Unruhestifter betrachten, ist das eine ganz andere Sache. Zugegeben, die meisten Staaten auf der Erde können die Bedürfnisse ihrer Bürger desto besser erfüllen, je mehr sie über sie wissen. Das Sammeln und die Auswertung persönlicher Daten kann dafür benutzt werden, den Fluss des Straßenverkehrs zu verbessern, gezielter in die Infrastruktur zu investieren, Verbrechen zu bekämpfen und die nationale Sicherheit zu erhöhen. Wie jedoch unterscheidet der Staat zwischen politischen Aktivisten und Kriminellen, oder zwischen Terroristen und potentiellen Terroristen? Jeder Staat wird das Datenmaterial auf seine eigene Art verwenden. Sowohl die alten Industrieländer als auch die Schwellenländer neigen dazu, ihre Macht zu missbrauchen und Bürgerrechte zu verletzen, und wenn ein Staat immer mehr Daten sammelt, werden seine Sicherheitsapparate den Zugriff auf sämtliche Daten haben wollen, die (ihrer Ansicht nach) für die nationale Sicherheit von Bedeutung sind.


  Google hat schon jetzt zahlreiche Angriffe auf die Gmail-Konten mutmaßlicher Dissidenten in China zu verzeichnen, Angriffe, die von chinesischen Behörden unternommen (oder wenigstens geduldet) werden. Stellen Sie sich den Druck vor, unter den ein ausländisches Kommunikationsunternehmen gerät, wenn es von chinesischen Bürgern dafür genutzt wird, politische Diskussionen zu führen und Protestaktionen (gleich welcher Art) zu organisieren. Solche Konflikte sind heute schon Alltag in vielen autoritären Regimen, die versuchen, den immer schnelleren grenzüberschreitenden Datenstrom unter Kontrolle zu bringen.


  Eine feindliche Umwelt


  Klimaschutz


  Kein G-Null-Problem ist so unangenehm offensichtlich wie die Unfähigkeit der etablierten Mächte und der Schwellenländer, sich auf einen glaubwürdigen Plan zur Bekämpfung der Klimaerwärmung zu einigen. Wie aus Daten der Internationalen Energieagentur hervorgeht, wurde 2010 eine neue Rekordmenge an Kohlendioxid in die Atmosphäre freigesetzt. Und seit der gescheiterten Klimakonferenz von Kopenhagen im Dezember 2009 hat es bei den Anstrengungen zur Bekämpfung des Klimawandels praktisch keine Fortschritte gegeben. Auf der Konferenz von Durban im Dezember 2011 wurde versucht, das Kyoto-Protokoll bis 2017 zu verlängern – ohne die Unterstützung der wichtigen Staaten Kanada, Japan und Russland. Sie schlossen sich damit den USA an, die sich schon 2005 geweigert hatten, das ursprüngliche Dokument zu unterzeichen.


  Viele Schwellenländer wollen das Kyoto-Protokoll auch heute noch verlängern, weil es den entwickelten Staaten bei der Begrenzung der Emissionen die größten Opfer abverlangt. Schließlich ist der Westen laut China, Indien und anderen Schwellenländern für den größten Teil der Umweltschäden in den vergangenen Jahrzehnten verantwortlich und sollte deshalb auch am meisten zu ihrer Behebung tun. Amerikaner und Europäer halten dagegen, dass diese unterschiedliche Verteilung der Schuld heute keinen Sinn mehr habe. Es sei an der Zeit für einen neuen Vertrag, weil die Schwellenländer in den kommenden Jahrzehnten den größten Teil der Emissionen verursachen würden. Zwar wurde das Kyoto-Protokoll über 2012 hinaus gerettet, aber sein Fortbestand hat kaum Auswirkungen, was die weltweite Reduktion klimaschädlicher Emissionen betrifft. In Durban wurden harte Entscheidungen vermieden mit der Folge, dass es für die Klimapolitik in absehbarer Zukunft keinen Rahmen mehr gibt. Wenn die Interessen von Staaten so unterschiedlich wie heute sind und niemand da ist, um sie auf Linie zu bringen, bleiben harte Entscheidungen nicht lange auf dem Tisch.


  In der Zeit nach dem Kyoto-Protokoll sind nur die USA und China in der Lage, die Blockade in den internationalen Verhandlungen zu durchbrechen, da sie allein 40 Prozent der klimaschädlichen Gase emittieren. Doch die beiden Staaten sind in eine politische Sackgasse geraten: Wenn China nicht bereit ist, wichtige neue Verpflichtungen auf sich zu nehmen, wird der amerikanische Kongress niemals ein Klimaschutzabkommen ratifizieren oder für die Freisetzung in irgendeiner Form finanziell sanktionieren; und wenn die USA keine glaubwürdigen Reduktionsmaßnahmen treffen, wird China unter Berufung auf die amerikanische Untätigkeit neue Belastungen vermeiden.


  Eine der wenigen positiven Entwicklungen in der Folge von Kopenhagen war eine Zusage der etablierten Industrieländer, den Entwicklungsländern bis 2020 insgesamt 100 Milliarden Dollar für die Reduktion von klimaschädlichen Emissionen zur Verfügung zu stellen. In dieser Summe sind 30 Milliarden »Schnellfinanzierung« für die Jahre 2010–2012 enthalten. Bei einem weiteren Klimagipfel in Cancún, Mexiko, wurde die Einrichtung eines Green Climate Fund für die Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen beschlossen. Der Fonds ist ein klassisches Beispiel für ein globales öffentliches Gut, eine Dienstleistung, von der alle profitieren würden, die aber niemand bezahlen will. Auch in diesem Fall wirkt sich die G-Null aus. Die etablierten Mächte müssen sich noch darüber einig werden, wie die Kosten zwischen den Staaten und zwischen dem privaten und dem öffentlichen Sektor verteilt werden. Wie so oft in der G-Null-Welt wird die Lage zusätzlich verschärft durch umfangreiche Kürzungen der Staatsausgaben in den USA und Europa und durch die Tatsache, dass sich ein Teil der Politiker in Washington weigert, die Existenz des Klimawandels überhaupt zur Kenntnis zu nehmen.


  Wenn immer mehr Staaten sich damit abfinden, dass das Problem der Klimaerwärmung auf internationaler Ebene nicht gelöst werden wird, werden einzelne Länder ihre eigenen Maßnahmen gegen den Klimawandel treffen. Manche Staaten werden Vorschriften über den Energieverbrauch diverser Produkte erlassen, die dann nur in ihrem Land gelten. Sparsamer Energieverbrauch ist wichtig, aber wenn jedes Land für alle Geräte, von der Klimaanlage über den Kühlschrank bis zum Auto, seine eigenen Vorschriften erlässt, kann das die Abwicklung von Geschäften ungeheuer verteuern.


  Noch besorgniserregender ist die Tatsache, dass sich einige Länder aus Furcht vor den langfristigen Schäden des Klimawandels und in der Überzeugung, dass es keine globale Lösung für das Problem geben wird, dem Geo-Engineering, der gezielten Manipulation des Klimas, zuwenden könnten. Wissenschaftler debattieren heute schon sowohl über die Machbarkeit als auch über die ethische Zulässigkeit von Versuchen einzelner Länder, Klimakatastrophen zu vermeiden, indem sie Schwefelaerosole in die oberen Schichten der Atmosphäre sprühen. Diese Aerosole würden Sonneneinstrahlung zurück in den Weltraum reflektieren.23 Wie wird es sich auf andere Länder auswirken, wenn sich ein Land solcher Mittel bedient? Was wären die langfristigen Folgen eines solchen Verfahrens? Wissen wir genug über die Adaptionsfähigkeit der Erdatmosphäre, um zuzulassen, dass einzelne Regierungen Maßnahmen ergreifen, die vielleicht weltweite oder dauerhafte Auswirkungen haben? In einer G-Null-Welt, in der jedes Land allein mit den globalen Problemen fertigwerden muss, können wir diese Fragen vielleicht erst beantworten, wenn der Schaden schon passiert ist.


  Durch den Klimawandel entstehen auch neue Chancen: Zum Beispiel wird die Arktis zugänglicher. Seit 1980 ist die jährliche maximale Ausdehnung der arktischen Eisdecke um etwa 8 Prozent zurückgegangen – um ein Gebiet, das größer ist als Norwegen, Schweden und Dänemark zusammen.24 Ein Anstieg des Meeresspiegels könnte tatsächlich katastrophale Folgen haben, aber andererseits könnte durch ein Abschmelzen des Eises der Zugang zu neuen, vielleicht riesigen Lagerstätten von Öl, Erdgas und anderen wertvollen Gütern frei werden, und es würden neue internationale Wasserstraßen entstehen, die länger im Jahr schiffbar wären. Im Arktischen Rat, der aus den Ländern Russland, Kanada, Dänemark, Norwegen, Island, Finnland und Schweden besteht, die allesamt Ansprüche auf arktisches Territorium erheben, wird der Konflikt um Land, Wasser und Ressourcen parallel zum Temperaturanstieg in der Arktis härter, denn es könnte wirklich um extreme Reichtümer gehen.


  Die Schätzungen sind nicht einheitlich, aber laut der U.S. Geological Survey könnten sich in der Arktis 30 Prozent der noch nicht entdeckten Erdgasreserven und 13 Prozent der noch nicht entdeckten Ölreserven der Welt befinden. Heute ist die Gewinnung dieser Ressourcen noch abschreckend teuer und sehr gefährlich, aber Royal Dutch Shell, Exxon Mobil und der schottische Konzern Cairn Energy bereiten sich schon auf eine lukrative Zukunft in der Arktis vor.25 Unter den rivalisierenden Ländern hat Russland besonders früh Ansprüche angemeldet. Es beantragte 2001 erfolglos die Hoheit über 1191400 Quadratkilometer Arktisches Meer, pflanzte 2007 am Nordpol seine Flagge auf und wird vermutlich 2012 bei der UN einen weiteren Antrag stellen.26 Weitere Nationen haben Ansprüche angemeldet oder bereiten dies gerade vor, aber wer soll in einer G-Null-Welt solche Ansprüche klären?


  Im Mai 2011 fassten die acht Mitglieder des Arktischen Rats ihren ersten und einzigen Beschluss in Bezug auf die Aufteilung des arktischen Territoriums: Sie einigten sich auf einen Vertrag, der die Lastenverteilung bei Such- und Rettungsoperationen regelt.27 Das ist alles. Bei Fragen von viel größerer internationaler Tragweite wie der Festsetzung der Grenzen, die die Territorien der einzelnen Länder voneinander und von internationalen Gewässern trennen, der Verwendung neuer Seestraßen und der Ausbeutung von Bodenschätzen können sich die Betroffenen nicht einmal darauf einigen, dass sie sich uneinig sind. Es gibt keine maßgeblichen Normen oder Regelungen in Bezug auf die Arktis. Sie ist buchstäblich Neuland.


  Lebensmittelkämpfe


  Außer der Luft, die wir atmen, sind unsere fundamentalsten Bedürfnisse Nahrung und Wasser. Hier liegt eine weitere grundlegende Herausforderung der G-Null. Da eine Zusammenarbeit der mächtigsten Volkswirtschaften der Welt bei der umfassenden Lösung von komplexen Problemen heute viel unwahrscheinlicher ist, als sie es in den letzten Jahrzehnten je war, ist es wahrscheinlicher als je zuvor, dass Bedrohungen der »Lebensmittelsicherheit« (der Verfügbarkeit von Nahrung und Wasser zu erschwinglichen Preisen) Konflikte verursachen, die ganze Gesellschaften destabilisieren. Es gibt einen globalen Nahrungsmittelmarkt, der voraussichtlich noch lange bestehen wird. Doch eine Vielfalt von Kräften wird in den kommenden Jahren Hungerkatastrophen auslösen. Und weil es an internationaler Führung fehlt, ist es sehr unwahrscheinlich, dass sich die führenden Importeure und Exporteure von Nahrungsmitteln bei der Bekämpfung des Hungers auf eine irgendwie geartete Lastenverteilung werden einigen können.


  In den Jahren 2007/8 führten explodierende Preise für Weizen, Reis, Mais und Sojabohnen (ein Phänomen, das man als »Agflation« bezeichnet) zu einem scharfen Anstieg der Nahrungsmittelpreise und massiven Aufständen in Indien, Pakistan, Ägypten, Mexiko und mehreren weiteren Ländern.28 Dass die Nachfrage nach Getreide Ende 2008 durch die Finanzkrise sank, dürfte mit dazu beigetragen haben, dass es nicht zu massiveren Nahrungsmittelverknappungen kam. Als sich jedoch die Weltwirtschaft immer schneller vom Zusammenbruch der Märkte erholte, löste die erhöhte Nachfrage Anfang 2011 erneut eine Explosion der Getreidepreise aus. Sie war eine der Ursachen für die Frustrationen, die zu dem Aufruhr im ganzen Nahen Osten und in Nordafrika führten. Wer sich nichts mehr zu Essen kaufen kann, hat nichts mehr zu verlieren.


  Die Faktoren, die die Nahrungsmittelpreise in ungeahnte Höhen treiben, werden in den nächsten Jahren vermutlich stärker werden, und in der G-Null wird das Problem vermutlich viel schwerer zu bewältigen sein. Das Wachstum der Weltbevölkerung treibt die Nahrungsmittelpreise in die Höhe, aber wo die Menschen leben und was für Nahrungsmittel sie essen, ist noch wichtiger. Durch die Entstehung einer Mittelschicht in den Schwellenländern beginnen Hunderte Millionen Menschen von stark getreidebasierter Kost auf mehr Fleischgenuss umzusteigen, ein historisches Muster, das sich in allen Teilen der Welt wiederholt. Durch Fleischkonsum erhöht sich freilich der Verbrauch von Getreide, weil viel mehr Getreide gebraucht wird, um Vieh zur Ernährung zu züchten, als um Menschen mit Getreide zu ernähren.


  Die Nachfrage nach Getreide wird deshalb explodieren, es sei denn wir erleben in den nächsten Jahren einen überraschenden Rückgang des gewaltigen Wirtschaftswachstums in China, Indien, Brasilien, Indonesien und anderen Schwellenländern. Selbst wenn die Nachfrage nach Getreide in den Vereinigten Staaten und Europa wegen der höheren Preise sinken sollte, wird dies durch die erhöhte chinesische und indische Nachfrage mehr als ausgeglichen werden. Tatsächlich hat China heute schon den zweitgrößten Getreideverbrauch der Welt; es verbrauchte 2011 47 Prozent mehr als 2001, ein Zuwachs, den Brasilien als größter Getreideproduzent der Welt mit seiner ganzen Maisernte nicht ausgleichen könnte.29


  Das Problem besteht nicht nur darin, dass die Nachfrage so schnell wächst. Auch auf der Angebotsseite verstärkt sich der Preisdruck. Ursache ist die Urbanisierung, die in allen Schwellenländern stattfindet, weil sich durch sie sowohl die Nutzung des Bodens als auch des Wassers ändert. Im Jahr 1950 lebten erst 29 Prozent der Weltbevölkerung in Städten. Heute sind es mehr als 50 Prozent. Ein Anteil, der auf absehbare Zukunft weiter steigen wird, wenn sich die Entwicklung der Schwellenländer fortsetzt.30 Der größte Teil dieser Landflucht findet in China, Indien, Südostasien und Afrika statt. Wie das McKinsey Global Institute prognostiziert, werden die indischen Städte zwischen 2012 und 2025 weitere 215 Millionen Menschen aufnehmen und die chinesischen Städte sogar 400 Millionen.31 Durch die Ausbreitung der Städte werden die Entwicklungsländer laut einer Schätzung der Weltbank jedes Jahr etwa 2,9 Millionen Hektar kultiviertes Ackerland verlieren, ein Gebiet, das größer ist als Massachusetts.32 Dies bedeutet, dass es in den Ländern mit der größten Nachfrage nach Nahrungsmitteln viel weniger Ackerland und viel weniger Bauern geben wird. Außerdem sind die Armen in der Stadt oft die Ersten, die von einer Ernährungskrise betroffen sind, und die Ersten, die darauf mit Aufständen reagieren.


  Der zweite wichtige Faktor, durch den die Nahrungsmittelversorgung unter Druck gerät, ist die Kampagne, fossile Brennstoffe durch biologische zu ersetzen, in Kombination mit der mangelnden Einsicht vieler Staaten, dass sie eine Bedrohung für die Nahrungsmittelsicherheit darstellt. Eines Tages wird die technische Entwicklung sicher so weit fortgeschritten sein, dass viele Staaten große Mengen an Biokraftstoffen aus nicht essbaren Materialien herstellen, heute jedoch müssen die meisten Biokraftstoffe noch aus essbaren Feldfrüchten wie Mais und Zuckerrohr (Ethanol) oder Ölsaaten (Biodiesel) hergestellt werden, die dann nicht mehr als Lebensmittel, sondern als Kraftstoff verwendet werden. In den USA werden inzwischen 30 bis 40 Prozent der Maisernte zur Herstellung von Biokraftstoff benutzt.


  Dies ist ein wichtiger Grund, warum Barack Obama und spätere US-Präsidenten auf eine Hungersnot im Ausland nicht mehr wie Präsident Lyndon B. Johnson reagieren können, der einfach ein Fünftel der amerikanischen Weizenernte nach Indien umleitete, als dort eine schwere Dürre ausgebrochen war.33 Wenn große Mengen Mais in die Produktion von Biokraftstoff gehen, hat Amerika nicht mehr die Agrarüberschüsse oder das unbebaute Ackerland, um im Notfall als internationale Nahrungsmittelbank zu dienen, und in der Dritten Welt von heute gibt es zu viele Mäuler zu stopfen. Die Weltbevölkerung hat Ende 2011 die Zahl von 7 Milliarden Menschen erreicht, und das Bevölkerungswachstum war in den Entwicklungsländern am größten.


  Die wachsende Produktion von Biokraftstoffen ist nicht auf Amerika beschränkt. Nach einer Schätzung der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen werden bis 2020 13 Prozent der Weltgetreide-, 15 Prozent der Pflanzenöl- und 30 Prozent der Zuckerrohrproduktion zur Herstellung von Kraftstoffen eingesetzt werden.34 Womöglich werden sich diese Pläne selbst durch eine Ernährungskrise nicht ändern. Die Vereinigten Staaten, Brasilien und verschiedene europäische Staaten haben zu viel Geld und politische Energie in diese Projekte investiert, um die Produktion stark zu drosseln, und Indonesien, Japan, Südafrika und Indien erweitern ihre eigenen Biokraftstoffprogramme. Laut der Internationalen Energieagentur waren 75 Prozent des Nettozuwachses bei Nicht-OPEC-Öl Biokraftstoffe. Durch höhere Ölpreise kann sich das Problem auf zweierlei Weise verschärfen: Erstens werden bei einem hohen Rohölpreis durch die erhöhte Nachfrage nach Biokraftstoffen auch die Getreidepreise nach oben getrieben. Und zweitens verschlingen Kunstdüngerproduktion, Bewässerung und Nahrungsmitteltransport viel Energie.


  Die Schätzungen, welchen Einfluss die Entwicklung von Biokraftstoffen auf die Nahrungsmittelversorgung hat, sind unterschiedlich, aber angesichts der stetig steigenden Nachfrage nach Lebensmitteln ist sie auf jeden Fall eine Belastung, und sie wird die ärmsten und volatilsten Länder der Erde am härtesten treffen. In den USA machen sich Schwankungen im Getreidepreis auf der Rechnung im Lebensmittelgeschäft gewöhnlich kaum bemerkbar, da ein Großteil der Nahrung stark weiterverarbeitet ist und Transport und Verpackung einen relativ großen Teil des Endpreises ausmachen. In den Entwicklungsländern jedoch wirken sich die Getreidepreise auf die Verbraucher viel stärker und direkter aus, weil sie ihr Essen meistens aus ihrer näheren Umgebung beziehen und weil ärmere Leute mehr als die Hälfte ihres Einkommens für Nahrung ausgeben. Dies erhöht das Potential für Aufstände und blutige Konflikte, wie wir sie in der jüngeren Vergangenheit bei lokalen Lebensmittelverknappungen erlebt haben.


  Auch die Unfähigkeit, den Klimawandel wirksam zu bekämpfen, spielt eine Rolle, denn kein Faktor ist wichtiger für die Lebensmittelproduktion als das Wetter. Es ist überwältigender wissenschaftlicher Konsens, dass Dürren, Überschwemmungen, Hitzewellen und Stürme durch die immer größere Freisetzung von Treibhausgasen sowohl häufiger als auch schwerer werden.35 Schlechte Ernten, die durch höhere Temperaturen, Veränderungen der Niederschlagsmenge, verstärkte Umweltverschmutzung und die Ausbreitung von Unkraut, Schädlingen und Krankheiten in wichtigen Agrargebieten verursacht werden, sind heute schon für die höheren Nahrungsmittelpreise mitverantwortlich. In den Jahren 2007 und 2008 wurde das Angebot an Weizen durch Dürren in Australien und Marokko und Überschwemmungen in Argentinien stark verringert, während durch Schädlingsbefall in Vietnam und eisiges Wetter in China auch große Mengen Reis auf denm Markt fehlten.


  Wie bei so vielen anderen grenzüberschreitenden Problemen wäre auch für das Problem der Nahrungsmittelsicherheit die ideale Lösung der Aufbau eines internationalen Systems, das Voraussehbarkeit und Kooperation fördern würde – oder es wenigstens einzelnen Staaten erschweren würde, lebenswichtige Ressourcen zu horten. In diesem Fall müsste ein Plan ausgehandelt werden, nach dem die Länder, die am günstigsten Lebensmittel anbauen können, beim Anbau unterstützt werden und diese dann in Länder exportieren, die mehr Nahrungsmittel verbrauchen, als sie selbst anbauen. Doch Nahrung ist die politisch heikelste Ware überhaupt, und auf der ganzen Welt weigern sich Staaten, Lösungen mitzutragen, die sie innenpolitisch teuer zu stehen kämen.


  Das größte Problem, das in Verbindung mit der G-Null durch die Lebensmittelknappheit entsteht, besteht darin, dass durch den Wettlauf um eine sichere Lebensmittelversorgung die Produzenten im Vergleich zu den Verbrauchern gestärkt werden – und dass er verschiedene Formen des »Nahrungsmittelprotektionismus« auslösen könnte. Wir haben diesen Trend schon erlebt: Als sich die Preise für Sojabohnen und Getreide in den Jahren 2007/8 verdreifachten, intervenierte in Russland und Armenien der Staat, indem er den Export von Weizen beschränkte, um die Preise niedrig zu halten und die einheimische Nahrungsmittelversorgung zu sichern. Mehrere andere Getreideexporteure folgten diesem Beispiel. Vietnam, ein wichtiger Reislieferant für einen großen Teil Südostasiens, verbot mehrere Monate lang jeden Reisexport. Die armen importabhängigen Länder versuchten verzweifelt, Sonderabkommen zu schließen, um ihre Versorgung mit Reis zu sichern. Doch die Vertreter der Exportländer, die Verknappungen und Aufstände im eigenen Land vermeiden wollten, waren nicht immer bereit zu verkaufen.36


  China, Südkorea, Saudi-Arabien und andere Länder kaufen Ackerboden im Ausland und insbesondere in Afrika, damit sie nicht zu den Ländern gehören, denen die Nahrungsmittel ausgehen könnten. Sie verschärfen dadurch das Risiko lokaler Aufstände und regionaler Konflikte, wenn hungernde Einheimische zusehen müssen, wie die in ihrer Nachbarschaft angebauten Nahrungsmittel für den Export in reichere Länder auf Lastwagen verladen werden.37 In Madagaskar war die Empörung über einen Vertrag mit dem südkoreanischen Konzern Daewoo Logistics, der es dem Konzern erlaubte, auf einem Gebiet von der halben Größe Belgiens Mais anzubauen, im Jahr 2008 so groß, dass sie zum Sturz der Regierung mit beitrug.38 Nach einer verheerenden Dürre im Jahr 2010 verbot Russland, einer der weltgrößten Getreideproduzenten, mehrere Monate lang jede Ausfuhr von Getreide. Dies hatte einen starken Preisanstieg zur Folge, beraubte Russlands Bauern der Gelegenheit, ihre Produkte im Ausland zu verkaufen, und verschärfte den Mangel in anderen Teilen der Welt. Das Hauptmotiv für das Verbot bestand darin, dass die Russen in einer Wahlkampfperiode so viel erschwingliche Nahrungsmittel bekommen sollten, dass keine Unzufriedenheit aufkam, doch das direkte Ergebnis war ein schwerer Aufstand in Mosambik, das bis dahin russisches Getreide eingeführt hatte.


  Außer Exportkontrollen errichten sowohl etablierte Industriestaaten als auch Schwellenländer auch Importbarrieren, um ihre Bauern und ihre Nahrungsmittelindustrie zu schützen. Im Jahr 2003 kam es in den Vereinigten Staaten wegen drei infizierten Kühen zu einer Panik wegen Rinderwahn (Bovine spongiforme Enzephalopathie, abgekürzt BSE). Daraufhin verbot Südkorea, ein wichtiger Verbündeter der USA, angeblich aus Gesundheits- und Sicherheitsgründen den Import von US-amerikanischem Rindfleisch. Das Verbot blieb fünf Jahre in Kraft. Die amerikanischen Rindfleischexporteure beschwerten sich, Südkorea nutze nur die Gelegenheit, um seine eigene Rindfleischproduktion zu schützen. Wenn schon zwischen engen Verbündeten solche Konflikte ausbrechen, ist es leicht vorstellbar, wie die Waffe des Protektionismus gegen rivalisierende Staaten eingesetzt werden könnte, insbesondere wenn es keine funktionierenden internationalen Institutionen gibt, die Konflikte schlichten könnten.


  Importbarrieren und hohe Subventionen für einheimische Bauern führen unabhängig davon, warum sie eingeführt werden, dazu, dass insgesamt weniger Nahrungsmittel für den Verbrauch zur Verfügung stehen und dass die Preise steigen. Sie verhindern auch den grenzüberschreitenden Wettbewerb zwischen Produzenten, der den technischen Fortschritt vorantreibt und zu höheren Erträgen, einer besseren Versorgung und niedrigeren Preisen führt. Die Doha-Runde der Welthandelsorganisation ist inzwischen gestorben und wartet auf ein ordentliches Begräbnis, was zum Teil daran liegt, dass die USA und Europa nicht bereit waren, ihren Landwirten einen fairen Wettbewerb mit dem Rest der Welt zuzumuten.


  Die Nahrungsmittelsicherheit ist ein klassisches G-Null-Problem, weil es keinen internationalen Konsens darüber gibt, was man unternimmt, wenn durch steigende Nahrungsmittelpreise eine Krise entsteht, oder darüber wie solche Krisen überhaupt zu verhindern wären. Die Vereinigten Staaten sind immer noch der wichtigste Geldgeber des Welternährungsprogramms (WFP) der Vereinten Nationen, aber diese Organisation kann angesichts ihrer begrenzten Mittel und ihres begrenzten Auftrags kaum mehr tun, als auf lokale Katastrophen zu reagieren.


  Bei der Vorbereitung auf eine Sondersitzung der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) der Vereinten Nationen, die im September 2011 in Rom stattfand, versprach der Wirtschaftswissenschaftler Abdolreza Abbassian, jedem teilnehmenden Regierungsvertreter folgende Frage zu stellen: »Bereiten Sie sich auf die Sicherung der Nahrungsmittelversorgung vor?«39 Doch das ist genau die falsche Frage. Einzelne Staaten haben bereits Dutzende von Wegen entwickelt, um ihre Bevölkerung zu schützen. Doch die eigentlich wichtige Frage lautet: Können sich die exportierenden und die importierenden Länder darauf einigen, die gemeinsamen Risiken, Kosten und Opfer auf sich zu nehmen, die für die globale Lösung einer globalen Herausforderung notwendig wären? In einer G-Null-Welt lautet die Antwort: Nein.


  Wasser


  Etwa 70 Prozent der Erdoberfläche sind mit Wasser bedeckt, aber nur etwa 2,5 Prozent davon sind Süßwasser, und davon ist der größte Teil in den polaren Eiskappen gebunden. Deshalb stehen nur etwa 0,007 Prozent der Weltwasservorräte für die menschliche Nutzung zur Verfügung.40 Wegen dieser relativ geringen Menge warnte Ismail Serageldin, der damalige Vizepräsident der Weltbank, schon 1995, »dass die Kriege des nächsten Jahrhunderts um Wasser geführt werden«.41


  Der frühere Generalsekretär der Vereinten Nationen Kofi Annan, wiederholte zu Beginn des neuen Jahrhunderts diese Warnung.42 Die Befürchtung ist völlig plausibel: Durch Bevölkerungswachstum und Industrialisierung ist die globale Nachfrage nach Wasser, das oft grenzübergreifend geteilt wird, stark gestiegen. Mindestens 263 große Flussbecken werden rund um den Erdball von zwei oder mehr Ländern gemeinsam als Wasserreservoir genutzt.43 Die UN Convention on the Law of the Non-navigational Uses of International Watercourses44 ruft zur »gleichberechtigten und vernünftigen Nutzung« gemeinsamer Wassersysteme auf und verbietet, dass ein Staat den Zugang zu einem Wassersystem nutzt, um einem anderen Staat »erheblichen Schaden« zuzufügen. Nur 16 Staaten haben sich bereiterklärt, sich an die Regeln der Konvention zu halten.


  Die Methode, dass jeder Staat sich selbst um seine Wasserversorgung kümmert, erzeugt zusätzliche Nahrungsmittel- und Sicherheitsprobleme. Länder wie Japan und Saudi-Arabien, die nicht genug Ackerland besitzen, um den Nahrungsmittelbedarf ihrer Bevölkerung zu decken, stecken zu viel Geld und viel zu viel Wasser in die ineffiziente einheimische Getreideproduktion. Insbesondere im Nahen Osten, in Nord- und Ostafrika und in Südasien ist Süßwasser zu einer zunehmend knappen Ressource geworden. Urbanisierung, Umweltverschmutzung und Klimawandel verschärfen die Probleme noch. Die Wassermenge, die für den Anbau von Feldfrüchten gebraucht wird, ist je nach Frucht und je nach Anbaugebiet sehr unterschiedlich, aber 70 Prozent des weltweit verfügbaren Süßwassers werden für die Landwirtschaft benutzt, dabei wird für die Fleischproduktion sechs- bis achtmal so viel Wasser benötigt wie für die Getreideproduktion.45 In den Vereinigten Staaten werden für die Produktion von einem Kilogramm Rindfleisch etwa 3000 Liter Wasser aufgewandt.


  Die wirksamste marktwirtschaftliche Methode, wie sich ein Staat gegen die Verknappung einer lebenswichtigen Ressource absichern kann, besteht darin, den Preis zu erhöhen, den die Verbraucher für sie zahlen müssen. In allen Ländern dieser Welt, gleichgültig ob es sich um alte Industrieländer oder Schwellenländer handelt, glauben jedoch die Einwohner, ein Recht auf sauberes Wasser zu haben. Deshalb lösen Preiserhöhungen, die zur Sicherung der Wasservorräte getätigt werden, häufig Empörung und manchmal gewaltsamen Widerstand aus. Da Wasser für die weltweite Nahrungsmittelproduktion unverzichtbar ist, geht die lokale Wasserversorgung alle etwas an. In einer G-Null-Welt wird es jedoch immer schwieriger werden, Staaten dazu zu bewegen, dass sie sich darauf einigen, an bestimmten Orten zugunsten des Weltgemeinwohls unpopuläre Maßnahmen zu treffen.


  Regionen, in denen es zu Wasserkonflikten kommen könnte, gibt es viele, aber besonders gefährlich ist die Lage in Asien und Afrika. Zunächst einmal haben Indien und China heute schon gravierende Probleme mit der Wasserversorgungssicherheit, da der Zugang zu sauberem Wasser in beiden Ländern durch Klimawandel, Industrialisierung und Urbanisierung immer schwieriger wird. China ist der »konkurrenzlose Hydro-Hegemon« auf der Erde.46 Über die chinesischen Grenzen fließt mehr Frischwasser als über die irgendeines anderen Landes. Es ist kein Zufall, dass China auch mehr Staudämme gebaut hat, als alle anderen Länder zusammen (darunter mit der Drei-Schluchten-Stauanlage den größten Staudamm der Welt). Durch dieses Verhalten gefährdet es die Wasserversorgung von Indien, Bangladesch, Thailand, Laos, Vietnam, Kambodscha und Russland. All diese Länder haben formale Beschwerden erhoben. China entwickelt sich außerdem rasch zu einem führenden Exporteur der zum Bau und Betrieb von Staudämmen notwendigen Technologie. Dadurch wird das Problem weiter verschärft, weil diese Technologie anderen Ländern ermöglicht, auf ihrem Territorium ebenfalls Wasser zu horten.


  In Afrika gibt es ebenfalls massive Probleme. Der Nil, der längste Fluss der Welt, wird von drei Flüssen gespeist: dem Blauen Nil, dem Weißen Nil und dem Atbara oder Schwarzen Nil, und fließt nach Norden durch insgesamt 12 Staaten. Im Nilbecken leben inzwischen etwa 370 Millionen Menschen, und ihre Zahl nimmt weiter zu. Durch den Klimawandel verschärft sich die Lage. Durch wiederholte Dürren wurden bis heute schon Millionen Menschen im Sudan, in Äthiopien und Kenia getötet oder vertrieben, und es wird immer wahrscheinlicher, dass es durch Konflikte um Wasser, Nahrung und Land zu großen gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt.


  Ägypten, das Land, das am weitesten flussabwärts liegt, bezieht 90 Prozent seines Wassers aus dem Nil.47 Durch Staudämme und ein komplexes Bewässerungssystem nutzt es den Nil zur Gewinnung von Strom für seine Industrie und zur Nahrungsmittelproduktion für seine Bevölkerung. Die weiter stromaufwärts gelegenen Länder halten sich bis jetzt an ein 1959 zwischen Ägypten und dem Sudan geschlossenes Abkommen, nach dem Ägypten den Löwenanteil des Nilwassers bekommt. Im Mai 2010 jedoch paraphierten Äthiopien (der Führer der stromaufwärts liegenden Länder), Ruanda, Tansania, Uganda und Kenia einen Entwurf für ein gemeinsames Rahmenabkommen, das sogenannte Cooperative Framework Agreement. Würde dieses Abkommen ratifiziert, verlöre Ägypten die 1959 garantierten Rechte, und die Aufteilung des Wassers würde von der noch zu gründenden Nile Basin Commission übernommen. Im Februar 2011 paraphierte auch Burundi das Abkommen, und die Demokratische Republik Kongo wird wahrscheinlich bald folgen. Um seine Rechte zu verteidigen, verfolgt Ägypten die Strategie, einzeln mit den stromaufwärts liegenden Ländern zu verhandeln. Dabei bietet es gegen die Zusicherung, den Vertrag von 1959 nicht für nichtig zu erklären, Hilfe bei Wasserprojekten an.


  Unterdessen kommt es weiterhin zu Wasserverknappungen, und die stromaufwärts liegenden Länder stehen unter solchem Druck, dass sie reagieren müssen. Im April 2011 begann Äthiopien mit dem Bau eines großen Staudammprojekts; geplant sind noch zwei weitere. Auch Uganda begann mit den Bauarbeiten für einen Damm, und es betreibt zusammen mit Burundi, Kenia, Tansania und Ruanda ein Wassermanagementprogramm für den Victoriasee. Wenn jedes Land seine eigenen Vorräte verteidigt, wächst die Wahrscheinlichkeit von Konflikten. Für eine Region, in der es in den letzten Jahrzehnten schon sehr viele Kämpfe gegeben hat, ist dies die größte Gefahr. Eine Tatsache, der die Medien nicht genug Aufmerksamkeit schenken.


  G-Null-Krisen beeinflussen und verstärken sich gegenseitig. Ohne globale Führung ist es praktisch unmöglich, einen Konsens darüber zu bilden, was zu tun ist gegen den Klimawandel, gegen Dürren und Überschwemmungen und gegen die massiven Erhöhungen der Nahrungsmittelpreise, die durch diese Phänomene ausgelöst werden. Die Schadensbegrenzungsversuche einzelner Staaten führen zu Protektionismus, der das Wachstum bremst und die internationalen Beziehungen vergiftet. Dies stellt für viele Staaten einen zusätzlichen Anreiz dar, Informationen zu horten und Kommunikationssysteme zu kontrollieren, was wiederum zu mehr öffentlicher Empörung, mehr Chaos und mehr G-Null führt. Grundlegende Reformen, die ganze Gesellschaften neu ordnen, Spannungen zwischen mächtigen Staaten, zunehmende Rivalitäten in den volatilsten Regionen der Erde, Nahrungsmittel- und Wassermangel, verheerende Cyberangriffe auf die Nervenzentren von Staaten, all das produziert eine Angst, die der Entstehung einer gemeinsamen Führung abträglich ist. Das größte Risiko besteht jedoch darin, dass mit Torheit endet, was mit Furcht beginnt.


  Kurz gesagt, die G-Null wird neue Konfliktursachen hervorbringen, wird die Lösung fast aller Konflikte erschweren und die internationale Politik in mannigfache Krisen stürzen. Aber jedes Risiko birgt auch eine Chance, und auf jeden Verlierer komm ein Gewinner. Die G-Null wird von beidem viel produzieren. Das ist das Thema des nächsten Kapitels.


  4 GEWINNER UND VERLIERER


  
    Es gibt keine Sicherheit auf Erden,


    nur Chancen.

  


  General Douglas MacArthur


  Nur wenige Länder auf der Erde sind so verwundbar für ein Ansteigen des Wasserspiegels wie die Malediven, eine Kette von 1190 Koralleninseln, die sich vor der indischen Küste mehrere 100 Kilometer in nordsüdlicher Richtung erstreckt. Etwa 80 Prozent der Inseln liegen gerade einmal einen Meter über dem Meeresspiegel, und der Weltklimarat der Vereinten Nationen warnt, dass dieser steigen und die Inselgruppe bis zum Ende des Jahrhunderts im Meer versinken könnte, wenn die Klimaerwärmung nicht gestoppt wird.1 Das ist der Grund, warum Mohamed Nasheed, der Präsident der Malediven, bevor er zu dem unglückseligen Klimagipfel in Kopenhagen aufbrach, ein spektakuläres Zeichen setzte, um die Weltöffentlichkeit aufzurütteln.


  Am 17. Oktober 2009 berief er die ungewöhnlichste Kabinettsitzung in der Geschichte der Menschheit ein. Nachdem Sicherheitsleute ein in der Nähe gelegenes Korallenriff nach Anzeichen für gefährliche Meerestiere abgesucht hatten, legten der erste gewählte Präsident der Malediven und 11 seiner 14 Minister Taucherausrüstungen an und sprangen in das kristallklare, türkisblaue Wasser der Lagune von Girifushi, einer Insel, die vor allem für militärische Übungen genutzt wird. Fünf Meter unter der Wasseroberfläche setzte sich der Präsident mit seinem Kabinett an einen hufeisenförmigen Tisch, der am Meeresboden verankert war. Vor einem Publikum von ungeschickt schnorchelnden Journalisten, mehreren Schulen Papageienfischen und mindestens einem Stachelrochen verabschiedeten die 12 Männer unter Verwendung von weißen Schildern und Handzeichen eine Erklärung, die alle Länder der Erde aufforderte, die Kohlendioxidemissionen zu reduzieren, die nach Aussage vieler Wissenschaftler dafür verantwortlich sind, dass sich die Atmosphäre aufheizt, die Polarkappen schmelzen und überall auf der Welt der Meeresspiegel steigt. Die Sitzung dauerte etwa 30 Minuten.


  Als Nasheed später gefragt wurde, was er sich von der Konferenz in Kopenhagen erhoffe, sagte er einfach: »Wir hoffen, dass wir nicht sterben müssen.«2 Aber ohne eine Führung, die willens und in der Lage ist, die Kompromisse durchzusetzen, die zur Lösung eines internationalen Problems wie der Klimaerwärmung notwendig sind, werden die Malediven eines Tages in den Wellen versinken.


  Die G-Null bringt nicht jedem schlechte Nachrichten. Wie schon die vom Westen geführte Globalisierung oder die von den USA dominierte Welt mit einer einzigen Supermacht wird auch die G-Null in einer Vielfalt von Ländern, Unternehmen und Organisationen Gewinner und Verlierer produzieren. Im Rahmen der großen Debatte über die Globalisierung und ihre Auswirkungen sind in den letzten Jahren viele Bücher und Artikel mit den unterschiedlichsten Positionen erschienen. Einige vertreten die Ansicht, die Globalisierung habe auf der ganzen Erde, insbesondere jedoch in den Entwicklungsländern, ungeheuer viel Gutes bewirkt, weil sie Hunderte Millionen neue Arbeitskräfte und Verbraucher in die Weltwirtschaft integriert und sie durch immer komplexere Handelsnetze verbunden habe.3 Andere sagen, sie habe enormen Schaden angerichtet, weil sie großen Konzernen auf Kosten der kleinen Leute mehr Macht verschafft oder weil sie Arbeitsplätze aus den Industrieländern in Länder verlagert habe, wo die Arbeiter für weniger Lohn arbeiteten.4 Jedenfalls war die Globalisierung viel besser für Bangalore und New York als für Jekaterinenburg in Russland und Youngstown in Ohio.


  Dieselben Pro-und-Contra-Argumente können auch bezüglich der amerikanischen Rolle als einzige Supermacht formuliert werden. Einige sagen, die typische Skrupellosigkeit der Amerikaner, von Washington bis zur Wall Street, habe rund um den Erdball Kriege und finanzielles Chaos produziert. Andere beharren darauf, dass die USA dank dem schieren Ausmaß ihres Konsums riesige Mengen an Produkten aus den Schwellenländern hätten importieren können und dadurch Millionen Arbeitsplätze geschaffen und die Entwicklungsländer auf ein neues Niveau gehoben hätten. Die amerikanischen Drohnenangriffe lösen in Pakistan und Afghanistan Wut aus, und einige afghanische Politiker üben starken Druck aus, damit die letzten amerikanischen Truppen bald ihr Land verlassen. Aber die amerikanische Militärpräsenz sorgt auch an einigen der gefährlichsten Orte der Welt dafür, dass die Handelsströme weiter fließen und ein häufig prekäres Kräftegleichgewicht bestehen bleibt. Aus dieser Sicht gibt es ohne Amerika keinen Aufstieg für alle anderen Länder.


  Beide Verallgemeinerungen haben einen wahren Kern. Die Globalisierung und die amerikanische Hegemonie sind von Natur aus weder gut noch schlecht. Sie haben manchen genutzt und manchen geschadet. Dasselbe gilt auch für die G-Null: Insgesamt wird durch sie ein problematischeres wirtschaftliches Umfeld entstehen, aber einige Staaten, Institutionen, Unternehmen und Individuen werden anpassungsfähig genug sein, um auch in einer führungslosen Welt Erfolg zu haben. Andere nicht.


  Eine Welt im Fluss


  Eine führungslose Welt wird eine fundamentale Neuordnung der internationalen Politik zur Folge haben. Schauen wir uns zuerst den Nahen Osten an. Im Mai 2011 verkündete Präsident Barack Obama, was US-Vertreter als einen »Neustart« der amerikanischen Politik in der Region bezeichneten, ein neues Rezept für eine Region, in der die alten Rezepte nicht mehr funktionierten. Obama macht offenbar gern reinen Tisch und versucht einen Neubeginn ohne Altlasten. Seine erste wichtige außenpolitische Initiative war ein Neustart der amerikanischen Beziehungen zu Russland, nach Jahren wachsenden Misstrauens und zunehmender Feindseligkeit. Doch es gibt einen Unterschied: Obamas Neustart mit Russland war proaktiv, das Produkt sorgfältiger Planung. Dagegen war der Neustart mit der arabischen Welt eine hastig konzipierte Reaktion auf eine unvorhergesehene regionale Umwälzung.


  Aufstand in Tunesien, Revolution in Ägypten, Volkszorn in Bahrein, Chaos im Jemen, Blutvergießen in Syrien und Bürgerkrieg in Libyen, all das führte in Washington zu der hastigen Suche nach einem Konzept, wie die USA angesichts der sich überstürzenden Ereignisse noch im Spiel bleiben könnten, und zwar mit Strategien, die jedes Land, jeden Konflikt und jede Beziehung als einzigartig anerkannten. Die neue Politik änderte wenig an der Unsicherheit über den Wandel der Machtverhältnisse und Loyalitäten in der arabischen Welt. Die Saudis schlossen aus der amerikanischen Unterstützung für die Protestbewegung in Ägypten, dass sie nicht unbedingt mit amerikanischer Unterstützung rechnen könnten, wenn sich eine ähnliche Protestbewegung in Riad bilden würde. Auch die vorsichtigere US-amerikanische Haltung zu dem Aufstand in Bahrain, bei dem Mitglieder der schiitischen Bevölkerungsmehrheit gegen einen sunnitischen Monarchen demonstrierten, belehrte Saudi-Arabien nicht eines Besseren. Es ist nicht mehr klar, dass der amerikanische Präsident und die saudischen Prinzen die gleiche politische Sprache sprechen.


  In dem Bewusstsein, dass der US-amerikanische Einfluss in der Region schwindet, investieren die Saudis heute mehr Hoffnung und Ressourcen in den Golfkooperationsrat, eine Organisation, die 1979 im Gefolge der Revolution im Iran gegründet wurde, um die Macht der arabischen Golfstaaten zu bündeln, Teherans Bemühungen um größeren regionalen Einfluss zu konterkarieren und die Volkswirtschaften am persischen Golf zu integrieren. Im Jahr 2011 intervenierte der Golfkooperationsrat in Bahrein und unterdrückte die Reformbewegung der dortigen Schiiten. Außerdem lud er Jordanien und Marokko, die beiden anderen großen Monarchien des Nahen Ostens, offiziell zum Beitritt ein.5 Die Umwälzung in der arabischen Welt hat noch eine weitere wichtige Veränderung mit sich gebracht: Ägypten ist aus einem generationenlangen Tiefschlaf erwacht, um wieder eine führende Rolle in der Region zu spielen, und das mit neuen Ansätzen zur Lösung alter Probleme. Es ist noch nicht klar, wie die neue Regierung Ägyptens die Beziehungen mit Israel behandeln wird, obwohl sie fast sicher mehr Rücksicht auf die ägyptische öffentliche Meinung nehmen wird als das Mubarak-Regime. Dies ist eine wichtige Unbekannte, die sich auf den ganzen Nahen Osten auswirken könnte.


  Ja, es gibt wirklich einen Neustart in der arabischen Welt, aber einen, der den Vereinigten Staaten weniger und nicht mehr Spielraum verschafft. In Washington brachten Demokraten und Republikaner den größten Teil des Jahres 2011 damit zu, darüber zu streiten, wie stark und wie schnell die Staatsausgaben gekürzt werden müssten. Da die USA immer noch Truppen im Irak und in Afghanistan hatten und amerikanische Streitkräfte auch am Krieg der Nato gegen Muammar al Gaddafi beteiligt waren, hatte die Regierung Obama wenig Lust, sich tiefer in die arabische Umwälzung verwickeln zu lassen. Stattdessen versuchte sie den Gedanken der »Führung von hinten« zu verkaufen, ein Rezept, das es Washington erlaubt, mit seiner immer noch enormen militärischen Macht Unternehmen zu unterstützen, die von anderen geführt werden. Die Formulierung lässt politische Berater erschaudern, könnte aber in einem historischen Moment, in dem Bescheidenheit und Sparsamkeit gefragt sind, tatsächlich für eine effektivere Nutzung der amerikanischen Militärmacht stehen.[7]


  Die wichtigen Staaten im Nahen Osten sind sich der neuen Grenzen der amerikanischen Außenpolitik bewusst, und sie wissen auch, dass sie sich zur Absicherung der regionalen Stabilität nicht mehr auf die Vereinigten Staaten verlassen können. Amerika hat sich in den letzten Jahren gefährlich übernommen, und die mächtigsten Staaten im Nahen Osten werden dazu gezwungen sein, ihre Verbindungen mit anderen Handels- und Investitionspartnern zu verstärken. Zum Beispiel verkündete König Abdullah von Saudi-Arabien im Frühjahr 2011, dass seine Regierung Hunderte Milliarden Dollar ausgeben werde, um die Stabilität seines Reiches zu sichern. Die geplanten Maßnahmen erstrecken sich vom Bau neuer Häuser und der Subventionierung von Hypotheken bis zur Ausbildung neuer Sicherheitskräfte und zu Zahlungen an die politisch loyalen religiösen Autoritäten. Dies alles, um zu verhindern, dass junge Saudis durch die Reformbewegungen in den saudischen Nachbarstaaten Jemen und Bahrein ermutigt werden, die Legitimität der Herrschaft des saudischen Königshauses in Frage zu stellen.6 Um einen steten Strom von Einnahmen zu sichern, werden die Saudis außerdem mehr Öl verkaufen müssen, was das energiehungrige China zu einem strategisch günstigen Partner für sie macht. Das Königshaus weiß, dass die Chinesen nicht plötzlich einen arabischen Volksaufstand unterstützen werden, und China kann sich für saudisches Öl an Infrastrukturprojekten beteiligen, die die Lebensqualität von Millionen saudischen Bürgern verbessern sollen. Natürlich werden die Saudis auch weiterhin Öl nach Amerika und Europa und an andere zahlende Kunden verkaufen, doch die Tage, als saudische und US-amerikanische Regierungsvertreter mit ein paar Privatgesprächen ernste Probleme lösen konnten, sind vermutlich vorbei. Dies ist eine richtungsweisende Veränderung in der politischen Landschaft des Nahen Ostens.


  Wie im letzten Kapitel dargelegt, entwickelt sich Asien zur potentiell instabilsten Region der Welt. In Ost- und Südostasien verlassen sich immer noch viele Staaten auf die USA als Gegengewicht zu der wachsenden Macht Chinas, aber angesichts der begrenzteren Mittel Washingtons tauchen auch dort Zweifel am amerikanischen Stehvermögen auf. Diese Zweifel sind in Japan, Taiwan und Südkorea genauso verbreitet wie in Thailand, auf den Philippinen, in Indonesien und in Vietnam. Wie es Kishore Mahbubani, früher Botschafter von Singapur in den USA und bei den Vereinten Nationen, einmal formulierte, wissen die Asiaten, »dass China auch in tausend Jahren noch in Asien sein wird, aber sie wissen nicht, ob Amerika in hundert Jahren noch da sein wird«.7 Oder vielleicht in 10 Jahren. Unterdessen sind die pakistanisch-amerikanischen Beziehungen in beiden Ländern zunehmend Kritik ausgesetzt. Angesichts der sehr gemischten Gefühle in Bezug auf Amerika, die auf allen Ebenen der pakistanischen Gesellschaft herrschen, könnte sich eine verwundbare Zivilregierung in Pakistan dazu gezwungen sehen, sich mit China gegen den Rivalen Indien zu verbünden und es außerdem als neue permanente Geldquelle zu nutzen, falls Washington mit seiner Drohung, die Hilfe zu kürzen, wirklich ernst macht.


  Gewinner


  Wer gewinnt, und wer verliert in diesem ausgesprochen volatilen internationalen Umfeld? Die Gewinner werden durch eine führungslose Welt reicher und sicherer, und sie haben mehr Möglichkeiten und größeren Einfluss als zuvor. Sie haben Wahlmöglichkeiten. Die Verlierer werden ärmer und verlieren an Sicherheit und Einfluss, weil für sie weniger politische und geschäftliche Wege gangbar sind. Der wichtigste Schlüssel, um in dieser Periode des Übergangs zu überleben und zu gedeihen, besteht in der Erkenntnis, dass durch die Veränderungen im globalen System eine beispiellose Zahl von Staaten in die Lage versetzt wird, nach ihren eigenen Regeln zu spielen. Wer sich immer noch so verhält, als würden Barrieren fallen und Grenzen sich öffnen, als würde die Welt ein einziger Markt werden und als wäre der Präsident der Vereinigten Staaten der »Führer der freien Welt«, wird auf Ereignisse reagieren müssen, die er nicht versteht.


  Drehpunktstaaten


  In einer Welt, in der es nur noch wenige durchsetzbare internationale Regeln und Vorschriften gibt, werden einige regional einflussreiche Staaten eine Vielfalt von neuen Chancen haben. Brasilien zum Beispiel, heute die achtgrößte Volkswirtschaft der Welt, ist ein Staat mit vielen wichtigen Vorteilen. Es liegt in einer der sichersten Weltregionen. Korruption und organisiertes Verbrechen sind zwar immer noch chronische Probleme in Lateinamerika, aber das Risiko traditioneller militärischer Konfrontationen ist dort viel geringer als in allen anderen Regionen, in denen es viele Schwellenländer gibt. Auch Auseinandersetzungen über Atomwaffen und deren Weiterverbreitung finden nicht statt, und Terrorismus und bewaffnete Militanz sind lediglich lokale Probleme und auf ein paar wenige Staaten beschränkt.


  Brasilien verfügt außerdem über den größten Verbrauchermarkt der Region. Die Mittelschicht des Landes zählt inzwischen mehr als 100 Millionen Menschen, und Millionen weitere werden in den nächsten paar Jahren aus der Armut in den Mittelstand aufsteigen. Brasilien konnte die Globalisierung offensiv nutzen und steht heute für etwa 40 Prozent des Bruttoinlandsprodukts der Region.8 Seine Regierung, die das letzte Jahrzehnt von einer Linkspartei geführt wurde, hat wesentlich zur Herstellung eines vom gesamten politischen Spektrum des Landes getragenen Konsens beigetragen, demzufolge eine möglichst geringe Inflation mit weitgehender Offenheit für Auslandsinvestitionen verbunden wird. Die brasilianische Wirtschaft ist gut diversifiziert. Brasilien ist heute schon autark in der Energieversorgung, und dank riesigen Ölvorräten, die 2007 vor seiner Küste entdeckt wurden, wird es bald zu den größten Ölexporteuren der Welt gehören. Es war in der Lage, sich schnell von der Finanzkrise und dem globalen Konjunktureinbruch zu erholen. In einer G-Null-Welt kann Brasilien mit den Vereinigten Staaten als Quelle wie auch als Bestimmungsort für regionales Vermögen und regionale Investitionen konkurrieren.


  Noch ein weiterer Faktor macht das Land zum Gewinner: Es hat eine starke politische Beziehung und vielversprechende Geschäftsverbindungen mit den Vereinigten Staaten und China und einer wachsenden Zahl anderer Schwellenländer aufgebaut. 80 Jahre lang waren die USA sein größter Handelspartner. Der Handel zwischen den beiden Ländern ist auch heute noch umfangreich und wird weiterhin beiden nutzen. Aber im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts verzwölffachten sich die brasilianischen Importe aus China und die Exporte verachtzehnfachten sich.9 Anfang 2009 wurde China statt den Vereinigten Staaten Brasiliens größter Handelspartner. Dadurch entwickelte sich Brasilien zu einem Drehpunktstaat, einem Land, das in der Lage ist, zu zahlreichen anderen Ländern nützliche Beziehungen aufzubauen, ohne von einem übermäßig abhängig zu werden. Im Lauf der vergangenen 30 Jahre waren jene Staaten internationale Gewinner, die sich an die Prozesse der vom Westen geführten Globalisierung anpassten und von ihr profitierten. In einer Welt mit regionalen Schwerkraftzentren, in der kein Land die globale Führung übernimmt, müssen Staaten mehr aus ihren eigenen Chancen machen. Die Fähigkeit, als Drehpunktstaat zu fungieren, ist dabei ein wichtiger Vorteil.


  Auch die Türkei hat eine solche Position errungen. Ihrem Antrag, in die Europäische Union aufgenommen zu werden, wird kein Erfolg beschieden sein – jeder Mitgliedstaat kann ihren Beitritt durch sein Veto verhindern, und mehrere Mitglieder wollen keine erweiterte EU, die mit dem Iran, dem Irak und Syrien gemeinsame Grenzen hätte. Trotzdem erweitert die Türkei aktiv ihren internationalen Einfluss. Dank ihrer Nato-Mitgliedschaft hat sie bereits eine Stimme in den Vereinigten Staaten und in Europa, und sie wird außerdem zu einem immer wichtigeren globalen Markt mit einem Pro-Kopf-Einkommen, das fast doppelt so hoch wie das chinesische und viermal so hoch wie das indische ist. Viele arabische Länder sehen in der Türkei einen dynamischen und modernen muslimischen Staat, und tatsächlich ist ihre Volkswirtschaft viermal so groß wie die ägyptische, obwohl beide Länder praktisch die gleiche Einwohnerzahl haben. Obwohl ihre traditionell guten Beziehungen zu Israel in den letzten Jahren starken Belastungen ausgesetzt waren, hat sie mit Israel immer noch umfangreichere Handelsbeziehungen als mit irgendeinem anderen Land in der muslimischen Welt.10 Sie hat das geopolitische Selbstbewusstsein entwickelt, auch gegen den Widerspruch der mächtigsten Länder der Welt ehrgeizige außenpolitische Initiativen durchzuführen, und dank ihrer Lage auf dem Drehpunkt zwischen Europa, Asien, dem Nahen Osten und der früheren Sowjetunion ist sie ein geradezu exemplarischer Drehpunktstaat.


  In mancher Hinsicht ist Afrika zu einem Drehpunktkontinent geworden. Wegen seines schlechten Rufs als Heimat von chronischer Armut, Korruption, bewaffneten Konflikten und Krankheiten hat es bis heute das meistunterschätzte Wachstum der Welt. Zwischen 2000 und 2010 wuchs sein Bruttoinlandsprodukt real jährlich um 4,7 Prozent, doppelt so schnell wie in den 1980er und den 1990er Jahren, obwohl sich das Wachstum durch die Unruhen in Ägypten und den Stopp der libyschen Ölexporte im Jahr 2011 ein wenig verlangsamte. Die afrikanische Bevölkerungszahl überschritt 2010 die Milliarde und entsprach damit ungefähr der indischen, doch die Afrikaner gaben 2008 35 Prozent mehr für Waren und Dienstleistungen aus als die Inder. Im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts schlossen mehr als 320 Millionen Afrikaner einen Vertrag für ein Mobiltelefon ab. Die Gesamtsumme der direkten Auslandsinvestitionen stieg auf dem Kontinent von 9,4 Milliarden Dollar im Jahr 2000 auf 46,4 Milliarden im Jahr 2009. Außerdem bewirken die Urbanisierung, die in ganz Afrika stattfindet, und die wachsende Mittelschicht, die in vielen Ländern entsteht, dass afrikanische Volkswirtschaften, die nicht große Mengen an Rohstoffen exportieren, fast genauso schnell wachsen wie Staaten, die genau das tun.11


  Afrika hat diesen Erfolg nicht zuletzt der Tatsache zu verdanken, dass viele seiner Staaten inzwischen in der Lage sind, als Drehpunktstaaten zu agieren, das heißt mit verschiedenen anderen Ländern zusammenzuarbeiten. Viele Jahre lang konnten sich kapitalarme afrikanische Staaten nur an den IWF oder die Weltbank oder an westliche Industriestaaten wenden, wenn sie für ihre Entwicklung Hilfe und Investitionen brauchten. Die nahmen das Geld aus dem Westen manchmal nur widerstrebend an, weil es oft mit Bedingungen verknüpft war: etwa der Forderung, sich stärker für westliche Investitionen zu öffnen oder demokratische Reformen durchzuführen. Außerdem rief die Art der westlichen Finanzierung in vielen afrikanischen Staaten Empörung hervor, weil das Geld allzu oft an chronisch korrupte Regierungen ging und beim einfachen Volk kaum etwas davon ankam.


  Im Lauf des letzten Jahrzehnts hat jedoch China seine Investitionen, genau wie in Brasilien und anderen Schwellenländern, auch in Afrika stark erhöht. Um sich in Afrika langfristig Zugang zu Öl, Gas, Metallen, Mineralen und Ackerland zu sichern, wurden die staatliche China Development Bank und die Export-Import Bank of China wichtige Investoren auf dem Kontinent. Allein im Jahr 2010 vergrößerte sich der chinesische Handel mit Afrika offiziellen chinesischen Daten zufolge um mehr als 43 Prozent, womit China die USA als größter Handelspartner Afrikas überholt hat. Vertreter der USA reagierten darauf mit der Forderung, China solle sich an internationale Standards halten, wie sie in Verhandlungen mit Vertretern des Westens etabliert worden seien: Transparenz, die Beachtung von Regeln bei der Auftragsvergabe und weitere Vorschriften, die »faire Wettbewerbsbedingungen« und »maximale Vorteile für die [afrikanischen] Länder und ihre Staatsbürger« gewährleisten sollten.12 Aber Washington kann praktisch nichts tun, um diese Regeln durchzusetzen. Nichtregierungsorganisationen und exponierte Persönlichkeiten müssen ihre eigenen Schlachten schlagen. Zum Beispiel schaffte es der amerikanische Filmregisseur Steven Spielberg, die Chinesen in Verlegenheit zu bringen, als er aus Protest gegen die chinesische Unterstützung der Regierung des Sudans von seinem Posten als Berater für die olympischen Spiele in Peking im Jahr 2008 zurücktrat.


  Die Geschichte, die hier erzählt wird, handelt nicht davon, dass China gewinnt und die USA verlieren, denn das Bild, das die Investitionen beider Staaten jeweils abgeben, ist nicht annähernd so einfach. Der wirkliche Gewinner ist Afrika, das jetzt davon ausgehen kann, dass multinationale Privatkonzerne und staatliche Konzerne um den Zugang zum afrikanischen Verbraucher und um günstige Investitionsbedingungen konkurrieren. Chinesische Firmen haben ihre großen Fortschritte in Afrika zu einem guten Teil der Tatsache zu verdanken, dass sie große Infrastrukturprojekte finanzierten und dafür sorgten, dass diese der Bevölkerung vor Ort und nicht etwa gierigen Bürokraten zugutekamen. Aber sie bestanden auch oft darauf, dass ein Großteil des bei den Projekten verwendeten Materials aus China kam und dass die Straßen, Brücken, Hafenanlagen und Flughäfen von chinesischen Arbeitern gebaut werden, die oft im Land bleiben, wenn die Projekte abgeschlossen sind. Die Anwesenheit dieser ausländischen Arbeiter hat schon in mehreren afrikanischen Ländern Ärger verursacht, wo Chinesen der einheimischen Bevölkerung Arbeitsplätze wegnehmen. Im September 2011 wurde Michael Sata, ein ausgesprochener Kritiker von Chinas Rolle in Afrika, zum Präsidenten Sambias gewählt. Es gibt keinen Grund, warum sich westliche Unternehmen diese Schwächen nicht zunutze machen sollten, um effektiver mit den chinesischen Unternehmen zu konkurrieren.


  Trotzdem erkennen China und andere Schwellenländer offenbar schneller als die Vereinigten Staaten, welchen Wert engere Beziehungen zu Afrika haben und dass durch die G-Null ganz neue Möglichkeiten entstehen können. Das ist ein wichtiger Grund, warum die BRIC-Staaten im Dezember 2010 Südafrika einluden, sich ihnen anzuschließen. Nach traditionellen Maßstäben kann die südafrikanische Volkswirtschaft nicht einmal ansatzweise mit der der anderen BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien und China) konkurrieren. Der IWF schätzte 2010, dass sie weniger als ein Viertel so groß war wie die russische (der kleinsten der vier BRIC-Staaten) und nur 6 Prozent so groß wie die chinesische.13 Doch Südafrika ist Mitglied der Südafrikanischen Entwicklungsgemeinschaft, eines Zusammenschlusses von Schwellenländern. Zu ihm gehören unter anderem Angola, der zweitgrößte Ölproduzent Afrikas; Botswana, der weltgrößte Diamantenproduzent; Sambia, der größte afrikanische Kupferproduzent, und Mosambik, das über gewaltige, noch unerschlossene Kohlevorräte verfügt. Der Brückenschlag nach Afrika eröffnet gewaltige Chancen in einigen der am schnellsten wachsenden neuen Märkte, und die Brücke ist für beide Seiten eine Bereicherung. Das ist die Macht der Drehpunktfunktion.14


  Angesichts der Tatsache, dass Asien auf längere Sicht den größten Anteil des globalen Wirtschaftswachstums verzeichnen wird, ist es keine Überraschung, dass sich in der Region mehrere Drehpunktstaaten befinden. Indonesien, das die viertgrößte Bevölkerung der Welt besitzt, war in den letzten Jahren politisch stabil und wies ein solides Wachstum des Bruttoinlandsprodukts auf. Seine natürlichen Ressourcen und seine relative Offenheit für Auslandsinvestitionen ziehen Kunden aus der ganzen Welt an. Darüber hinaus verfügt das Land über eine stark diversifizierte Volkswirtschaft, die von einer sehr gut ausgebildeten Arbeitnehmerschaft, einem schnell wachsenden Mittelstand, einem guten Bildungssystem, einer expandierenden industriellen Basis und einem starken Einnahmezuwachs im Tourismus profitiert. Mehr als die Hälfte der Indonesier sind jünger als 30 Jahre. Dies bedeutet, dass das Wachstum auf Jahre hinaus auf einer soliden Grundlage weitergehen kann, ohne dass wie in Europa, China und Japan durch eine alternde Bevölkerung gewaltige finanzielle Lasten und politische Probleme entstehen. Indonesien ist ein klassischer Drehpunktstaat, da seine Handelsverbindungen zwischen China, den Vereinigten Staaten, Japan und Singapur gut ausgewogen sind und dies vermutlich auch bleiben werden.


  Auch Vietnam kann als Drehpunktstaat fungieren, denn es bekommt den größten Teil seiner Entwicklungshilfe von Japan, seine Waffen von Russland, seine Maschinen (und Touristen) aus China, und sein größter Exportmarkt sind die Vereinigten Staaten. Vietnam begann seinen wirtschaftlichen Reformprozess mehrere Jahre später als China, aber bis 1986 war auch dort die Doi Moi (Erneuerung) im Gange. Das reale Wachstum des vietnamesischen Bruttoinlandsprodukts betrug in den letzten 20 Jahren durchschnittlich etwa 7,5 Prozent, und der Anteil der Armen fiel von 58 Prozent im Jahr 1993 auf nur noch 14,5 Prozent im Jahr 2008.15 China könnte seinen viel kleineren Nachbarn letztlich vielleicht dominieren, aber gegenwärtig profitiert Vietnam noch von der Vielfalt seiner Partner.


  Dass ein Land klein ist, wirkt sich nicht automatisch negativ auf die Vielfalt seiner geopolitischen Möglichkeiten aus, wie das Beispiel des kleinen Singapur zeigt. Der auf einer Insel gelegene Stadtstaat zeichnet sich durch jahrhundertelange Erfahrung als Handelsdrehscheibe aus, ist flächenmäßig etwas kleiner als Hamburg und hat 5 Millionen Einwohner. Er liegt an der Mündung der Malakkastraße, die von einem Drittel des Welthandelsschiffsverkehrs passiert wird. Das Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt von Singapur gehört zu den größten der Welt, und die Arbeitslosigkeit beträgt nur 2 Prozent. Seit es 1965 unabhängig wurde, hatte es nur drei Ministerpräsidenten, alle von der People’s Action Party. Sie hat eine Elite geschaffen, die das Land weitgehend durch Konsens regiert. In Singapur gibt es keine tiefverwurzelten einheimischen Interessengruppen, die Angst vor ausländischer Konkurrenz haben und stark genug sind, um die Politik der Regierung zu beeinflussen, deshalb ist das Land offen für Auslandsinvestitionen. Die Regierung des Stadtstaats ist sich dieser Vorteile bewusst und arbeitet daran, die Kultur des Ostens und westliche Geschäftspraktiken miteinander zu verbinden. Singapur ist nach London, New York und Hongkong inzwischen das vierte führende Finanzzentrum der Welt. Unter G-Null-Bedingungen gibt es in Asien zu viele wichtige Akteure, als dass ein Land den Kontinent ganz dominieren könnte, nicht einmal China wäre dazu in der Lage. Viele ausländische Unternehmen, die in Asien eine Niederlassung gründen wollen, suchen einen Standort, an dem sie zu all den prosperierenden Volkswirtschaften Asiens Zugang haben, ohne von einer zu sehr abhängig zu werden. Singapur ist es gelungen, vielen dieser Unternehmen eine Heimat zu bieten. China, Indien, Indonesien und die Vereinigten Staaten haben alle guten Grund, dort Geschäfte zu machen.


  In Zentralasien hat die rohstoffreiche Mongolei gut verstanden, wie wichtig es ist, als Drehpunktstaat zu funktionieren. Um in keines der beiden konkurrierenden Schwerkraftfelder Russlands und Chinas zu kommen, betreibt sie eine Politik des »dritten Nachbarn« und versucht, ihre Wirtschaftsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten und zu anderen asiatischen Staaten zu verbessern. Das gleichfalls zwischen der Sowjetunion und China eingeklemmte Kasachstan profitiert heute schon von seiner Position als Drehpunktstaat. Die ehemalige Sowjetrepublik hat sich zu einer der am schnellsten wachsenden Volkswirtschaften der Welt entwickelt, was sie vor allem dem Export von Öl, Metallen und Getreide verdankt. Bei ihren Geschäften achtet sie darauf, nicht in zu große Abhängigkeit von ihrem früheren sowjetischen Partner Russland oder von China zu geraten. Almaty, die größte Stadt des Landes, hat sich zu einem wichtigen regionalen Finanzzentrum entwickelt. Obwohl Kasachstan eine Zollunion mit Russland hat und Mitglied der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit ist, eines Sicherheitsbündnisses, dem auch China und Russland angehören, ist sein größter Handelspartner die Europäische Union, und tatsächlich exportiert es genauso viel nach Deutschland wie in jeden seiner mächtigen Nachbarn.


  Nicht alle Drehpunktstaaten sind Schwellenländer. Kanada ist zwar immer noch verwundbar durch eine Konjunkturabschwächung in den USA, aber nicht mehr so stark wie früher – und längst nicht so stark wie Mexiko. Durch die Finanzkrise und ihren negativen Einfluss auf die amerikanische Kaufkraft stieg der kanadische Export in andere Länder von 18 Prozent im Jahr 2005 auf mehr als 25 Prozent nur vier Jahre danach. Heute bezieht Kanada fast 40 Prozent seiner Importe nicht mehr von dem riesigen Nachbarn im Süden.16 Dieser Trend ist nicht nur durch den Zusammenbruch des globalen Marktes verursacht. Kanada hatte, schon bevor die USA in die Rezession kamen, jahrelang daran gearbeitet, Handelsverbindungen mit Asien aufzubauen, und es ist auf dem besten Weg, ein Freihandelsabkommen mit der Europäischen Union zu schließen.


  Schurkenstaaten mit mächtigen Freunden


  Wenn etablierte Mächte kleinere Staaten unter Druck setzen wollen, damit sie ihr Verhalten ändern, ist es wahrscheinlicher denn je, dass sie Sanktionen verhängen: wirtschaftliche und diplomatische Strafen, die eine relativ kostengünstige und risikoarme Alternative zu einer Militäraktion darstellen. Wir können das bei den Anstrengungen beobachten, den Iran, Nordkorea, Myanmar und Syrien zu isolieren. In einer G-Null-Welt jedoch werden Sanktionen sogar noch wirkungsloser, als sie es in der Vergangenheit waren. Erstens ist die Drohung mit militärischer Gewalt, die unvorhersehbare Folgen haben kann, ein unverzichtbares Instrument, um Sanktionen den nötigen Nachdruck zu verleihen. Angesichts der Kriegsmüdigkeit in den Vereinigten Staaten und der Sparpolitik in der Europäischen Union wird diese Drohung jedoch immer weniger glaubhaft. Zweitens werden in einer Welt, in der Washington weniger von der politischen und wirtschaftlichen Macht besitzt, die für wirksamen diplomatischen Druck notwendig ist, andere Staaten nicht mehr ohne weiteres gewillt sein, Sanktionen zu verhängen, die ihren eigenen wirtschaftlichen Interessen zuwiderlaufen.


  Aus diesem Grund profitieren Schurkenstaaten mit mächtigen Freunden, die mit Rückendeckung anderer Staaten offen gegen internationale Regeln verstoßen, wenn ein starker Schiedsrichter fehlt, um diese Regeln durchzusetzen. Durch seine erfolgreichen Atomtests hat sich Nordkorea eine Art internationale Du-kommst-aus-dem-Gefängnis-frei-Karte verschafft. Es spielt sie aus, indem es die Umgebung der koreanischen Halbinsel in erhöhten Alarmzustand versetzt, wann immer es China, Südkorea und anderen Ländern Konzessionen abpressen will. Washington verfolgt nach wie vor eine harte Linie in den Verhandlungen mit Pjöngjang, und die verhängten Sanktionen wirken sich sogar auf die Vermögensverhältnisse der nordkoreanischen Elite aus und fügen den führenden Funktionären persönlichen Schaden zu. China jedoch fürchtet, dass hinter seiner Nordostgrenze ein Chaos ausbrechen könnte, und gibt Nordkorea so viel Geld, Lebensmittel und diplomatische Rückendeckung, dass es dem internationalen Druck widerstehen kann.


  6500 Kilometer weiter westlich hatte die iranische Führung im Jahr 2003 einen Logenplatz bei dem amerikanischen Angriff auf Saddam Hussein. Sie erkannte, dass Saddam nicht über den Schutz verfügte, den Nordkorea heute noch genießt, weil er es nicht schaffte, eine Atomwaffe zu entwickeln. Das ist einer der Gründe, warum der Iran mit aller Macht die Entwicklung von Atomwaffen vorantreibt und warum er wahrscheinlich eines Tages über die Ziellinie kommen wird. Bis zu diesem Zeitpunkt wird er mit einer Vielfalt internationaler Sanktionen zurechtkommen müssen, die sich auf den Export von Kernbrennstoffen, Raketen und anderem Militärmaterial erstrecken, aber auch auf Investitionen in Öl, Gas und Petrochemie, auf die Schifffahrt und das Banken- und Versicherungssystem. Der Zweck dieser Sanktionen besteht nicht nur darin, das Urananreicherungsprogramm des Iran zu verlangsamen oder ganz zu stoppen, sie sollen auch anderen Möchtegern-Atomstaaten demonstrieren, wie gefährlich und teuer die Entwicklung von Atomwaffen unter Verletzung internationaler Abkommen sein kann. Aber zu viele Staaten sind am Öl und Gas des Iran interessiert, als dass sich effektive Sanktionen gegen seinen Energiehandel durchsetzen ließen.


  In Myanmar reagiert ein autoritäres Militärregime mit Unterdrückung auf das Demokratisierungsverlangen der Bevölkerung, misshandelt Demonstranten und wirft sie ins Gefängnis. Leider hat die Militärjunta das Glück, dass China, Indien und andere Länder gerne weiterhin Zugang zu den erheblichen Erdgasvorkommen in dem Land haben wollen. China hat eine große Öl- und Gaspipeline nach Myanmar gebaut. Vietnam tritt aktiv für die »Nichteinmischung in innere Angelegenheiten« ein und hilft dem Regime dadurch, internationale Kritik abzuwehren und dafür zu sorgen, dass ein demokratisches Regierungssystem und die Beachtung der Menschenrechte nicht zur Bedingung für die Mitgliedschaft im Verband Südostasiatischer Nationen gemacht werden, einem regionalen Zusammenschluss, in dem sowohl Vietnam als auch Myanmar Mitglied sind. Thailand baut eine Autobahn von Bangkok an die Westküste Myanmars, um die Lieferung von Gütern nach Südostasien zu erleichtern.[8]


  Es ist nichts Neues, dass Nordkorea, der Iran und Myanmar mit Unterstützung mächtiger Freunde internationale Regeln brechen, aber im Lauf der Jahre haben alle drei durch Sanktionen beträchtlichen Schaden erlitten. Wenn immer mehr Länder das Selbstbewusstsein entwickeln, sich nicht an Regeln zu halten, die ihnen von außen aufgezwungen werden, und wenn es immer offensichtlicher wird, dass kein Staat und kein Block von Staaten stark genug ist, diese Regeln durchzusetzen, werden fast alle Formen von Sanktionen schwerer zu verhängen und durchzusetzen sein. Wenn alle Staaten nur noch auf sich gestellt sind, wird das auch die nächste Generation von Möchtegern-Atommächten erkennen, und sie könnte leicht zu dem Schluss kommen, dass sie die Forderungen der etablierten Mächte getrost ignorieren kann.


  Wettbewerbsvorteile


  Die G-Null bringt vielen verschiedenen Arten von Unternehmen und Institutionen wichtige Vorteile. Zunächst einmal werden gut gemanagte und aufgestellte Staatsunternehmen, politisch loyale Großunternehmen, staatlich geförderte Banken und Staatsfonds auch weiterhin von dem Wettbewerbsvorteil profitieren, den ihre Regierungen ihnen verschaffen können. Dass chinesische und russische Politiker die Mittel und Wege finden, die wirtschaftlichen Verhältnisse zugunsten ihrer bevorzugten Unternehmen zu manipulieren, ist gut bekannt, aber dieser Trend ist auch in demokratischen Schwellenländern feststellbar. Brasilien hat eine Reihe von Gesetzen verabschiedet, die dem staatlichen Ölkonzern Petrobras bei der Exploration und Ausbeutung der gewaltigen neuen Ölvorräte vor der brasilianischen Küste die Führungsrolle zuweisen. Die Gesetze zielen außerdem darauf ab, dass sich eine lokale Dienstleistungsindustrie für den Ölbereich entwickelt. Sie schreiben vor, dass jeweils ein bestimmter Prozentsatz der Ausrüstung und der Dienstleistungen, die für die Produktion der riesigen neuen Ölmengen benötigt werden, von brasilianischen Lieferanten geliefert oder erbracht werden müssen.17


  Angesichts der Größe und Komplexität der Aufgabe, so viel Öl so tief unter dem Meeresgrund zu fördern, und angesichts der Tatsache, dass Petrobras schon mit laufenden Projekten ausgelastet ist, kann es sein, dass dem Konzern mehr zugemutet wird, als er leisten kann. Durch die strengen Regeln könnte ein größerer, aber weniger effizienter staatlicher Ölkonzern entstehen, und es könnte länger dauern als notwendig, bis das neue Öl auf den Markt kommt und vielleicht die Preise sinken. Andererseits ist auch möglich, dass Petrobras durch die Geschäftsbeziehungen zu ausgewählten ausländischen Konzernen, einschließlich chinesischen und anderen Staatsfirmen, gute Chancen bekommt, seine Kompetenzen zu erweitern, indem es vom Fachwissen und der Erfahrung seiner Partner profitiert. Das wäre ein erfolgreiches Rezept.


  Anpassungsfähige


  Unter den multinationalen Unternehmen werden die anpassungsfähigen den größten Erfolg haben, Unternehmen, die begreifen, dass sich die Bedingungen des Wettbewerbs ändern, und die beweglich genug sind, um sich die Vorteile dieser Entwicklung zunutze zu machen. Wie Charles Darwin einmal sagte, überlebt nicht der Stärkste oder der Klügste, sondern wer sich am besten ändern kann. Einige Unternehmen könnten auf eine Welt, in der Regeln weniger leicht durchzusetzen sind als zuvor, reagieren, indem sie durch geschickte Arbitrage ihre Belastung durch Steuern und Vorschriften auf ein Minimum reduzieren. Als die deutschen Steuerzahler 2010 aufgefordert wurden, ein Rettungspaket für Irland und seine zusammenbrechenden Banken zu finanzieren, forderten deutsche Politiker, Irland solle seine Körperschaftssteuern erhöhen und sie an die deutschen angleichen. Oberflächlich betrachtet ist das eine absolut vernünftige Forderung. Irland hätte wohl nicht unter Geldmangel gelitten, wenn es nicht versucht hätte, Unternehmen und Investoren ins Land zu holen, indem es ihnen Vorteile bot, die Deutschland nicht offerierte. Irland weiß jedoch, dass einige Multis, die in Irland operieren, ohne diese Anreize einfach in Länder mit einem niedrigen Steuerniveau abwandern würden, die vielleicht außerhalb der Europäischen Union liegen. Genau wie viele amerikanische Unternehmen Arbeitsplätze ins Ausland verlagern, um von den geringeren Arbeitskosten in Entwicklungsländern zu profitieren, so verlässt heute eine wachsende Zahl chinesischer Unternehmen das Land, um die billigen Arbeitskräfte in Südostasien zu nutzen. Kurz gesagt, Unternehmen, die so anpassungsfähig sind, dass sie sich bewegen, um das beste Geschäft zu machen, werden am meisten profitieren. Mehr und mehr Banken, Hedgefonds und Private-Equity-Fonds werden ihre Operationen stärker in Schwellenländer verlegen, um globalen und westlichen Regulierungsmaßnahmen zu entgehen. Manche Banken werden sich schneller an Gesetzesänderungen in einzelnen Ländern anpassen als andere. Durch die G-Null werden solche Chancen stark zunehmen.


  Eine andere Form von Anpassungsfähigkeit zeigt ein multinationaler Konzern, der ein staatlich gestütztes Unternehmen für eine Partnerschaft gewinnen kann, weil er ihm etwas bietet, das ein Staatsunternehmen sonst nirgends bekommen kann – etwa Zugang zu moderner, aber gut erprobter Technologie oder Dienstleistungen, die auf einzigartigen Erfahrungen beruhen. Eine Anzahl internationaler Ölfirmen verwendet heute weniger Zeit und Geld auf Exploration und Produktion und mehr auf die Erbringung von Dienstleistungen, dank denen Staatsunternehmen effizienter arbeiten können.


  British Petroleum ist eine Partnerschaft mit der China National Petroleum Corporation eingegangen, um irakisches Öl zu fördern und zu verkaufen. Exxon Mobil ist für die Erschließung russischer Offshore-Ölfelder in der Arktis eine Partnerschaft mit Rosneft, dem größten russischen Ölproduzenten, eingegangen. Rosneft bekommt dadurch Zugang zu modernster Technologie für Tiefseebohrungen und Fachwissen über ihren Einsatz, wofür es vermutlich auch an Projekten in den Vereinigten Staaten beteiligt wird. Exxon wiederum wird an der Ausbeutung einer der letzten noch unberührten rohstoffreichen Regionen beteiligt.


  Doch die neuen Chancen sind keineswegs nur auf den Energiesektor beschränkt. Unternehmen wie Kawasaki in Japan, Siemens in Deutschland, Alstom in Frankreich und Bombardier in Kanada haben mit chinesischen Firmen lukrative gemeinsame Projekte zum Bau von Hochgeschwindigkeitszugsystemen vereinbart. Freilich hatte das Geschäft einen Haken: Die chinesischen Partner übernahmen viele Designs der oben genannten Firmen, und diese müssen jetzt in China und anderen Ländern wie Brasilien und Saudi-Arabien mit den chinesischen Firmen konkurrieren.18 Es reicht also nicht aus, nur in Partnerschaften zu investieren, sondern kommt darauf an, in eine Kultur der Anpassungsfähigkeit zu investieren.


  Wenn ein Unternehmen auf den raschen Wandel der Bedingungen auf schnell evolvierenden Märkten reagieren will, bedeutet Anpassungsfähigkeit häufig Diversifikation. Nur wenige Firmen auf der Welt sind so anpassungsfähig wie die indische Tata-Gruppe. Sie ist der größte Software-Exporteur Asiens. Aber sie ist auch einer der 10 größten Produzenten von Nutzfahrzeugen, der weltgrößte Teeproduzent und der sechstgrößte Hersteller von Armbanduhren. Sie betreibt eine Kette von Luxushotels und ist Indiens größter privater Stromerzeuger. Lukrative Jointventures können ein oder zwei Jahre lang gute Gewinne abwerfen, aber in einer G-Null-Welt ändern sich die Regeln schnell. Deshalb sollten multinationale Unternehmen sich die Tata-Gruppe zum Vorbild nehmen und ständig nach neuen Chancen Ausschau halten. Anpassungsfähigkeit bedeutet nicht für jeden das Gleiche. Es kann sich durchaus lohnen, klein zu sein, aber in der G-Null kann Spezialisierung gefährlich sein. Einige Mischkonzerne, die früher als plump und ineffizient verschrien waren, sind jetzt in vielen Bereichen engagiert und werden vermutlich entsprechend verdienen.


  Sicherheitsfirmen


  Andere Unternehmen werden davon profitieren, dass nun alle Staaten auf sich allein gestellt sind: Sicherheitsfirmen und Illegale. Sicherheitsfirmen, die den Schutz gegen konventionelle militärische Angriffe, Cyberangriffe, Terrorismus oder Produktpiraterie organisieren, werden in der G-Null-Welt gedeihen, insbesondere wenn es ihnen gelingt, mit ausgabefreudigen Staaten zusammenzuarbeiten. Die G-Null ist eine Übergangsperiode, und erhebliche Veränderungen im internationalen Kräfteverhältnis bedeuten, dass die Rivalität zwischen Möchtegern-Regionalmächten genauso wächst wie die Angst, für den Kampf um die Vormacht nicht genug gerüstet zu sein. Dieser Kampf kann sich, wie im Südchinesischen Meer, wo China, Taiwan, Vietnam, Südkorea, die Philippinen und noch weitere Staaten Gebietsansprüche erheben, als bloßes Imponiergehabe äußern, aber auch zu Cyberangriffen führen, durch die ein Staat einem potentiellen Rivalen mit minimalen Kosten Schaden zufügen kann. In jedem Fall aber bietet er Firmen, die Staaten neue offensive und defensive Mittel verkaufen, viele neue Chancen.


  Wenn außerdem bei traditionellen US-Verbündeten die Zweifel wachsen, ob die Vereinigten Staaten noch bereit sind, langfristig ihre Sicherheit zu garantieren, dann werden sowohl einheimische als auch ausländische Militärdienstleister (und die Firmen, mit denen sie Partnerschaften schließen) neue Geschäftsfelder erobern. Sie sind eine der Branchen, die am meisten von der G-Null profitieren. Sie werden mit Staaten zusammenarbeiten, die sich (wie etwa Indien) eine Erhöhung ihrer Militärausgaben noch leisten können, mit Staaten, die wie China den G-Null-Zustand als Gelegenheit betrachten, ihren regionalen Einfluss zu vergrößern, und mit Staaten, die (wie Japan, Südkorea und Israel) fürchten, sich nicht mehr so sehr wie früher auf äußere Garanten ihrer Sicherheit verlassen zu können. Insbesondere amerikanische Militärdienstleister werden dabei mit Kunden zu tun bekommen, die ihre Muskeln spielen lassen und nicht mehr so viel Respekt vor der globalen Macht der USA haben. Ein Beispiel dafür ist die Drohung Chinas, Boeing, Lockheed Martin, Raytheon und andere Rüstungsfirmen dafür zu strafen, dass sie sich an einem 6,4 Milliarden Dollar schweren Waffengeschäft mit Taiwan beteiligt haben. Nach der alten Logik konnte China Boeing und andere nicht sanktionieren, ohne seiner eigenen Flugzeugindustrie zu schaden. Aber in einer führungslosen Welt könnte es dieses Risiko eingehen.


  Es gibt noch andere Formen von Sicherheit und noch andere Formen von Sicherheitsfirmen. China benötigt jedes Jahr mehr sauberes Süßwasser. Laut der Wirtschaftsforschungsorganisation Asia Water Project wird der chinesische Wasserbedarf bis 2030 im Vergleich zu heute um 63 Prozent steigen.19 Deshalb hat die State Development & Investment Corporation (SDIC), eine staatliche Entwicklungs- und Unternehmensbeteiligungsgesellschaft, Milliarden in die Kraftwerks- und Meerwasserentsalzungsanlage von Beijiang investiert, eine Anlage, die bald schon Chinas größter Lieferant von entsalztem Wasser werden könnte. Sie wurde fast vollständig in Israel vorgefertigt, bevor sie zur Endmontage nach Nordostchina geliefert wurde. In den kommenden Jahren jedoch wird die Staatliche Kommission für Entwicklung und Reform, Chinas zentrale Wirtschaftsplanungsbehörde, chinesische Entsalzungsunternehmen durch weitere Investitionen, Steuererleichterungen und günstige Kredite fördern. Peking verfolgt das Ziel, eine Entsalzungsindustrie aufzubauen, die zunächst den chinesischen Süßwasserbedarf decken und später zum globalen Marktführer in der Süßwassergewinnung werden soll.20 Diese neue Industrie wird in China die Wasserversorgung sichern. Eine sichere Wasserversorgung ist für die Aufrechterhaltung der chinesischen Einparteienherrschaft unabdingbar, und deshalb wird die chinesische Regierung die Wasserindustrie schützen, ein positiv selbstverstärkender Mechanismus, der auf dem Eigeninteresse beider Seiten beruht.


  Illegale


  In einer G-Null-Welt prosperieren auch Illegale. In der G-Null gibt es durchaus Vorschriften, da aber niemand die Mittel hat, um für ihre Einhaltung zu sorgen, sind sie viel leichter zu manipulieren oder zu ignorieren. Die G20 kann nichts beschließen und durchsetzen, wenn nicht alle wichtigen Akteure dafür sind. Das ist für fast jeden wirkungsvollen Plan eine zu hohe Hürde und kann fast alles zum Scheitern bringen: etwa die Verabschiedung neuer Regeln und Standards für den Handel und die Koordination der Steuerpolitik, oder die gemeinsame Anstrengung, das globale Wachstum zu stimulieren, die Vermeidung von Währungskriegen und die Vereinbarung wirksamer Maßnahmen gegen den Klimawandel. Selbst ratifizierte Abkommen können die Unterzeichner missachten, wann immer sie Lust dazu haben, da niemand mächtig genug ist, um sie zu strafen.


  Unternehmen auf der ganzen Welt wollen von den Rohstoffen Afrikas profitieren, aber einige Akteure in dem neuen Spiel müssen, insbesondere wenn sie aus westlichen Ländern kommen, immer noch nach den alten Regeln spielen. In Ländern wie der Demokratischen Republik Kongo, Sierra Leone, der Elfenbeinküste und Simbabwe verkaufen Aufständische und Regierungen seit vielen Jahren Diamanten, um Kriege oder Unterdrückungsapparate zu finanzieren, eine Tatsache, die den Edelsteinen die Bezeichnung »Blutdiamanten« eingebracht hat.


  Im Jahr 1998 fand im südafrikanischen Kimberley eine Konferenz statt, auf der Vertreter von Ländern, die Diamanten produzieren oder mit ihnen handeln, gemeinsam mit verschiedenen Menschenrechtsgruppen und mit Vertretern der Diamantenindustrie tagten. Ziel der Konferenz war es, eine Lösung für das Problem der »Blutdiamanten« zu finden. Nach drei Jahren zäher Verhandlungen wurde der sogenannte Kimberley-Prozess verabschiedet, ein internationales System zur Zertifizierung von Diamanten, das im Januar 2003 von den Vereinten Nationen unterstützt wurde. Es bestimmt, dass Länder, die Diamanten produzieren oder mit ihnen handeln, Bescheinigungen über deren Herkunft ausstellen. Die Mitgliedsstaaten des Abkommens sollen durch lokale Gesetze und Vorschriften verhindern, dass Blutdiamanten auf den Markt kommen, und ungeschliffene Diamanten dürfen nur unter Staaten gehandelt werden, die am Kimberley-Prozess beteiligt sind. Dies ist ein starker Anreiz für weitere Staaten, sich dem System anzuschließen, und bis jetzt sind ihm 75 Staaten beigetreten.21 Trotzdem handelt es sich um eines von vielen internationalen Abkommen, die in einer G-Null-Welt, vermutlich nicht einmal mehr mäßigen Erfolg haben werden.


  Im Juni 2011 verkündete zum Beispiel Robert Mugabe, der Präsident von Simbabwe, dass seine unter schwerem Geldmangel leidende Regierung unter Missachtung internationaler Abkommen Diamanten aus dem berüchtigten Marange-Gebiet verkaufen werde, dessen Diamantenfelder laut simbabwischen Angaben eines Tages bis zu 20 Prozent des Weltbedarfs produzieren könnten. Menschenrechtsgruppen erheben den Vorwurf, dass das simbabwische Militär Ende 2008 die Kontrolle über die Minen übernahm. Dabei hätten die Soldaten Zivilisten geschlagen und vergewaltigt, um sie aus dem Gebiet zu vertreiben. Trotzdem erklärte sich Südafrika schnell bereit, »außerhalb« des Kimberley-Prozesses ungeschliffene Diamanten aus Simbabwe zu kaufen. Die indische Diamantenindustrie, die auf der ganzen Welt ungeschliffene Steine kauft und 95 Prozent der geschliffenen Diamanten herstellt, setzte daraufhin ihre Regierung unter Druck, ebenfalls Mugabes Diamanten zu kaufen, obwohl dadurch eine der brutalsten Diktaturen der Welt finanziert wurde.22


  Tage später erteilte eine Gipfelkonferenz der Mitgliedsstaaten des Kimberley-Prozesses unter Vorsitz der Demokratischen Republik Kongo Mugabe offiziell die Genehmigung, Steine aus Marange zu verkaufen, und zwar »mit sofortiger Wirkung und ohne Überwachung«. Besser ja sagen als nein sagen, damit die Ohnmacht der Organisation nicht offen zutage tritt, weil ihre Mitglieder Mugabes Diamanten trotzdem kaufen. Vertreter Großbritanniens und der EU protestierten gegen den Beschluss, und die in den USA beheimatete Rapaport-Gruppe verkündete bald darauf, dass sie Steine aus Marange weder kaufen noch verkaufen werde. Westliche Bergbaugesellschaften und Diamantenhändler müssen in ihren Heimatländern mit einer sehr schlechten Presse rechnen, wenn sie gegen die Regeln des Kimberley-Prozesses verstoßen, aber in vielen Schwellenländern ist das nicht der Fall. Staat und Wirtschaft üben dort oft eine viel direktere Kontrolle über die Medien aus, und ihre Regierungen glauben, die Entwicklung ihrer Länder nur vorantreiben zu können, wenn sie ihre eigenen Regeln machen und durchsetzen.23


  Schließlich können Investoren und Unternehmen auch dadurch von der G-Null profitieren, dass sie die wahrscheinlichen Gewinner und die wahrscheinlichen Verlierer identifizieren und ihre Wetten entsprechend platzieren. In einer Hausse sehen fast alle Aktionäre gut aus, und das galt auch für eine Welt, in der viele Boote durch die Globalisierung flottgemacht wurden. In der G-Null jedoch werden die Investoren sehr viel mehr Hausaufgaben machen müssen. Wer sich diese Arbeit macht, hat allerdings viel zu gewinnen.


  Verlierer


  Die G-Null ist ein Prozess der schöpferischen Zerstörung, so natürlich wie unvermeidlich. Institutionen, die nicht mehr der Welt entsprechen, die sie fördern und schützen sollten, müssen neuen Institutionen Platz machen. Wer gegen diesen Prozess von Tod und Erneuerung ankämpft, verschwendet Zeit und Ressourcen, die besser darauf verwendet würden, die Welt nach der G-Null vorauszuahnen und zu formen. Wenn führende etablierte Mächte und Schwellenländer sich nicht auf ein faires Verfahren zur Bekämpfung der Erderwärmung, zur Förderung des Welthandels, zur Bewältigung von Krisen in der Lebensmittel- und Gesundheitsversorgung oder zur Kontrolle des Cyberspace einigen können, ist es unwahrscheinlich, dass sie sich darauf einigen können, wie die Entscheidungsgewalt in neuen internationalen Institutionen zu verteilen ist oder was mit den alten zu geschehen hat.


  Nein, die Westmächte sind nicht zum endgültigen Untergang verurteilt, aber diejenigen, die in naher Zukunft am sichersten verlieren, sind jene, die sich weigern, die neue Realität und die Notwendigkeit des Wandels anzuerkennen. Einige politische Entscheidungsträger in den USA und Europa werden versuchen, so lange wie möglich an den Institutionen, Regeln und Standards festzuhalten, die sie geschaffen haben und die traditionell ihre Privilegien geschützt haben, anstatt an den neuen Institutionen, Regeln und Standards zu arbeiten, die letztlich entstehen müssen.


  Schiedsrichter


  Die vielleicht offensichtlichsten Verlierer in einer G-Null-Welt sind eine Gruppe, die wir als Schiedsrichter bezeichnen könnten: Institutionen, die aufgebaut wurden, um den Mächten zu dienen, die das internationale System einst beherrschten, nun aber nicht schnell genug reformiert werden können, um effektiv zu bleiben. Ein Beispiel ist die North Atlantic Treaty Organization (Nato), das Militärbündnis, das in der Frühzeit des Kalten Krieges als kollektives Verteidigungssystem gegen einen sowjetischen Angriff auf Westeuropa gegründet wurde. Hastings Lionel Ismay, der erste Generalsekretär des Bündnisses, machte die berühmte Äußerung, dass der wirkliche Zweck der Nato darin bestehe, »die Russen draußen, die Amerikaner drin und die Deutschen unten zu halten«. Aber nach dem Zusammenbruch des europäischen und des sowjetischen Kommunismus leben wir heute in einer Welt, in der die Russen den Westen nicht mehr bedrohen, die USA weniger wichtig für die europäische Sicherheit und die Deutschen zum einflussreichsten Staat Europas geworden sind. Trotzdem wurstelt die Nato eine Generation, nachdem sie ihre Mission erfüllt hat, immer noch weiter.


  Kann das Bündnis einem neuen Zweck dienen? Im Juni 2011 nahm Robert Gates in einer seiner letzten Reden als amerikanischer Verteidigungsminister eine erstaunlich offene Beurteilung der Nato von heute vor – die Art von Botschaft, die nur jemand formulieren kann, der sich darauf vorbereitet, die öffentliche Bühne zu verlassen. Er stellte den Aufstieg einer neuen Generation europäischer Führer und Staatsbürger fest, für die der Kalte Krieg keine prägende Erfahrung mehr war, und dann kritisierte er diejenigen, »die es bewusst darauf anlegen, dass der amerikanische Steuerzahler die wachsenden Verteidigungslasten übernimmt, die durch die Kürzung der europäischen Rüstungshaushalte entstehen«.24 Er warnte, dass die USA das Bündnis nicht mehr führen könnten, wenn die europäischen Staaten nicht mehr Geld und mehr Kampftruppen beitragen würden. Er nahm die damals laufenden Operationen gegen das Regime Muammar al-Gaddafis in Libyen als Beispiel, um den absurden Zustand zu beleuchten, der dem Problem zugrunde lag: »Die mächtigste Militärallianz der Geschichte operiert erst 11 Wochen gegen ein schlecht bewaffnetes Regime in einem dünnbesiedelten Land, und doch geht vielen Verbündeten schon die Munition aus, weshalb wieder einmal die USA die Löcher stopfen müssen.«25


  Dies war keine routinemäßige Beschwerde, sondern eine höchst ungewöhnliche Warnung, die eine fundamentale Tatsache des G-Null-Lebens feststellte: Die Vereinigten Staaten können nicht mehr zusätzliche Leistung bringen, damit andere weniger tun können. Für Washington hat es einfach keinen Sinn mehr, Milliarden Dollar für die Führung so vieler widerstrebender Bündnispartner auszugeben und eine gewaltige Institution aufrechtzuerhalten, die sich nicht angepasst hat, um mit den neuen Herausforderungen fertig zu werden. Vielleicht können sich die Mitglieder der Allianz auf einen neuen Auftrag und eine neue Verteilung der Arbeit, der Lasten und der Risiken einigen, aber große Institutionen, die ihre ursprüngliche Aufgabe überlebt haben, taumeln meistens so lange in bestimmte Richtung weiter, bis sie durch eine Krise gezwungen werden, etwas Neues zu schaffen.


  Auch wenn Institutionen wie der Internationale Währungsfonds und die Weltbank weiterhin mehr dafür tun werden, die Interessen des Westens zu fördern, als die Nato, werden auch sie zu den relativen G-Null-Verlierern gehören. Afrika ist längst nicht mehr die einzige Region, in der die China Development Bank und die Export-Import Bank of China die Rolle dieser Institutionen als Kreditgeber in letzter Instanz unterminieren, und damit auch deren Vermögen, vom Westen unterstützte politische und wirtschaftliche Reformen voranzutreiben. Wie oben erwähnt vergab China in den Jahren 2009 und 2010 weltweit mehr Kredite als die Weltbank.26 Nicht nur machen China und andere Schwellenländer dem IWF und der Weltbank als Kreditgeber erfolgreich Konkurrenz, sondern sie erhöhen auch ihren Einfluss innerhalb dieser alten Institutionen. Dieser Trend wird wiederum die Effizienz von IWF und Weltbank untergraben, da die neuen Stimmen ihren Bestimmungszweck von innen heraus in Frage stellen.


  Außerdem werden viele Nichtregierungsorganisationen, die in den Schwellenländern die Einhaltung von Bürger- und Menschenrechten westlichen Standards überwachen, zu den Verlierern gehören, weil ihre grundsätzlichen Unterstützer, die etablierten Mächte und die von diesen geprägten, zunehmend anachronistischen internationalen Institutionen an Macht verlieren. Autoritäre Staaten wissen, dass die etablierten Mächte nicht mehr die politische und wirtschaftliche Macht haben, um viel mehr zu tun, als Beschwerden zu erheben, wenn Hilfsorganisationen und unabhängige Beobachter behindert und schikaniert oder sogar ausgewiesen werden. Neuere Fälle umfassen die Schließung des Büros von Human Rights Watch in Usbekistan im März 2011 und die Ausweisung von Ärzte ohne Grenzen aus Bahrain im August 2011, als dort die politische Protestbewegung unterdrückt wurde. In den nächsten Jahren ist eine Vervielfachung solcher Vorkommnisse zu erwarten.


  Verwundbare Staaten


  In der G-Null werden sich auch für die verwundbaren Staaten die Kosten und Risiken erhöhen, die von Washingtons Stärke und seiner Bereitschaft, diese zum Schutz seiner Verbündeten einzusetzen, am meisten abhängig sind. Die jahrhundertelangen Spannungen zwischen Japan und China werden sich wahrscheinlich nicht so bald lösen, da opportunistische Vertreter beider Staaten allzu oft politisches Kapital daraus schlagen, populäre Ressentiments gegen das jeweils andere Land zu schüren – und weil der Volkszorn wegen der rasanten Ausbreitung persönlicher Kommunikationsmittel mit beispielloser Geschwindigkeit angeheizt werden kann. Doch die japanische Führung ist sich bewusst, dass der chinesische Einfluss in der Region weiter wachsen wird, und sie weiß nicht, inwieweit die Vereinigten Staaten in den kommenden Jahren noch den Willen und die Fähigkeit zur Verteidigung der japanischen Interessen haben werden. Taiwan hat dieselben Befürchtungen.


  Auch Israel gehört eindeutig zur Kategorie der verwundbaren Staaten. Durch die Aufstände des Jahres 2011 in Nordafrika und dem Nahen Osten haben die Staatsbürger der arabischen Staaten eine neue Stimme bekommen. Politische Führer, die durch die Volksbewegung unter Druck geraten, werden allen Grund haben, ihre Popularität zu verbessern, indem sie durch den Hinweis auf Israels Umgang mit den Palästinensern von ihren eigenen Fehlern ablenken, und zwar ganz gleichgültig, ob es sich um überlebende Autokraten oder neugewählte Politiker handelt. Dieses Verhalten ist an sich nichts Neues, könnte aber in Kombination mit einem geringeren US-Engagement im Nahen Osten und dem verschärften Kampf um Herz und Verstand seiner Bewohner, der von den Monarchen am Golf und den Mullahs im Iran ausgetragen wird, zu einer historisch beispiellosen Isolation Israels führen. Washington ist nicht im Begriff, Japan oder Israel ganz aufzugeben, doch die Notwendigkeit einer sparsameren US-Außenpolitik und die Veränderungen in der jeweiligen Nachbarschaft haben in beiden Ländern heute schon zu der Frage geführt, ob alte Annahmen noch richtig sind und ob es nicht notwendig wäre, neue (und möglicherweise teure) Sicherheitsstrategien zu entwickeln.


  Schattenstaaten


  Relative Verlierer sind auch die Schattenstaaten, Länder, die gern die Freiheit hätten, Drehpunktstaaten zu sein, aber im Schatten einer einzigen Macht festgefroren sind. Mexiko gehört zu dieser Kategorie. Seine Volkswirtschaft und sein Lebensstandard sind auf Gedeih und Verderb mit der Gesundheit des Giganten jenseits der Grenze verbunden. Mexikos größte Devisenquellen sind Ölexport und Tourismus und die Überweisungen von Mexikanern, die im Ausland arbeiten. In all diesen Fällen kommt die weit überwiegende Menge des Geldes aus den Vereinigten Staaten, und es gibt kein Anzeichen dafür, dass sich diese Situation irgendwann in näherer Zukunft ändern könnte.[9] Schattenstaaten sind etwas anderes als die Satellitenstaaten des Kalten Krieges, deren Regierung stark von einer äußeren Macht dominiert war. Mexiko ist ein wichtiges und unabhängiges Schwellenland. Seine innen- und außenpolitischen Entscheidungen werden von seinem eigenen politischen Prozess bestimmt, nicht durch Forderungen von außen. Aber wie bei anderen Schattenstaaten auch sind das Tempo der Entwicklung und die geschäftlichen Chancen Mexikos fast völlig von den Bedingungen in einem anderen Land abhängig, einem Land, das geopolitisch so stark ist und über einen so großen Verbrauchermarkt verfügt, dass es bestimmt, was für seinen Nachbarn wirtschaftlich möglich ist.


  Die Ukraine ist ein weiteres wichtiges Beispiel für einen Schattenstaat. Obwohl in einem Großteil des Landes die Forderung erhoben wurde, engere politische, wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen zu Westeuropa zu knüpfen, akzeptiert die Regierung dieser früheren Sowjetrepublik die praktische Notwendigkeit, ihre alten Verbindungen mit Russland zu bewahren. Etwa 17 Prozent der ukrainischen Bevölkerung sehen sich als ethnische Russen, so dass es für jeden Politiker in der Ukraine schwer ist, ohne eine gewisse Unterstützung der russischen Community auf Bundesebene in ein politisches Amt gewählt zu werden.27 Wichtiger noch: Russland liefert der Ukraine den größten Teil ihrer Energie, und es scheut nicht davor zurück, seine Erdgasvorräte als Waffe einzusetzen. Mitten im Winter 2009 kürzte der russische Erdgasmonopolist Gazprom die Lieferungen an die Ukraine, um sie in einem Streit um den Gaspreis unter Druck zu setzen und vielleicht auch, um die Ukrainer daran zu erinnern, dass sie immer noch von ihrem großen Bruder im Osten abhängig sind. Moskau will, dass sich die Ukraine einer Zollunion anschließt, der bis jetzt Russland, Kasachstan und Weißrussland angehören (einem der Lieblingsprojekte von Wladimir Putin), und es hat wesentlich günstigere Gaslieferungen versprochen, um der Ukraine den Anschluss zu versüßen.28 Angesichts der Bedeutung einer sicheren Energieversorgung ist das ein Angebot, das die Ukraine ernstnehmen muss. Niedrigere Gaspreise ersparen es nämlich den ukrainischen Politikern, ihren Wählern neue Energiesteuern zuzumuten und sich der zornigen Reaktion der Öffentlichkeit auszusetzen.


  Die Ukraine würde dem Schwerkraftfeld Russlands gern entkommen und ein Drehpunktstaat werden, indem sie neue Verbindungen zur EU knüpft und die alten zu Russland bewahrt. Tatsächlich würde sie gerne ein Freihandelsabkommen mit der Europäischen Union schließen, denn es würde gewaltige geschäftliche Chancen für das Land eröffnen und es letztlich vielleicht sogar in die EU führen. Aber Russland droht damit, neue Handelsbeschränkungen zu verhängen, wenn die Ukraine einen Vertrag mit Europa schließt, und die EU wiederum stellt Gespräche über das Handelsabkommen ein, wenn die Ukraine sich der russischen Zollunion anschließt. Zudem ist die Ukraine mit einem komplizierten Netz politisch miteinander verbundener Geschäftsleute geschlagen, die sich für eine engere Bindung an Russland einsetzen, weil sie glauben, dass sie im Wettbewerb mit dem Osten leichter bestehen können, als wenn sie mit dem Westen konkurrieren müssen. Kurz gesagt, die Ukraine bleibt ein Schattenstaat und wird kein Drehpunktstaat, weil sie nicht die Macht und Unabhängigkeit hat, um ihre Verhandlungsposition gegenüber beiden Seiten zu verbessern. Um künftige Chancen nutzen zu können, sollte sich Präsident Janukowytsch weder an Russland noch an Europa viel enger binden. Gegenwärtig jedenfalls lebt die Ukraine in Russlands langem Schatten.


  Schurkenstaaten ohne Freunde


  Trotz manchmal intensiven Drucks der Supermacht in seinem Norden konnte sich Fidel Castro (mit seinem Bruder Raúl) auf Kuba mehr als ein halbes Jahrhundert an der Macht halten. Wie? El Presidente bekam ein bisschen Hilfe von seinen mächtigen Freunden. Zuerst war die sowjetische Supermacht der Schutzherr. Und nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion flirtete Castro kurz mit China und wandte sich außerdem Hugo Chávez im ölreichen Venezuela zu.


  Einige Schurken haben weniger Glück. Der libysche Diktator Muammar al-Gaddafi hielt sich jahrzehntelang an der Macht, aber als er schließlich mit einer gefährlichen Herausforderung durch sein eigenes Volk konfrontiert war (dem Albtraum aller Autokraten), musste er entdecken, wie schwer es ist, in einer Welt zu überleben, in der einen niemand mag. Trotz diverser diplomatischer Annäherungsversuche und trotz der europäischen Nachfrage nach libyschem Öl hatte Gaddafi im Westen nie echte Freunde. Dass er Terroristen unterstützte, war schon bekannt, als im Dezember 1988 in dem Pan Am Flight 103 über dem schottischen Lockerbie eine Bombe explodierte. Die Saudis beschuldigten ihn, im Jahr 2003 die Ermordung des damaligen Kronprinzen und heutigen Königs Abdullah geplant zu haben.29 Auch der Iran hatte nicht gerade eine Schwäche für Gaddafi, weil er fand, dass dieser einer islamischen Revolution in Nordafrika im Wege stand, und obwohl der Diktator im Lauf der Jahre Verbindungen zu China aufgebaut hatte, arbeiteten dessen staatliche Ölgesellschaften genauso gern mit den libyschen Aufständischen zusammen, als es darauf ankam.30 Ohne Freunde war Gaddafi verwundbar, als sich das Blatt gegen ihn wendete. In der G-Null-Ära braucht jeder mindestens einen mächtigen Verbündeten. Oder einen wirklich tiefen Bunker.


  Dinosaurier


  Zu den Unternehmen, die in einer G-Null-Welt vermutlich am wenigsten Erfolg haben werden, gehören die Dinosaurier – Unternehmen, die sich an die neue Umwelt nicht anpassen können oder wollen. Diese Gruppe umfasst Firmen, die von Einsatzregeln profitierten, die der Westen bestimmt hatte, und nicht darauf vorbereitet sind, so flexibel zu operieren, dass sie mit den Veränderungen in der G-Null Schritt halten können. Verschiedene Technologiekonzerne werden es versäumen, sich auf eine Welt vorzubereiten, in der sich Standards und Regeln viel schneller ändern als zuvor und in der Urheberrechte oft umstritten sind. Viele Arten von Firmen werden plötzlich mit einer viel größeren Vielfalt potentieller Konkurrenten konfrontiert sein. Regierungen werden mehr und mehr Staatsunternehmen einsetzen, um ihre geopolitische und wirtschaftliche Macht zu erweitern. Einige multinationale Konzerne werden nicht darauf vorbereitet sein, mit staatlich gestützten Unternehmen zu konkurrieren, und sie werden nur langsam reagieren, wenn sowohl etablierte Staaten als auch Schwellenländer Marktzutrittsbeschränkungen, währungspolitische Maßnahmen, Kapitalverkehrskontrollen und feinere Instrumente nutzen, um die geschäftliche Landschaft innerhalb ihrer Grenzen und in ihrer Region zu prägen. Aber auch Staatsunternehmen sind nicht unbedingt besonders wettbewerbsfähig, selbst wenn sie von ihren Ländern gefördert werden. Einige von ihnen nehmen Marktsignale nicht wahr, weil sie von der politischen Bürokratie behindert werden oder operativen Beschränkungen unterliegen, die manchmal mit der Unterstützung durch den Staat verbunden sind.


  Ein Beispiel ist die schon erwähnte milliardenschwere Kraftwerks- und Meerwasserentsalzungsanlage von Beijiang, ein Projekt, das von der höchsten Planungsbehörde Chinas konzipiert und finanziert wurde. Heute fällt das Unternehmen noch unter die Kategorie der Sicherheitsfirmen. Aber das Süßwasser, das die Anlage produziert, wird für die Hälfte der Herstellungskosten verkauft, und die State Development & Investment Corporation macht schwere Verluste, um die Anlage in Betrieb zu halten. Bis jetzt macht sich der finanziell gut ausgestattete chinesische Staat noch mehr Sorgen um eine sichere Wasserversorgung als um finanzielle Verluste. Was aber geschieht, wenn das Projekt veraltet? Fortschritte bei der Meerwasserentsalzung anderswo in China und in anderen Ländern wird es zwangsläufig geben, und die Ergebnisse werden aller Wahrscheinlichkeit nach kostengünstiger sein. In gar nicht so ferner Zukunft könnte die Kraftwerks- und Meerwasserentsalzungsanlage von Beijiang deshalb vom Sicherheitsunternehmen zum Dinosaurier werden – eine Industrieruine. Egal ob privat oder in Staatsbesitz, nur Unternehmen, die fähig sind, die Herausforderungen der G-Null zu bewältigen, werden überleben. Manche werden sogar gedeihen. Dinosaurier aber werden aussterben.


  Gewinner und Verlierer


  Manche werden im G-Null-Zeitalter zugleich Gewinner und Verlierer sein. Wie erwähnt sieht Vietnam gegenwärtig wie ein perfekter Drehpunktstaat aus. Aber wie so viele andere asiatische Länder, die von Chinas Überschuss profitieren (indem sie zum Beispiel Auslandsinvestitionen anziehen, weil die chinesischen Arbeiter Lohnerhöhungen durchsetzen und ihre Beschäftigung für ausländische Unternehmen relativ teuer wird), fällt auch Vietnam zunehmend unter den chinesischen Schatten. Länder wie Vietnam sind kurzfristig Gewinner, da sie vom Erfolg einer großen regionalen Wirtschaftsmacht profitieren. Doch sie können ihre Fähigkeit zum Drehpunktstaat mit der Zeit verlieren und in die Umlaufbahn eines größeren Landes geraten. Merke: Gewinner haben gute Möglichkeiten, Verlierer nicht.


  Russland steht heute unter weniger äußerem Druck als zu irgendeinem Zeitpunkt nach dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs. Seine Regierung hat wirtschaftliche, geopolitische und innenpolitische Gründe, ihren Einfluss auf das ehemalige Sowjetterritorium zu erneuern. (Putins plumpes Angebot, die Ukraine in die Zollunion mit Kasachstan und Weißrussland zu holen, unterstreicht diesen Sachverhalt.) In der Frühzeit der G-Null werden die Staaten des Westens weniger Gelegenheit haben als zuvor, sich in diesen Prozess einzumischen. Die EU hat so viel damit zu tun, einige ihrer sogenannten peripheren Staaten zu refinanzieren, dass sie keine neuen Staaten aufnehmen will, die dem Schatten Russlands entkommen wollen. Außerdem sind viele europäische Staaten mit einem Großteil ihrer Energieversorgung immer noch von Russland abhängig. Schon im August 2008 hatte die Regierung Bush praktisch keine Möglichkeit, in dem Krieg zwischen Georgien und Russland zu intervenieren, und in Zukunft wird Washington noch weniger Eingriffsmöglichkeiten in der russischen Einflusssphäre haben.


  Das ist der Vorteil der G-Null für Russland. Der Nachteil besteht darin, dass der russische Staat und seine Unternehmen irgendwann mit China um Einfluss und Geschäftsverbindungen konkurrieren müssen und dass das wachsende Selbstvertrauen von Drehpunktstaaten wie der Türkei und Kasachstan den russischen Bewegungsspielraum einengen wird. Innenpolitisch werden die globalen Ölpreise und ihr Einfluss auf die finanzielle Gesundheit Russlands entscheidend dafür sein, ob das Land stabil bleibt. Ein Preisverfall bei Öl und Erdgas könnte das Vertrauen der russischen Führung in ihre eigene Volkswirtschaft schwächen und sie in feindliche Fraktionen spalten. Höhere Ölpreise werden dagegen die Herrschaft der aktuellen Elite festigen und es ihr ermöglichen, die Diversifikation auf die lange Bank zu schieben, die das Land aus der starken Abhängigkeit von Gas und Öl befreien könnte. So oder so wird aus dem kurzfristigen Gewinner ein langfristiger Verlierer.


  Was die Vereinigten Staaten betrifft, so werden die Architekten der amerikanischen Außenpolitik in einer G-Null-Welt mit geringerem Aufwand mehr erreichen müssen. Amerika wird weniger Chancen haben, von anderen Ländern zu bekommen, was es will, und es ist sehr wahrscheinlich, dass es den Amerikanern sehr schwer fallen wird, ihre bescheidenere internationale Rolle zu akzeptieren. Dies bedeutet nicht, dass die USA zwangsläufig zu einem G-Null-Verlierer werden. Resilienz in der neuen Ära wird von Anpassungsfähigkeit abhängen und von der Fähigkeit, vom Prozess der schöpferischen Zerstörung zu profitieren. Dies ist ein entscheidender Vorteil der Amerikaner. Sie haben während ihrer gesamten Geschichte mehr Wert auf Innovation als auf Sicherheit und mehr Wert auf technische Veränderungen als auf traditionelle Verfahrensweisen gelegt, und sie haben die Hoffnung auf die Zukunft stets mehr geschätzt als die Verklärung der Vergangenheit. In einer Welt der permanenten Veränderung werden ihnen diese Qualitäten wahrscheinlich gute Dienste leisten. Im letzten Kapitel werden wir die G-Null-Zukunft Amerikas näher betrachten.


  Und was ist mit China?


  So wenig es feststeht, dass die Vereinigten Staaten in der G-Null-Welt zu den Verlierern gehören werden, so wenig ist es sicher, dass China zu den Gewinnern gehören wird. Im letzten Kapitel haben wir uns ein paar der vielen Möglichkeiten angesehen, wie China in der G-Null die internationale Politik und die Weltwirtschaft umgestalten könnte. Sein Standort im Zentrum der am schnellsten wachsenden Weltregion bietet ihm die Möglichkeit, sich in vielen Wirtschaftsbereichen für Auslandsinvestitionen zu öffnen und in alle Richtungen ungeheuer profitable Handelsbeziehungen aufzubauen. Seine Fähigkeit, über bestehende internationale Institutionen oder an ihnen vorbei Einfluss zu nehmen, sein gewaltiges Marktpotential als strategische Ressource einzusetzen und den globalen Wirtschaftsraum neuen Regeln und Standards zu unterwerfen, wird weiter wachsen. Mindestens noch für mehrere Jahre wird es dank der Anziehungskraft seiner Märkte und dank seiner enormen Finanzkraft jegliche Kritik an seiner autoritären Politik beiseitewischen können.


  Längerfristig gesehen jedoch ist es mit zu vielen internationalen Herausforderungen konfrontiert, um voll von den G-Null-Bedingungen zu profitieren. Im Jahr 2007 beschrieb Ministerpräsident Wen Jiabao den Zustand der chinesischen Volkswirtschaft als »instabil, unausgewogen, unkoordiniert und letztlich nicht nachhaltig«.31 Diese Worte wurden inzwischen im neusten Fünfjahresplan der chinesischen Führung verewigt, dem Konzept für das nächste Stadium des chinesischen Aufstiegs. Chinas wichtigstes Problem besteht darin, dass sein Wirtschaftswachstum und die Schaffung neuer Arbeitsplätze immer noch zu stark vom Verhalten der amerikanischen, europäischen und japanischen Verbraucher abhängig ist. Diese Verwundbarkeit wurde im Gefolge der Finanzkrise am deutlichsten, als in China Zigmillionen Arbeitsplätze in Gefahr gerieten, nachdem die Märkte mit seinen wichtigsten Kunden zusammengebrochen waren. Die chinesische Führung reagierte mit staatlich finanzierten Arbeitsbeschaffungsprogrammen für den Ausbau der Infrastruktur. Der Plan funktionierte, aber weil China in den letzten Jahren schon sehr viel in solche Projekte investiert hat, wird es irgendwann nicht mehr so gewinnbringend sein, Milliarden in den Bau neuer Straßen, Brücken, Häfen und Eisenbahnstrecken zu stecken.


  Im Herbst 2012 wird eine neue Führungsgeneration der Kommunistischen Partei das Zentrum der politischen Bühne betreten, und 2013 wird China einen neuen Ministerpräsidenten und eine neue Regierung haben. Die schwierigste und wichtigste Frage, die sich diesen Funktionären in der weniger voraussehbaren und volatileren G-Null-Welt stellen wird, lautet, wie sie die große Risikoscheu und den Konservatismus der Partei überwinden können. Diese Eigenschaften verhindern nämlich, dass das zu sehr auf dem Export beruhende chinesische Wachstumsmodell durch ein neues ersetzt wird, das stärker auf dem Kauf chinesischer Produkte durch chinesische Verbraucher beruht. Um den Binnenverbrauch anzuheizen, wird die neue Parteiführung versuchen, riesige Geldmittel von den mächtigen staatlichen Unternehmen des Landes auf Hunderte Millionen chinesischer Haushalte zu übertragen. Dies ist ein gewaltiges Unterfangen, insbesondere da sehr viele mächtige Mitglieder der herrschenden Elite unter dem alten System reich geworden sind. Außerdem ist das Projekt, die chinesischen Verbraucher zu stärken, so gewaltig und so komplex, dass es eine ganze Generation und nicht nur einen Fünfjahresplan dauern wird, es in die Tat umzusetzen.


  In der Zwischenzeit wird China wahrscheinlich noch stärker auf staatlich geführte Unternehmen und staatlich gelenkte Kredite setzen, um seine Kontrolle der Marktverhältnisse zu verbessern. Obwohl der private Sektor auch weiterhin seinen Teil zum Wachstum der chinesischen Volkswirtschaft beiträgt, sind 39 der 42 chinesischen Unternehmen, die 2010 auf der Liste der 500 umsatzstärksten Unternehmen der Welt standen, in Staatsbesitz. Drei Viertel der 100 größten börsennotierten Unternehmen Chinas sind vom Staat kontrolliert.32 Parteifunktionäre, die am Erfolg dieser Unternehmen beteiligt sind, besitzen beträchtliche Macht innerhalb der Führung und werden von ihr Gebrauch machen, um ihre Privilegien (etwa den günstigen Zugang zu Kapital und Land) zu schützen.


  Vorerst wird Peking außerdem damit leben müssen, dass ein schlechter Tag für Amerika oder Europa auch ein schlechter Tag für China ist und dass die Volatilität der Märkte in allen drei Regionen unter den Bedingungen der G-Null stark zunehmen wird. Auch einer weiteren harten Realität wird es sich stellen müssen, nämlich dass durch die Spannungen, die in Asien und auf der ganzen Welt durch seinen Aufstieg entstanden sind, neue Herausforderungen entstehen, mit denen vorsichtig umgegangen werden muss. Für ein Land, das heute schon die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt ist und sich vermutlich auf dem besten Weg befindet, die größte zu werden, werden die Bedingungen in einer Region mit so viel g-null-bedingter Konkurrenz und so vielen Krisenherden sehr viel komplizierter werden.


  Westliche Banker und Wirtschaftswissenschaftler haben in den letzten Jahren eine Vielfalt von Vorhersagen darüber produziert, wann die chinesische Volkswirtschaft größer sein wird als die US-amerikanische, aber all diese Vorhersagen beruhen auf der Annahme, dass weder China noch das internationale Umfeld, in dem es operiert, revolutionäre Veränderungen erleben werden. Dies aber macht die Vorhersagen für eine G-Null-Welt ausgesprochen problematisch. China muss viel zu viele innere Veränderungen bewältigen, als dass sich zuverlässige Voraussagen über seine ökonomische Flugbahn machen ließen. Schließlich finden in China trotz seines Wirtschaftswunders und in vieler Hinsicht sogar wegen dieses Wunders jedes Jahr Zehntausende von großen Protestveranstaltungen statt. Für das Jahr 2006 meldete die Chinesische Akademie der Sozialwissenschaften 60000 »Massenereignisse«, ein offizieller Euphemismus für öffentliche Protestveranstaltungen mit mindestens 50 Teilnehmern. Im Jahr 2007 wurden 80000 gemeldet. Für das Jahr 2008 sickerte die nicht mehr offiziell gemeldete Zahl von 127000 durch und für 2010 wird sie auf 180000 geschätzt.33 Für die jüngste Zeit sind keine verlässlichen Daten verfügbar, aber es gib keinen Grund für die Annahme, dass sich die Spannungen vermindert hätten, die diese Proteste auslösen.


  Nach einem Verkehrsunfall in der Provinz Henan hat die Polizei alle Hände voll zu tun, um mehr als 1000 gewalttätige Demonstranten in Schach zu halten. In Harbin, einer Stadt mit 4 Millionen Einwohnern, wird der Fluss, aus dem die Stadt ihr Trinkwasser bezieht, durch einen Chemieunfall verseucht, was massive Proteste auslöst. In der Provinz Hunan löst die Selbstverbrennung eines Bauern, der von Bauträgern von seinem Land vertrieben worden ist, heftige Proteste aus, die sich schnell von einer Stadt zur anderen verbreiten. In der Inneren Mongolei fährt ein Han-Chinese mit seinem Lastwagen einen einheimischen Hirten tot und begeht Fahrerflucht, was tagelange ethnische Unruhen auslöst. Unruhen in der Provinz Xinjiang geraten dermaßen außer Kontrolle, dass der Staat für ein Gebiet von der dreifachen Größe Kaliforniens die Internetnutzung sperrt. In einer chinesischen Küstenstadt stoßen Sicherheitskräfte, die eine Protestveranstaltung von Wanderarbeitern auflösen sollen, eine schwangere Frau zu Boden. Die Nachricht gelangt ins Internet und löst einen Massenaufstand aus. Tausende von Demonstranten greifen Regierungsgebäude an und setzen Polizeifahrzeuge in Brand. Die Unruhen können nur durch paramilitärische Kräfte in gepanzerten Truppentransportern niedergeschlagen werden.


  Trotzdem steht China nicht am Rande des Chaos. Seine Sicherheitskräfte sind die weltbesten im Kontrollieren großer Unruhen, und die Proteste sind noch nicht von irgendeiner kohärenten Opposition koordiniert, die gegen die Herrschaft der Kommunistischen Partei gerichtet wäre. Auch ist das Internet in China keineswegs eine tickende Zeitbombe. Die Beratungsfirma McKinsey & Company sagt zwar voraus, dass bis 2015 750 Millionen Chinesen online sein werden, doch die chinesischen Sicherheitsbeamten können zwar nicht alle E-Mails und Kurznachrichten lesen, aber sie können die chinesische Blogosphäre überwachen, wo unzensierte Gedanken ihr größtes potentielles Publikum finden.34 Die meisten Demonstrationen sind immer noch gegen lokale Funktionäre und lokale Missstände gerichtet. Nach drei Jahrzehnten mit zweistelligen Wachstumsraten und dank guten wirtschaftlichen Aussichten in den Städten genießt die chinesische Führung einen gewissen Vertrauensvorschuss bei der Bevölkerung. Im Gegensatz zum Nahen Osten, wo religiöse, ethnische und stammesspezifische Differenzen zu gespaltenen Loyalitäten in den Streitkräften führen, werden sich die von Han-Chinesen dominierte Volksbefreiungsarmee und die Sicherheitspolizei nie auf die Seite von Minderheiten und gegen das Regime stellen. All diese Faktoren verstärken die innere Stabilität Chinas. Deshalb ist es unwahrscheinlich, dass die schwelenden Spannungen eine Revolution auslösen, aber sie wirken sich unvermeidlich auf die wirtschaftliche Entwicklung aus. Im ganzen Land finden tiefgreifende Veränderungen statt, und ihr potentieller Effekt auf das Wachstum könnte massiv sein, wenn bei einem künftigen Konjunktureinbruch zu viele Arbeiter auf einmal auf der Straße landen.


  Auch demographisch wird China auf eine harte Probe gestellt werden. Seine Bevölkerung wird älter, weil es durch die Ein-Kind-Politik und andere Faktoren immer weniger junge Leute gibt, um die Ruheständler zu ernähren. Bis 2030 werden fast 180 Millionen Chinesen das 60. Lebensjahr überschritten haben, und es wird mit beispiellosen Kosten verbunden sein, ein soziales Sicherheitsnetz zu erweitern und zu verstärken, das Hunderten Millionen nicht versicherter Menschen Renten und Gesundheitsfürsorge bieten soll. Viele junge Leute sind sich des Problems bewusst und sparen schon jetzt, um ihre Eltern zu unterstützen und schließlich auch ihren eigenen Ruhestand zu finanzieren. Dieser Trend wird es dem Staat sehr schwer machen, den chinesischen Binnenkonsum anzuheizen, und er wird dafür sorgen, dass viele junge Paare auch wieder nur ein Kind bekommen, was das demographische Problem zusätzlich verschärfen wird.


  Da ein Großteil des chinesischen Wachstums noch immer von Investitionen in die Infrastruktur und anderen staatlich geführten Projekten abhängig ist, könnten sich deren Auswirkungen auf die ohnehin schon überlastete Umwelt als Schock für das System erweisen. Bodenverschlechterung, Luftverschmutzung und Wasserverknappungen sind dringliche und wachsende Probleme. Die Fähigkeit des Landes, mit Umweltzerstörungen fertigzuwerden, ist größer als in den meisten anderen Schwellenländern, von der entwickelten Welt ganz zu schweigen. Trotzdem wächst die Wahrscheinlichkeit, dass es durch irgendeine ökologische Katastrophe gefährlich destabilisiert wird. Allein das Wasserproblem wird die Politiker noch auf Jahre hinaus beschäftigen. Während steigende Preise und höhere Lohnforderungen Chinas Wettbewerbsfähigkeit bei der Produktion von Billigwaren beeinträchtigen, ist es zweifelhaft, ob die chinesische Volkswirtschaft den nächsten Entwicklungsschritt schafft. Zusätzliche Staatsausgaben für Forschung und Entwicklung werden eine Hilfe sein, aber ohne ein soziales, bildungsmäßiges und politisches System, das Innovation, Unternehmertum und unabhängiges Denken fördert, wird sich der Wandel nur langsam vollziehen. Das ist der Grund, warum die meisten Fortschritte in neuen Bereichen wie Biogenetik, Nanotechnologie und sogar alternativer Energie vermutlich nicht aus China kommen werden.


  Selbst wenn China bei der inneren Reform unerwartete Fortschritte macht, wird es feststellen, dass die internationalen Bedingungen für seine Expansion nicht mehr so günstig sind. Die höheren Preise für das Öl, das Gas, die Metalle und die Minerale, die es für seine Wirtschaft braucht, werden sich negativ auf sein Wachstum auswirken. Auch wird die Entwicklung all der anderen Schwellenländer die Preise für Nahrungsmittel und andere Verbrauchsgüter weiter in die Höhe treiben. Dies wird das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Regierung erschüttern, die wichtigste Grundlage von Chinas grundlegender sozialer Stabilität. Außerdem ziehen die staatlich unterstützten Unternehmen China, insbesondere in der Dritten Welt, in das politische und wirtschaftliche Leben anderer Länder mit hinein, weil seine Unternehmen mit der Gegenreaktion einheimischer Firmen und Arbeiter konfrontiert werden können, die auch viele Firmen anderer Länder trifft, wenn sie fern der Heimat arbeiten. Da Peking sehr direkt am Erfolg dieser Unternehmen beteiligt ist, wird es in Konflikte hineingezogen werden, wie es sie nie zuvor bewältigen musste. Dabei wird sich seine Führung womöglich nicht einig sein, wie sie auf einen plötzlichen Ausbruch organisierten Protests reagieren soll, genau wie sie im Vorfeld der brutalen Intervention auf dem Tiananmen-Platz uneinig war – in einer Zeit, als es noch keine modernen Kommunikationsmittel gab, die die Koordination politischen Protests enorm erleichtert hätten.


  Aus all diesen Gründen ist China diejenige Großmacht, deren Entwicklung in einer G-Null-Welt am wenigsten vorhersehbar ist. Indien, Brasilien und die Türkei können die nächsten 10 Jahre im Prinzip nach dem gleichen Rezept weiterwachsen, wie sie in den letzten 10 Jahren gewachsen sind. Die Vereinigten Staaten, Europa, und Japan werden in Wirtschaftssysteme neu investieren, die eine lange Erfolgsgeschichte haben. China dagegen muss ungeheuer komplexe und ehrgeizige Reformen durchführen, um zu einer modernen Mittelmacht zu werden. Sein Aufstieg ist instabil, unausgewogen, unkoordiniert und nicht nachhaltig, und die Führung der Kommunistischen Partei ist sich keineswegs sicher, ob sie die Fähigkeit besitzen wird, das Land durch das nächste Stadium seiner Entwicklung zu führen.


  Heute bringen die G20 und andere internationale Institutionen nur noch dann positive Resultate hervor, wenn eine arbeitsfähige Mehrheit der mächtigsten Staaten der Welt im selben historischen Moment durch dasselbe Problem bedroht ist. In nicht allzu ferner Zukunft werden Amerika, Europa und China alle ein internationales System brauchen, das ihre kollektive Stabilität verstärkt. Bis dahin werden sie alle durch die G-Null so viel Schaden erlitten haben, dass die Nachfrage nach etwas Neuem entsteht.


  Wie könnte dieses Neue aussehen? Diese Frage wird im nächsten Kapitel behandelt.


  5 WAS KOMMT ALS NÄCHSTES?


  
    Wenn du durch die Hölle gehst,


    bleib nicht stehen.


    Winston Churchill

  


  Die G-Null ist nicht die neue Normalität, weil sie nicht aufrechterhalten werden kann. Aber genau wie der Zweite Weltkrieg nötig war, damit die Vereinigten Staaten zur Supermacht aufstiegen und das Bretton-Woods-System geschaffen wurde, so bedarf es wahrscheinlich einer weiteren Katastrophe oder wenigstens der glaubwürdigen Drohung, dass eine Katastrophe unmittelbar bevorsteht, damit eine neue internationale Ordnung geboren wird. Aristoteles vertrat die Ansicht, dass die Materie immer bestrebt ist, ein Vakuum zu füllen, und in der internationalen Politik werden diejenigen, die die Mittel haben, um Veränderungen herbeizuführen, letztlich aus Eigeninteresse die Kosten, Opfer und Risiken auf sich nehmen, die notwendig sind, um das G-Null-Vakuum mit etwas anderem zu füllen.


  Staaten nehmen Kosten und Risiken erst dann auf sich, wenn sie glauben, dass sie keine andere Wahl haben – und wenn sie überzeugt davon sind, dass kein anderer Staat es für sie tut. Um ihre politische Position im eigenen Land zu schützen, werden die Führer etablierter Mächte handeln, um zu verhindern, dass die Sicherheit, der Reichtum und die Privilegien ihres Landes nicht durch internationale Probleme gefährdet werden. Auch die politischen Eliten der Schwellenländer werden zu verhindern suchen, dass die weitere Entwicklung ihrer Länder durch schwere Krisen aufgehalten wird. Wenn die G-Null Chaos verursacht, müssen die Entscheidungsträger in beiden Kategorien von Ländern neue Systeme, Bündnisse und globale Institutionen aufbauen. Sie werden zusammenarbeiten oder getrennt handeln. Sie werden sich an bestehende internationale Institutionen anpassen oder neue aufbauen. Auf jeden Fall ist die G-Null nicht die neue Weltordnung. Sie ist eine Übergangsperiode, die durch etwas anderes ersetzt wird.


  Wir können nicht wissen, ob die G-Null fünf oder 15 Jahre dauern wird, aber wir wissen, dass sie wie der Brutkasten für eine Katastrophe wirkt, solange sie existiert. Wir wissen auch nicht, wie diese Katastrophe aussehen wird. Vielleicht kommt es zu einem Zusammenbruch der europäischen Finanzmärkte, der eine viel größere Bankenkrise auslöst als die des Jahres 2008, und die zerstrittenen Politiker versäumen es, schnell genug zu handeln, um die negativen Auswirkungen zu begrenzen. Oder eine Grippe-Epidemie in Asien breitet sich auf der ganzen Erde aus, weil die Regierungen der zunächst betroffenen Staaten auf Geheimhaltung setzen, um sich selbst zu schützen, und nicht auf die Transparenz, die für eine wirksame internationale Reaktion notwendig wäre. Oder die Implosion Nordkoreas löst einen gewaltigen Flüchtlingsstrom aus, der sich über die Grenzen des Landes ergießt, feindliche Nachbarn in höchste Alarmbereitschaft versetzt und eine Debatte auslöst, wer für den Wiederaufbau des zusammengebrochenen Landes zahlen soll, während gleichzeitig ein Wettlauf um die Sicherung seines Atomwaffenmaterials einsetzt. Oder ein spektakulärer Angriff von Terroristen in Indien führt zu einem Krieg mit dem nuklear bewaffneten Pakistan. Oder Wetterveränderungen, die mit der Klimaerwärmung in Zusammenhang stehen, verursachen schwere Dürren an einigen Orten und Überschwemmungen an anderen. Dies löst eine Lebensmittelversorgungskrise aus, die im Nahen Osten, in Asien und in Afrika zum Sturz zahlreicher Regierungen führt. Oder irgendeine Kombination dieser Faktoren treibt die Energiekosten in ungeahnte Höhen, und die führenden Energieimporteure der Welt werden ins Chaos gestürzt.


  Dieses Kapitel handelt jedoch nicht von den Krisen, die die Staatenwelt zum gemeinsamen Handeln zwingen könnten. Es handelt davon, was nach der G-Null kommt und wer die Führung übernehmen wird. Um vorauszusagen, wie die neue internationale Ordnung aussehen wird, müssen wir insbesondere zwei Fragen beantworten: Erstens: Werden die Vereinigten Staaten und China als Partner oder als Feinde handeln? Keine politische und keine geschäftliche Beziehung ist für Frieden und Wohlstand im 21. Jahrhundert wichtiger. Zweitens: Werden andere Länder die Stärke besitzen, in der internationalen Ordnung eine wichtige, unabhängige Rolle zu spielen?


  Einige der Chancen und Probleme, von denen die amerikanisch-chinesischen Beziehungen in Zukunft geprägt sein werden, hängen von der inneren Entwicklung beider Länder ab. Eine Konfrontation wird wahrscheinlicher, wenn entweder China oder die USA oder beide Länder einen schweren wirtschaftlichen Rückschlag erleiden und ihre Führer ausländische Sündenböcke brauchen. In China hat die Führung die wirklich komplizierte Aufgabe, Reformen durchzuführen, die die Wirtschaft auf Hochtouren halten, während sie gleichzeitig mit den Bedrohungen fertig werden muss, die all diese Veränderungen für die innere Ordnung des Landes bedeuten. Wenn der Parteienstreit in Washington weiterhin die amerikanische Politik vergiftet und den Gesetzgeber daran hindert, die fiskalische Gesundheit des Landes wiederherzustellen, könnte die amerikanische Empörung über das Ungleichgewicht in den amerikanisch-chinesischen Handelsbeziehungen einen gefährlichen Höhepunkt erreichen. Im Jahr 2012 wird der Generationswechsel in der chinesischen Führung durch die Wahl eines neuen Präsidenten und des neuen Politbüros eingeleitet. Im November desselben Jahres finden in den USA Präsidentschafts- und Kongresswahlen statt. All diese neuen Abgeordneten und Entscheidungsträger werden die Beziehung zwischen den beiden Ländern positiv oder negativ verändern.


  Weitere Faktoren werden durch die direkte Interaktion zwischen den beiden Ländern bestimmt. Wenn amerikanische Unternehmen auch weiterhin hohe Gewinne in China machen, haben sie ein Interesse an einer erfolgreichen Entwicklung Chinas und an stabilen amerikanisch-chinesischen Beziehungen. Sie hätten dann gute Gründe, im Weißen Haus und im Kongress für die Vermeidung unnötiger Konfrontationen Lobbyarbeit zu machen. Wenn dagegen chinesische Unternehmen ihren wachsenden Einfluss in der chinesischen Bürokratie nutzen, um neue Regeln und Vorschriften durchzusetzen, die den Wettbewerb zu ihren Gunsten manipulieren, werden die amerikanischen Unternehmen die Regierungen beider Länder wahrscheinlich in einen aggressiven wirtschaftlichen Wettbewerb hineintreiben. Wenn China eine weitere Aufwertung seiner Währung gegenüber dem Dollar zulässt, wird dies vielleicht zu einer gesunden Rebalancierung der amerikanisch-chinesischen Handelsbeziehungen führen, und in Washington würde der Druck sinken, Gesetze zur Bestrafung der chinesischen Wirtschaftspolitik zu erlassen. Ein großer Cyberangriff der einen Seite gegen die andere, oder vielleicht sogar nur der Anschein eines solchen, könnte dagegen eine verantwortungslose politische Reaktion auslösen. Wenn es zu einem scharfen Anstieg der Ölpreise käme, hätten amerikanische und chinesische Politiker wiederum ein starkes gemeinsames Interesse, die negativen Auswirkungen in Grenzen zu halten. Dagegen könnte ein Putsch in Nordkorea oder ein Streit über den Iran eine Sicherheitskrise auslösen, bei der sich die beiden Staaten in verschiedenen Lagern wiederfinden.


  Ein G1-Szenario, in dem die Vereinigten Staaten die Weltordnung mit einem auch nur annähernd vergleichbaren Übergewicht wie nach dem Zweiten Weltkrieg dominieren, ist extrem unwahrscheinlich. In diesem Fall müsste China in einem Chaos versinken, das in den Vereinigten Staaten zu spüren wäre. Instabilität in China würde an der Wall Street Kopfschmerzen verursachen, und weil die chinesische Nachfrage für die Weltwirtschaft so wichtig ist, wäre ein Zusammenbruch der chinesischen Wirtschaft auf der ganzen Welt zu spüren. Angesichts der Verbindungen zwischen der europäischen und der amerikanischen Volkswirtschaft und der Interdependenzen, die es in der Weltwirtschaft nach wie vor gibt, wäre es für Amerika auch dann schwierig, stark zu bleiben, wenn Europa schwach wäre. Die Kombination von Bedingungen, die für eine Wiederkehr von 1945 nötig wären, ist mehr, als die amerikanische Volkswirtschaft heute bewältigen könnte. Das bringt uns zu der zweiten Frage, die aller Wahrscheinlichkeit nach die Gestalt der Post-G-Null-Welt bestimmen wird: Wie stark werden die anderen Staaten sein? Wird die globale Führung unter mehreren etablierten Mächten und Schwellenländern breiter aufgeteilt? Können Drehpunktstaaten auch weiterhin mit verschiedenen Partnern zusammenarbeiten, oder werden sich viele von ihnen mehr wie Satelliten verhalten?


  Wenn die Volkswirtschaften im Zentrum und an der Peripherie der Europäischen Union ihre Politik gut aufeinander abstimmen und die Eurozone wieder stabilisieren können, wird die EU auch weiterhin eine Macht bleiben, mit der man rechnen muss. Wenn es Japan gelingt, wieder ein robustes Wirtschaftswachstum zu erzeugen und ein politisches System zu etablieren, das langfristig das Vertrauen seiner Bevölkerung genießt, kann es wieder eine wichtige Weltmacht werden. Wenn Indien seine Wirtschaft weiter liberalisiert, eine Explosion der Lebensmittelpreise vermeidet und die wachsende Landflucht gut bewältigt, kann es eine viel bedeutendere internationale Rolle spielen. Wenn die Türkei eine zerstörerische interne Auseinandersetzung vermeiden kann, in der die herrschende Partei mit ihrem Streben nach einer Liberalisierung des religiösen Ausdrucks gegen die Säkularisten in der Geschäftswelt, den Medien und der militärischen Elite stehen würde, und wenn die Wirtschaftsreformen auch weiterhin ganz oben auf der Tagesordnung stehen, dann kann das Land seiner Rolle als wichtigster Vermittler in der Region weiter gerecht werden. In Saudi-Arabien wird die Macht von der gegenwärtigen Führungsgeneration schon bald auf die nächste übergehen. Wenn die neue Königsfamilie das Land so reformieren kann, dass ein langfristig lebensfähiges System entsteht, oder wenn der Reformdruck dank steigender Öleinnahmen und erhöhter Staatsausgaben im Zaum gehalten werden kann, können die Saudis ihre Führung im Golfkooperationsrat nutzen, um ihre Dominanz in der Region zu verstärken. Wenn Brasilien die Inflation unter Kontrolle hält, die Kluft zwischen Arm und Reich weiter verkleinert und die Erschließung seines natürlichen Reichtums klug managt, wird es seine Position als einflussreichster Staat Lateinamerikas festigen.


  Indem man in einem Diagramm die amerikanisch-chinesischen Beziehungen auf eine Achse und die relative Stärke der anderen Länder auf die andere legt, kann man die vier wahrscheinlichsten Post-G-Null-Szenarios graphisch darstellen (siehe S. 160).


  Nach diesem Diagramm gibt es vier verschiedene Alternativen: Wenn die USA und China durch die von der G-Null ausgelöste Krise näher zusammenrücken und wenn sie bei weitem die mächtigsten Staaten der Welt sind, wird sich wahrscheinlich ein internationales System etablieren, in dem China und die USA davon profitieren, dass sie sich die Lasten teilen. Wir können dieses Szenario als G2 bezeichnen. Wenn jedoch China und die Vereinigten Staaten generell zusammenarbeiten, aber sich die Führung mit anderen starken Staaten teilen, bekommen wir vermutlich ein Konzert der Nationen und echte Kooperation in einer G20-artigen Organisation.
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  Wenn die USA und China dagegen aus der G-Null-Krise viel stärker hervorgehen als alle anderen Staaten, sich aber nach der Krise viel feindseliger gegenüberstehen als zuvor, werden wir wahrscheinlich einen Kalten Krieg 2.0 erleben. In diesem System zwingt die Rivalität zwischen zwei Großmächten die anderen Staaten, sich für eine von beiden zu entscheiden oder darum zu kämpfen, nicht unter die Vorherrschaft einer der beiden Mächte zu kommen. Wenn dagegen Washington und Peking in einer Welt mit mehreren anderen starken Staaten verfeindet sein sollten, wird die Macht zersplittert, und wir bekommen eine Welt der Regionen, was die internationalen Entscheidungsprozesse betrifft. Alle Szenarios stehen natürlich für Extreme, und die Zukunft wird wahrscheinlich eine Kombination von wenigstens zwei der Szenarios bringen.


  Auf dieser Grundlage ergeben sich die auf S. 161 dargelegten grundlegenden Möglichkeiten. Sie werden auf den folgenden Seiten detailliert behandelt.
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  G2: Partnerschaft zwischen den USA und China


  Im Lauf des letzten Jahrzehnts wurde in Amerika immer wieder die Forderung erhoben, dass die Vereinigten Staaten die Lasten der Führung mit anderen Staaten teilen sollten, und China wurde als möglicher Partner in Betracht gezogen. Im September 2005 hielt Robert Zoellick, der damalige Stellvertretende Außenminister der USA, eine Rede vor dem National Committee on United States China Relations und rief Peking dazu auf, in der internationalen Politik als »verantwortungsbewusster Stakeholder« zu agieren. China habe sich durch sein Wachstum einen eigenen Anteil an Frieden und Stabilität der Welt erworben, und Washington begrüße jedes Angebot von Peking, mehr in das von den Amerikanern gestaltete internationale System zu investieren. Zoellick sagte außerdem, dass die Vereinigten Staaten den friedlichen Aufstieg Chinas begrüßten und beide Länder zusammenarbeiten könnten, um Lösungen für die schwierigsten Weltprobleme zu finden.


  Der amerikanische Wirtschaftswissenschaftler C. Fred Bergsten popularisierte als erster den Begriff »G2« als Bezeichnung für eine strategische Partnerschaft zwischen China und den Vereinigten Staaten, die den dringend nötigen Wandel in der internationalen Politik herbeiführen könnte. In seinem 2005 erschienenen Buch The United States and the World Economy vertrat er die Ansicht, dass ohne die Zusammenarbeit zwischen Washington und Peking keines der wichtigsten Weltprobleme wirksam bekämpft werden könne. Bergsten ist der festen Überzeugung, dass eine G2 der Wichtigkeit von Institutionen, die für die Bedürfnisse und Ziele anderer Länder stehen oder als Kreditgeber letzter Instanz agieren, keinen Abbruch täte.1 Die USA und China sind die führende etablierte Macht und das führende Schwellenland. Sie sind die beiden größten Volkswirtschaften der Welt und die beiden größten Handelsnationen. China ist der größte Gläubigerstaat der Welt, und die USA sind zu ihrem größten Schuldnerstaat geworden. Die Vereinigten Staaten und China sind auch die größten Umweltverschmutzer. Es gibt keinen Weg, die Weltwirtschaft wieder ins Gleichgewicht zu bringen, den Welthandelsgesprächen wieder Leben einzuhauchen, den Klimawandel zu bekämpfen und andere transnationale Probleme zu lösen, wenn es keine koordinierte und auf Lastenteilung angelegte Führung der USA und Chinas gibt.


  Der Historiker Niall Ferguson und der Wirtschaftswissenschaftler Moritz Schularick prägten den Ausdruck »Chimerica«, um die offenbar symbiotische wirtschaftliche Beziehung zu bezeichnen, die sich zwischen den beiden Ländern gebildet hatte und der ganzen Weltwirtschaft Auftrieb gab.2 Sie stellten fest, dass durch die gegenseitige Abhängigkeit Chinas und der Vereinigten Staaten ein einziger Wirtschaftsmotor entstanden war, der sich auf 13 Prozent der Erdoberfläche erstreckte, ein Viertel der Weltbevölkerung und ein Drittel der Weltwirtschaftsleistung umfasste und zwischen 1998 und 2007 40 Prozent des weltweiten Wachstums bestritt.[10]


  Eine amerikanisch-chinesische Partnerschaft muss nicht institutionalisiert werden. Der frühere amerikanische Nationale Sicherheitsberater Zbigniew Brzezinski schlug eine »informelle« G2 vor, eine »umfassende Partnerschaft«, die auf der komplexen Interdependenz der beiden Länder beruhen würde, und eine koordinierte Führung bei Sicherheitsproblemen, die von den Atomprogrammen des Irans und Nordkoreas bis zu den Beziehungen zwischen Indern und Pakistanern oder zwischen Israelis und Palästinensern reichen würde. Brzezinski meint, seine Vision einer G2 sei eine »Aufgabe, die der beiden Länder würdig ist, die ein höchst außergewöhnliches Potenzial haben, unsere gemeinsame Zukunft zu gestalten.«3


  Chinas Führung hat klargemacht, dass das Land für eine solche Rolle noch nicht bereit ist und in näherer Zukunft auch nicht bereit sein wird.4 Was aber würde es Washington und Peking kosten, eine solche Post-G-Null-Partnerschaft zu bilden, wenn sich dies in den kommenden Jahren ändern sollte? Zunächst einmal müsste China zu dem Schluss kommen, dass es sich leisten kann, sich wie ein entwickeltes Land zu verhalten. Dabei geht es nicht nur darum, dass es die größte Volkswirtschaft der Welt wird. Chinas Führung und seine Bevölkerung müssten die Zusammenarbeit mit Washington als einen kosteneffektiven Weg zur Stärkung eines globalen Systems betrachten, das zu Chinas Vorteil funktioniert. Es würde bedeuten, eine breite, prosperierende und selbstbewusste Mittelschicht aufzubauen, die in der chinesischen Politik eine stärkere Kraft werden kann. China müsste zu einem wirklichen Stakeholder werden, und das nicht, weil das in Washington jemand gut findet, sondern weil eine kritische Masse hoher chinesischer Regierungsvertreter zu der Einsicht kommt, dass eine G2 im chinesischen Interesse liegt. Eine solche Entwicklung würde nicht bedeuten, dass China auf Amerika zugehen müsste, sondern würde einem gemeinsamen Interesse entspringen.


  Außerdem muss China eine Wirtschaftselite entwickeln, die Wert auf Rechtsstaatlichkeit und den Schutz geistigen Eigentums legt – und zwar gleichermaßen bei Chinesen wie bei ausländischen Staatsbürgern, Unternehmen und Investoren. Nur dann könnten Chinas herrschende Institutionen im eigenen Land eine Legitimität erlangen, die mehr wäre als die bloße Herrschaft der Partei über Polizei und Militär. Auch diese Veränderung darf sich nicht auf äußeren Druck vollziehen, sondern weil die chinesischen Regierungsvertreter zu der Einsicht kommen, dass sie der langfristigen Stärke Chinas dient. Legitimität im eigenen Land ist für eine internationale Führungsrolle unerlässlich.


  Auch wird China in seiner Volkswirtschaft ein nachhaltiges Gleichgewicht herstellen müssen, bei dem sich sein Wachstum nicht mehr wie heute primär aus seiner starken Exportabhängigkeit speist, sondern aus stärkerem Verbrauch im eigenen Land. Dabei darf es sich jedoch nicht so stark von den westlichen Verbrauchern »abkoppeln«, dass es sich von den anderen großen Volkswirtschaften der Welt isolieren würde. Außerdem werden im Lauf der Zeit die meisten Staatsunternehmen ihren Nutzen verlieren. Wie schon bei anderen sterbenden Institutionen werden diejenigen, die von diesen Unternehmen profitieren, um ihre Erhaltung kämpfen, und Regierungsvertreter werden in Versuchung geraten, die Lebenszeit dieser Institutionen künstlich zu verlängern. Schöpferische Zerstörung kann entweder eine mächtige Quelle von Wohlstand sein oder furchterregende Wirren verursachen, aber China kann seine wirtschaftlichen Gewinne nur weiter vergrößern, wenn es seine überflüssigen Staatsunternehmen ihres natürlichen Todes sterben lässt, damit dynamischere Unternehmen ihren Platz einnehmen. Das ist die Lehre aus dem Schicksal der anpassungsfähigen Tierarten und der Dinosaurier, und sie trifft letztlich genauso sicher auf China wie auf Amerika und Europa zu.


  Während China seine militärische Macht in den kommenden Jahren insbesondere in Ost- und Südasien vergrößern wird, hängt eine G2 auf absehbare Zeit davon ab, dass es bereit ist, die Sorge für die meisten öffentlichen Güter außerhalb Asiens der amerikanischen Militärmacht zu überlassen. Rüstungswettläufe und der Kampf um Einflusssphären entwickeln manchmal ein gefährliches Eigenleben, und damit Peking seine Volkswirtschaft in ein neues Gleichgewicht bringen und ein stabiles soziales Netz für seine alternde Bevölkerung aufbauen kann, dürfen die chinesischen Entscheidungsträger nicht mehr als nötig für den Ausbau der chinesischen Militärmacht ausgeben.


  Die zweite Voraussetzung für das Zustandekommen einer G2-Ordnung besteht darin, dass die amerikanische Volkswirtschaft wieder so an Stärke gewinnt, dass der amerikanischen Steuerzahler bereit ist, wieder mehr in eine expansivere Außenpolitik zu investieren. Die amerikanischen Entscheidungsträger werden die gegenwärtige Lähmung durch den Parteienstreit überwinden und eine politische Kultur entwickeln müssen, die weder in der amerikanischen Öffentlichkeit noch in der amerikanischen Politik Feindseligkeit gegenüber Peking hervorbringt.


  Die Wahrscheinlichkeit, dass sich eine G2 bildet, ist auch dann größer, wenn durch die G-Null eine Krise entsteht, in der zwischen den USA und China weitgehende Interessengleichheit herrscht. Wenn aufgrund wirtschaftlicher oder politischer Faktoren der Ölpreis explodiert, werden die beiden größten Energieverbraucher der Welt ein klares und zwingendes Interesse daran haben, entweder gemeinsam das Problem zu lösen, welches die Preise in die Höhe trieb, oder bei der Entwicklung von alternativen Energieträgern zusammenzuarbeiten. Auch wenn beide Länder Opfer großer erfolgreicher Cyberangriffe durch Anarchisten oder irgendeine andere Gruppe werden sollten, die keine Verbindung zum jeweils anderen Land hat, könnten sie gemeinsam an einem wirksamen Schutz gegen solche Angriffe arbeiten. Auch im Fall eines offenen Konflikts zwischen Indien und Pakistan könnten Washington und Peking gemeinsam eine Versöhnung vermitteln, damit es nicht zu einem atomaren Schlagabtausch käme. Wenn Nordkorea zusammenbrechen würde, hätten die beiden Mächte je nach Entwicklung der Ereignisse womöglich ebenfalls ein gemeinsames Interesse, für eine Sicherung der nordkoreanischen Atomwaffen zu sorgen. Sollten mehrere dieser Ereignisse eintreten, würde die Partnerschaft in Sicherheitsfragen vielleicht sogar zur Gewohnheit werden.


  Schließlich wäre eine G2-Welt dadurch gekennzeichnet, dass kein anderer Staat politisch und wirtschaftlich so stark wäre, dass er mit China oder den USA konkurrieren könnte. In diesem Szenario gelänge es den europäischen Staaten nicht, ihre Politik zu harmonisieren, und die Europäische Union wäre innerlich gespalten oder würde sich in einer weniger dynamischen Zukunft durchmogeln. Auch Japan bliebe politisch gelähmt und wäre nicht in der Lage, seine Wirtschaft wirklich effektiv wiederzubeleben. Wegen eines internationalen Zusammenbruchs der Märkte oder jeweils landesspezifischer Gründe gelänge es auch den Schwellenländern wie Indien, Brasilien und der Türkei ganz einfach nicht, so weit über die Schwelle zu kommen, dass sie in ihrer eigenen Region eine wirklich unabhängige Rolle spielen könnten. Dies wäre eine Welt, in der die chinesisch-amerikanische Führung unverzichtbar wäre.


  Viele Faktoren, die oft als Hindernisse für eine amerikanisch-chinesische Zusammenarbeit betrachtet werden, würden dieser wahrscheinlich langfristig nicht wirklich im Wege stehen. Zum Beispiel kritisieren Regierungsvertreter in Washington (und mehreren anderen Hauptstädten) die chinesische Währungspolitik. Sie erheben den Vorwurf, dass China den Yuan im Verhältnis zum Dollar (und anderen Währungen) künstlich niedrig halte und sich dadurch im Handel einen unfairen Wettbewerbsvorteil verschaffe. Zwischen Juli 2005 und Juli 2011 jedoch ist der Yuan im Vergleich zum Dollar um fast 30 Prozent im Wert gestiegen.5 Wenn China daran arbeitet, seine Exportabhängigkeit zu reduzieren und mehr Wohlstand auf die chinesischen Verbraucher zu verlagern, werden die chinesischen Regierungsvertreter vermutlich zulassen, dass der Yuan langsam weiter steigt, aber nicht, weil dies im Ausland verlangt wird, sondern weil es nach Ansicht der chinesischen Führung den chinesischen Interessen dient. Also wird dieses Problem die amerikanische und die chinesische Regierung nicht an einer Zusammenarbeit hindern, wenn beide Seiten sie für notwendig halten.


  In den letzten Jahren kommt es immer häufiger vor, dass amerikanische und chinesische Politiker einander über den Pazifik hinweg Beleidigungen an den Kopf werfen. Dies hat seine Ursache vor allem in dem bis heute andauernden Übergangsprozess in beiden Ländern. Ein besonders eindrückliches Beispiel für diesen Trend ist das Video »Chinese Professor«6 auf YouTube, ein aufwendig produzierter Werbespot der amerikanischen Interessengruppe Citizens Against Government Waste. Das Video spielt im Jahr »2030 n. Chr.« und zeigt einen chinesischen Professor in einem großen hochmodernen Hörsaal, der vor chinesischen Studenten eine Vorlesung über untergegangene Reiche aus der Vergangenheit hält. Der Clip endet damit, dass der Professor sagt: »Jetzt arbeiten sie [die Amerikaner] für uns!«, während seine Studenten herzhaft über die amerikanische Dummheit lachen. In »Fight the Debt Limit Extension«, einem noch primitiveren Spot von Mark Amodei, der in Nevada für das Repräsentantenhaus kandidierte, erklärt ein chinesischer Fernsehmoderator (in synchronisiertem Englisch mit Untertiteln in Mandarin), wie Präsident Obama die Vereinigten Staaten zu einem Vasallen Chinas machte. Nach einer kurzen Passage, in der sich Obama vor dem chinesischen Präsidenten Hu Jintao verbeugt, marschiert eine chinesische Truppeneinheit triumphierend durch Washington.7 Amodei gewann seinen Wahlkampf mit großem Vorsprung.


  Obwohl Chinas Medien und eher rangniedere Funktionäre der politisch inspirierten Paranoia durch provokative öffentliche Äußerungen manchmal noch zusätzlich Nahrung geben, sind solche Videoclips nicht gegen chinesische Autokraten, sondern gegen amerikanische Demokraten gerichtet. Sie sind Wahlkampf. Manche Politiker in den Vereinigten Staaten wollen zeigen, wie mutig sie sind, indem sie China angreifen. Oder sie wollen ihre politische Rechtgläubigkeit beweisen, indem sie die andere Partei der Kollaboration mit der Kommunistischen Partei Chinas beschuldigen. Das ist nichts Neues: Im Jahr 1989 verwendeten die Demokraten Fotos, die zeigten, wie der Nationale Sicherheitsberater Brent Scowcroft nur sechs Monate nach dem Massaker auf dem Tiananmen-Platz während eines geheimen diplomatischen Besuchs in Peking einen Toast auf chinesische Regierungsbeamte ausbrachte.8 Im Präsidentschaftswahlkampf von 1992 tadelte der Kandidat Bill Clinton Präsident George H. W. Bush, weil er sich mit den »Schlächtern von Peking« gemein gemacht habe. Dies hinderte Clinton freilich nicht daran, den Chinesen, als er Präsident war, eine permanente Normalisierung der Handelsbeziehungen anzubieten.9 Und es hinderte Chinas Führung nicht daran, Clintons ausgestreckte Hand zu ergreifen.


  Ganz ähnlich versuchen chinesische Politiker im Hinblick auf den Machtwechsel von 2012, bei den chinesischen Hardlinern ihren Ruf als unnachgiebige Vertreter nationaler Interessen aufzupolieren. Doch ihre öffentlichen Verlautbarungen halten den Strom von amerikanischen Firmen nicht auf, die auf der Suche nach langfristigen Gewinnen nach China kommen. Auch werden sie einflussreiche chinesische Regierungsvertreter nicht davon abhalten, weiterhin von US-amerikanischen oder anderen ausländischen Investitionen zu profitieren, und chinesische Exporteure werden auch weiterhin ihre Regierung drängen, die Beziehungen mit Washington so freundlich zu gestalten, dass die amerikanischen Märkte offen bleiben.


  Und doch ist es unwahrscheinlich, dass sich eine G2 entwickelt. Zunächst einmal will China, wie oben erwähnt, heute noch nicht zu einer G2 gehören, und es wird vielleicht auch in Zukunft nicht das notwendige Selbstvertrauen dafür haben. In den letzten Jahren hat es auf die Aufforderung, mehr Lasten zu übernehmen, mit zwei deutlichen Warnungen reagiert: Es besteht darauf, dass es trotz drei Jahrzehnten ununterbrochenen Wachstums immer noch ein Entwicklungsland sei – mit all den spezifischen Bedürfnissen und Verwundbarkeiten, die dieser Status mit sich bringe. Und dass die nächsten, komplizierten und gefährlichen Stadien der Entwicklung die chinesische Führung im eigenen Land vor so viele langfristige Herausforderungen stellen werde, dass sie keine neuen globalen Aufgaben übernehmen könne. Zweitens machte das Land klar, dass es ihm nicht recht ist, wenn Washington versucht, die chinesischen »Aufgaben« in der internationalen Politik zu definieren. In den letzten Jahren haben viele Beobachter die Bildung einer G2 gefordert, aber es ist nicht ein Chinese darunter. Daran wird sich vermutlich auch in der volatilen G-Null-Ära nichts ändern.


  Außerdem ist es schwer, einen historischen Präzedenzfall für irgendeine dauerhafte, mehrdimensionale Partnerschaft zwischen den zwei mächtigsten Staaten der Welt zu finden, insbesondere wenn sie sehr unterschiedliche politische und wirtschaftliche Systeme haben. Wenn China nicht aus irgendeinem Grund fundamentale politische Reformen durchführt und die staatliche Dominanz der Märkte aufgibt, wird kein mit der G-Null in Zusammenhang stehendes Ereignis und kein damit verbundener Trend zu einer langfristigen Interessengleichheit beider Mächte führen. Und falls die Reformen scheitern sollten, wird die chinesische Bevölkerung natürlich einen Sündenbock finden. Eine solche Entwicklung würde die Aufrechterhaltung einer G2 stark erschweren, gleichgültig, ob der Sündenbock in Peking oder im Ausland sitzt.


  Außerdem hätte das G2-Szenario die Voraussetzung, dass sowohl die Vereinigten Staaten als auch China mit gestärktem Selbstvertrauen aus der G-Null hervorgehen. Dies ist besonders unwahrscheinlich angesichts der ehrgeizigen Reformpläne der chinesischen Führung und angesichts der großen Schwierigkeiten, die eine ohnehin schon verunsicherte amerikanische Mittelschicht mit der Rebalancierung der beiden Volkswirtschaften haben wird, die für sie einen enormen Kaufkraftverlust bedeutet. Auch wird es eine selbstbewusster gewordene chinesische Mittelschicht vielleicht nicht gerne sehen, wenn ihre Regierung enger mit Washington zusammenarbeitet. Es ist genauso wahrscheinlich, dass sich die nationalen Rivalitäten noch verschärfen und chinesische Regierungsvertreter den Argwohn der chinesischen Öffentlichkeit gegen Washington ausnutzen, um Pekings internationale Verhandlungsposition zu stärken oder um ihre Popularität zu steigern, indem sie sich durch patriotisch motivierten Trotz profilieren.


  Tatsächlich wird China angesichts der Frustration und Furcht, die die Rebalancierung der Volkswirtschaften in beiden Ländern auslösen wird, vielleicht mehr Gemeinsamkeiten mit einem Land wie Deutschland finden als mit den Vereinigten Staaten. Wie China ist Deutschland Kreditgeber und nicht Kreditnehmer. Unter den führenden Volkswirtschaften der Welt hat nur China eine positivere Handelsbilanz. Wenn China zum Beispiel versucht, seine einseitige Abhängigkeit vom Dollar zu reduzieren, könnte es mit Deutschland ein gemeinsames Interesse an der Stärkung des Euro – und allgemeiner der europäischen Institutionen – entwickeln. Deutschland wird in absehbarer Zukunft keine Supermacht werden. Seine Volkswirtschaft und seine Bevölkerung sind sehr viel kleiner als die der USA oder die Chinas. Und damit es noch einmal eine Militärmacht wird, müsste sich seine politische Kultur radikal verändern, und es würde sehr viel Zeit und Hunderte Milliarden Euro dafür brauchen. Auch würde die begrenzte internationale Verwendung der deutschen Sprache jeden Versuch behindern, seinen kulturellen Einfluss zu erweitern. Trotzdem ist sein wirtschaftliches und diplomatisches Gewicht insbesondere in Europa beträchtlich. Es ist potentiell einer der wichtigsten Drehpunktstaaten der Welt. Angesichts der starken und robusten Wirtschaft Europas könnte Deutschland so viel Gemeinsamkeiten mit China finden, dass es für China viel weniger dringlich wird, in einer Periode der globalen Rebalancierung eine Partnerschaft mit den USA einzugehen.


  Überdies sind G-Null-Krisen, die zu einer Annährung zwischen China und Amerika führen, nicht unbedingt wahrscheinlicher als solche, die die beiden Staaten auseinanderbringen. Ein radikaler Zusammenbruch Nordkoreas wird wahrscheinlich eher einen amerikanisch-chinesischen Konflikt als eine Kooperation zur Folge haben. Amerika würde vermutlich auf einer koreanischen Wiedervereinigung bestehen, obwohl das mit Kosten verbunden wäre, die kein einzelner Staat tragen könnte. Sie würden die der deutschen Wiedervereinigung weit übertreffen, denn die südkoreanische Wirtschaft ist weniger stark als die deutsche in den 1990er Jahren, und Nordkorea hat nicht einmal annähernd die Ressourcen, über die Ostdeutschland damals verfügte. Peking dagegen könnte für einen neuen nordkoreanischen Staat eintreten, der mit China verbündet wäre und sich nach chinesischem Vorbild schrittweise reformieren würde. Eine solche Meinungsverschiedenheit würde dazu führen, dass sich die Vereinigten Staaten Japan annähern und nicht China.


  Auch ist es nicht sicher, ob eine erneute Konfrontation zwischen Pakistan und Indien Washington und Peking tatsächlich zu einer engeren Zusammenarbeit bewegen würde. Je nachdem, wie der Konflikt beginnt und wie er sich entwickelt, könnte China vielleicht Partei für Pakistan ergreifen, um den Aufstieg Indiens aufzuhalten, und die Vereinigten Staaten könnten Indien unterstützen, um die chinesische Expansion in Asien einzudämmen, um potentiell lukrativere Handelsbeziehungen mit Indien aufzubauen, um die Beziehungen zu einem demokratischen Bruderstaat zu verbessern und um die Bedrohung durch den militanten Islam in Pakistan auszuschalten.


  Außerdem ist es schwer vorstellbar, dass China und Amerika als einzige Länder gestärkt aus der G-Null hervorgehen. Was immer in der Eurozone passieren wird, Deutschland, Frankreich und andere Staaten haben jahrzehntelang politisches Kapital in den Traum von einem einigen und freien Europa investiert. Ihre gut ausgebildeten Arbeitskräfte, ihre Tradition der Innovation und die Widerstandsfähigkeit ihrer Institutionen sind reichlich Grund für die Erwartung, dass Europa seine gegenwärtigen Probleme lösen kann. Japan hat viele Rückschläge erlitten, aber es ist immer noch die drittgrößte Volkswirtschaft der Welt. Auch gibt es keinen Grund zu der Annahme, dass das Wachstum in Indien, Brasilien, der Türkei und anderen Schwellenländern in einem Ausmaß nachlassen wird, dass sie ihren derzeit stetig wachsenden internationalen Einfluss wieder verlieren. Ihr Wachstum kann sich verlangsamen, aber nur eine echte globale Katastrophe könnte sie auf den Stand der 1970er Jahre zurückversetzen.


  Konzert der Nationen:

  Eine G20, die wirklich funktioniert


  Kann die G-Null selbst eine breitere internationale Kooperation erzwingen? Man stelle sich eine Welt vor, die Washington und Peking allein nicht dominieren können und in der schlichtweg offensichtlich ist, dass internationale Probleme nur unter Beteiligung anderer mächtiger Länder gelöst werden können. Das ist die Welt, in der wir heute schon leben, mit einem entscheidenden Unterschied: Ein Gefühl der Dringlichkeit bewirkt, dass etablierte Staaten und Schwellenländer zusammenarbeiten, Kompromisse schließen und sich die Risiken und Belastungen der Führerschaft teilen. Das wäre eine G20, die tatsächlich funktioniert.


  Dieses Szenario setzt eine Art »Konzert der Nationen« voraus, eine internationale Struktur ähnlich dem sogenannten Europäischen Konzert der Großmächte, das im 19. Jahrhundert Großbritannien, das Russische Reich, Österreich, Preußen und schließlich auch Frankreich in einer Partnerschaft vereinte, die nach der Französischen Revolution und dem Blutbad der Napoleonischen Kriege die Ordnung in Europa wiederherstellte und den Frieden erhielt. Im Jahr 1815 sahen die Monarchen des Kontinents die Gelegenheit, ihre alte Autorität wiederherzustellen. Das Ergebnis war die Institutionalisierung eines Kräftegleichgewichts, das bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs fast ein Jahrhundert später relative Stabilität in Europa herstellte.[11]


  Wie wir gesehen haben, liefert die heutige G20, also die Institution, die einem Konzert der Nationen heute am nächsten kommt, nur dann Ergebnisse, wenn sich ihre wichtigsten Mitglieder genau im gleichen Moment durch genau die gleiche Krise bedroht fühlen – und das auch nur, wenn die Bedrohung unmittelbar ist. Damit durch die G-Null-Ära ein Konzert der Nationen entstünde, müsste diese zunächst eine ganze Serie von Krisen (oder eine einzige wirklich große Krise) auslösen, die die Staaten zur Kooperation zwingen würden. Die Finanzkrise und der Klimagipfel von Kopenhagen zeigen deutlich, wie schwer es ist, eine solche Kooperation zu erreichen. Im Herbst 2008 waren die etablierten Mächte und die Schwellenländer mit einer Banken- und Finanzkrise konfrontiert, bei der alle Dämme brachen. Alle Länder wussten, dass die Überschwemmung gefährlich war, aber keines wusste, wie kalt und tief das Wasser wirklich war. Die Angst führte zu echter Kooperation, die sich zum Beispiel in einem G20-Rahmenwerk für eine globale Regulierung der Finanzmärkte und in einer Rebalancierung des IWF niederschlug. Mit jedem verstreichenden Monat wurde jedoch klarer, dass zwar alle im Wasser standen, aber manche viel tiefer als andere. Es gab Meinungsverschiedenheiten, wie man auf die Krise reagieren sollte. Die Amerikaner waren für Konjunkturspritzen, die Europäer bestanden auf Sparmaßnahmen, und China suchte nach Wegen, um seine langjährige finanzwirtschaftliche Abhängigkeit von beiden Kontinenten zu reduzieren. China, Indien und Brasilien überwanden die Krise viel schneller und leichter als die etablierten Mächte. Alle Länder hatten das Gefühl, sie könnten Aufrufe zum gemeinsamen Handeln ignorieren und sich um ihre inneren Probleme kümmern. Auch in Kopenhagen war allen Regierungen klar, dass die Erderwärmung ein globales Problem ist. Aber bei der Kalkulation der Einzelinteressen stellte sich heraus, dass auch unter diesem Problem manche viel mehr leiden würden als andere. Genauer gesagt, die Bedrohung schien nicht unmittelbar zu sein. Schwellenländern wie China und Indien wären die Auswirkungen einer starken Reduktion der Kohlendioxidemissionen auf ihr Wirtschaftswachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen viel wichtiger als die Auswirkungen, die eine koordinierte Bekämpfung der Klimaerwärmung auf das Abschmelzen der Polkappen haben könnte.


  Bei vielen Arten von Krisen können die Auswirkungen so schlimm sein, dass sie eine institutionalisierte Kooperation erzwingen. Man stelle sich einen Zusammenbruch der europäischen Finanzmärkte vor, der viel schlimmer ist als der von 2008 in den Vereinigten Staaten. Die Schwierigkeiten kleiner Volkswirtschaften greifen auf andere über, die zu groß für eine Rettung sind. Deutschland und andere Kernländer der EU scheuen davor zurück, bei einer gemeinsamen Rettungsanstrengung die Führung zu übernehmen. Schuldzuweisungen werden ausgetauscht, und Banken in den Kernländern, die schlechte Staatsanleihen anderer Länder gekauft haben, können nicht mehr gerettet werden. Die Eurozone kollabiert und Europa zerfällt. Sowohl die Vereinigten Staaten als auch China verlieren einen wichtigen Handelspartner und die Arbeitsplätze, die von ihm abhängen. Die Auswirkungen sind in der ganzen Dritten Welt zu spüren. Das Problem bei dieser Krise wäre das gleiche wie schon bei der von 2008: Selbst bei einem viel größeren Schock für das System wären die Auswirkungen an einigen Orten länger zu spüren als an anderen, und die Versuchung, von der Schwäche anderer Staaten zu profitieren, könnte sich leicht als unwiderstehlich erweisen.


  Denkbar wäre auch eine krisenhafte Explosion der Nahrungsmittelpreise: Die steigende globale Nachfrage nach Getreide übersteigt das Angebot, und eine Reihe unvorhergesehener Wetterkatastrophen führt überall in Süd- und Südostasien, in Nordafrika, in einem Großteil Lateinamerikas und in Teilen der früheren Sowjetunion zu einem rapiden Anstieg der Lebensmittelpreise. Riesige Demonstrationen in Russland werden von der Regierung mit brutaler Repression beantwortet, die das Regime bei der Bevölkerung fast seine gesamte Popularität kostet. Aufstände in Indien lassen sich nicht mehr niederschlagen. Venezuela, Thailand und Ägypten versinken im Chaos. Auch in China eskaliert die Gewalt. Aber wie schon erwähnt, werden Schwellen- und Entwicklungsländer immer viel härter von Lebensmittelkrisen getroffen als die Vereinigten Staaten, Europa und Japan, weil die Getreidepreise in diesen Ländern einen geringeren Prozentsatz der Lebensmittelpreise ausmachen und weil ihre Einwohner den größten Teil ihres Geldes nicht für Essen ausgeben. Also wird auch diese Krise nicht alle gleich schwer treffen.


  Außerdem ist es mindestens ebenso wahrscheinlich, dass eine Lebensmittelkrise zu gegenseitigen Schuldzuweisungen führt wie zur Kooperation: Anfang 2011, als es in Deutschland zum Ausbruch schwerer Durchfallerkrankungen kam, die durch eine pathogene Version des Darmbakteriums Escherichia coli verursacht waren, entstand in Deutschland der Verdacht, dass die Krankheit durch bakterienverseuchte spanische Gurken verursacht sei. Russland reagierte, indem es die Einfuhr jeglichen frischen Gemüses aus der Europäischen Union verbot.10 Wie sich später herausstellte, waren die spanischen Gurken absolut unschuldig, und der spanische Landwirtschaftsminister forderte eine Entschädigung für die fälschlich beschuldigten Landwirte.11 Wenn tatsächlich eine große Lebensmittelpanik oder eine massive Gesundheitskatastrophe einträte, würde sich die Koordination zwischen den verschiedenen Ländern vielleicht ausschließlich darauf beschränken, zunächst einmal Quarantänen zu verhängen und später Nachforschungen anzustellen. Schließlich kam bei der E.-Coli-Panik noch erschwerend hinzu, dass sie auf dem Höhepunkt eines Kampfes um Sparmaßnahmen in Spanien ausbrach, was die Wut in beiden Ländern noch verschärfte. Deutsche Politiker verkündeten, der deutsche Steuerzahler werde dem notleidenden spanischen Staat nur dann Finanzhilfe leisten, wenn in Spanien Gehälter gekürzt, Steuern erhöht und Maßnahmen zur Senkung der staatlichen Pensions- und Gesundheitsausgaben ergriffen würden.


  Möglich wäre auch, dass ein Cyberangriff in schneller Folge die Stromnetze in den Vereinigten Staaten, in verschiedenen europäischen Ländern und in China lahmlegt. Mehrere Gruppen bekennen sich zu der Tat, aber sowohl in den etablierten Ländern als auch in den Schwellenländern müssen politische Entscheidungsträger zugeben, dass sie weder wissen, wie die Angriffe bewerkstelligt wurden, noch wer sie warum verübt hat. Jeder verdächtigt jeden, und alle fühlen sich auf eine neue Art verwundbar. Terroristische Angriffe lösen oft internationales Mitgefühl aus und führen zu spontanen Koalitionen, die jedoch eine geringe Lebensdauer haben. Die Vereinigten Staaten, die europäischen Länder, China, Indien und Russland sind alle durch militante Islamisten bedroht. Aber selbst wenn eine al-Qaida-ähnliche Organisation all diese Länder zugleich treffen würde, wäre die Kooperation zwischen ihnen wahrscheinlich beschränkt – und von kurzer Dauer. Warum sollte das bei der Reaktion auf Cyberangriffe anders sein?


  Letztlich ist eine Krise kaum vorstellbar, die so schwer wäre, dass sie eine dauerhafte Kooperation zwischen den meisten etablierten Mächten und Schwellenländern der Welt erzwingen würde. Außerdem sind die Probleme der G-Null-Ära viel komplexer als die, mit denen die Außenminister im Europa des 19. Jahrhunderts fertig werden mussten. Ein europäisches System aus dem 19. Jahrhundert, in dem eine Handvoll Monarchen zur Zusammenarbeit bereit sein musste, lässt sich schlecht in ein globales Modell für das 21. Jahrhundert übersetzen, das Dutzende mächtiger Länder mit unterschiedlichen politischen und wirtschaftlichen Werten und in unterschiedlichen Entwicklungsstadien umfassen müsste. Nach dem Zweiten Weltkrieg konnte das System von Bretton Woods nur entstehen, weil die Vereinigten Staaten bereit waren, die Führung zu übernehmen. Ohne die Macht der USA hätte es die neue Ordnung nicht gegeben. Eine frühere Anstrengung zum Aufbau globaler Institutionen war genau aus diesem Grund gescheitert: Nach dem Ersten Weltkrieg entstand der Völkerbund, eine Institution, die den Zweiten Weltkrieg vor allem deshalb nicht verhindern konnte, weil sich die Regierung der USA versprochen hatte, die Führung zu übernehmen, ihr Versprechen aber nicht einhalten konnte. Aus diesen Gründen ist die Realisierung eines neuen Konzerts der Nationen sogar noch unwahrscheinlicher, als dass ein G2-Modell Wirklichkeit wird.


  Kalter Krieg 2.0 – oder etwas Schlimmeres


  Im vergangenen Jahrzehnt warnten mehrere Kommentatoren, dass sich Amerika und China auf die eine oder andere Art auf Kollisionskurs befänden. Sogar ein passendes Brettspiel kam auf den Markt: Red Dragon Rising: The Coming War with China. Die Zeitschrift Strategy & Tactics beschreibt es wie folgt: »Auf strategischer Ebene mit operativen Untertönen eine Erkundung der Möglichkeiten, wie sich ein Krieg zwischen der Volksrepublik China und einem von den USA geführten Bündnis in den ersten etwa 30 Tagen abspielen könnte«.12


  Hoffen wir, dass es nicht dazu kommt. Aber wenn China und die Vereinigten Staaten auf direktere Formen der Auseinandersetzung zusteuern und wenn sie viel mehr wirtschaftliche, politische und militärische Macht haben als irgendein anderes Land oder ein anderer Block von Ländern in der Post-G-Null-Ordnung, dann werden wir vermutlich am ehesten das Szenario erleben, das ich als Kalten Krieg 2.0 bezeichne. Dieser Krieg wird vermutlich nicht mit Kampfflugzeugen geführt werden, die auf Flugzeugträgern starten. Vielmehr werden die neuen Kriegswaffen eher wirtschaftlicher Natur sein: Marktzugang, Investitionsvorschriften und der Wert von Währungen. Es könnte auch Cyberangriffe und entsprechende Gegenschläge geben, die darauf abzielen, den Informationsfluss der anderen Seite zu stören oder sogar wichtige Infrastruktur außer Gefecht zu setzen. Es ist unwahrscheinlich, dass wir irgendwie vorausahnen können, wer einen solchen Krieg gewinnen könnte, oder dass die, die ihn führen könnten, es vorausahnen könnten.


  Der Kalte Krieg 2.0 könnte sich auf mehrere Arten entwickeln: Chinesische Politiker kommen zu der Überzeugung, dass ein immer mehr unter Geldmangel leidendes Washington nicht mehr über die Ressourcen verfügt, um auf dem halben Erdball zu kämpfen, und die militärische Elite dringt bei der chinesischen Führung darauf, Washington unter wirtschaftlichen Druck zu setzen, damit es sich aus seiner asiatischen Einflusssphäre zurückzieht. Washington wiederum kommt zu dem Schluss, dass die amerikanischen Interessen in der Region so wichtig sind, dass es sich einen Rückzug nicht leisten kann. Möglich wäre auch, dass eine Seite einem verheerenden Cyberangriff auf ihr Militär, ihre Finanzmärkte oder ihr Stromnetz ausgesetzt ist, und, zu Recht oder zu Unrecht, zu der Überzeugung gelangt, dass die andere Seite diesen kriegerischen Akt mit voller Absicht geplant und durchgeführt hat. Es folgt ein Gegenschlag, und der Konflikt eskaliert. Vielleicht sterben auch Dutzende amerikanischer Verbraucher an einem fehlerhaften chinesischen Produkt, und das löst einen Handelskrieg aus, der ein Eigenleben entwickelt. Eine offenbar unbegrenzte Zahl solcher potentieller Konfliktursachen könnte zu vielen Arten von Kämpfen führen, und während der Konfrontation könnten sich andere Staaten gezwungen sehen, Partei zu ergreifen.


  Wenn man sich fragt, wie eine solche Konfrontation aussehen könnte, ist es verführerisch, sich am alten Modell des Kalten Krieges zu orientieren: Zwei Supermächte stehen einander mit ihren Atomwaffenarsenalen gegenüber, und die Drohung mit der »wechselseitigen zugesicherten Zerstörung« hält sie davon ab, aufeinander loszugehen. Doch bei diesem Szenario bleibt ein wichtiger Punkt unberücksichtigt: Während des amerikanisch-sowjetischen Konflikts war der Eiserne Vorhang nicht nur die Gefängnismauer, die Invasoren draußen und Gefangene drinnen hielt. Sie war auch ein Puffer zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Welt. Die Sowjetunion war ein wichtiger Energielieferant für Europa, aber andere Handelsaktivitäten zwischen Ost und West waren extrem begrenzt. Die Welt war stärker von einer Art Nullsummenspiel geprägt, in dem eine Seite der anderen Schaden zufügen konnte, ohne den eigenen Interessen zu schaden. Die heutigen US-amerikanisch-chinesischen Beziehungen dagegen sind von einem beträchtlichen Maß an Interdependenz geprägt, von einer »wechselseitigen zugesicherten wirtschaftlichen Zerstörung«, die es beiden Seiten erschwert, der anderen etwas anzutun, ohne sich selbst zu schaden. Die Vereinigten Staaten sind davon abhängig, dass China weiterhin ihre Schulden finanziert. China muss sichergehen, dass die USA ihre Schulden zurückzahlen können und wollen und dass das Geld, das sie benutzen, mehr wert ist als das Papier, auf das es gedruckt ist. Das ist eine beziehungsstabilisierende Kraft.


  Diese Interdependenz sollte man auch dann nicht vergessen, wenn man die eher traditionelle Liste möglicher amerikanisch-chinesischer Krisenherde durchgeht. Im Jahr 2006 veröffentlichte Ted Galöen Carpenter das Buch America’s Coming War with China: A Collision Course over Taiwan. Darin beschreibt er ein Szenario, in dem ein amerikanisch-chinesischer Konflikt wegen Taiwan im Jahr 2013 ein Vierteljahrhundert der Konfrontation auslöst, »da die beiden führenden Mächte der Erde in einen Kalten Krieg verstrickt [werden], mindestens so intensiv wie die frühere bittere Konfrontation zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion«.13


  Taiwan hat so viele Freunde im amerikanischen Kongress, dass die Waffenverkäufe an die Insel bestimmt fortgesetzt werden und gelegentlich eine diplomatische Auseinandersetzung auslösen. Doch die Volksrepublik hat schon lange einen Großteil der taiwanischen Wirtschaftselite auf ihre Seite gezogen, indem sie ihr großzügige Geschäfte auf dem Festland anbot und im Jahr 2010 ein beispielloses Handelsabkommen mit Taiwan schloss.[12] Im Zuge dieser Entwicklung hat die Volksrepublik dafür gesorgt, dass viele der einflussreichsten Taiwaner ein Loblied auf gute und dauerhafte Beziehungen mit dem Land auf der anderen Seite der Taiwanstraße singen. Nur eine taiwanische Unabhängigkeitserklärung könnte zu einem offenen Konflikt führen, und das wird nicht passieren, weil Taiwan weiß, dass Washington eine solche Erklärung nicht unterstützen würde, weil es sie sich nicht leisten kann und weil die meisten Taiwaner sie gar nicht wollen.


  Eine der Bedingungen für das Szenario Kalter Krieg 2.0 ist die relative Schwäche aller anderen Staaten. Zu Beginn eines allumfassenden chinesisch-amerikanischen Konflikts könnten sich andere Länder gezwungen sehen, Partei zu ergreifen oder zwischen den USA und China zu lavieren. Doch es ist viel schwieriger für einen Drehpunktstaat, zwei Parteien gegeneinander auszuspielen, wenn diese sich in irgendeiner Art von direktem Konflikt befinden. Angesichts eines militärisch aggressiven China könnten sich Japan, Südkorea und sogar Indien viel enger an die Vereinigten Staaten binden, als sie es angesichts eines neutralen täten, und unter diesen Umständen könnte Amerika seine Präsenz in Asien sogar verstärken, indem es seine Macht mit der der genannten Regionalmächte vereinigt. Aus diesem Grund ist die Tatsache so wichtig, dass Asien für jede Vorherrschaft zu groß ist, selbst für eine chinesische. Der Konflikt könnte auch zu einer engeren wirtschaftlichen Allianz zwischen den USA, Europa und Japan führen mit dem Ziel, die freie Marktwirtschaft gegen die staatskapitalistische Expansion Chinas zu verteidigen.


  China wird in diesem neuen Kalten Krieg vermutlich weniger gut fahren als die Sowjetunion im alten, weil es für Peking aufgrund seiner innenpolitischen Prioritäten schlicht zu teuer wäre, eine ebenso starke weltweite Militärpräsenz aufzubauen wie früher die Sowjetunion, und weil es nicht über die ideologische und kulturelle Anziehungskraft verfügt, die die Sowjetunion einst für Menschen in der Dritten Welt besaß. China hat sich bei geldbedürftigen Regierungen von etablierten Mächten wie Schwellenländern zwar viele Freunde gemacht, aber es hat wenig Chancen, Herz und Hirn der Menschen zu erobern, die in diesen Ländern leben. Auch den USA würde es freilich an einigen Vorteilen fehlen, die sie im letzten Jahrhundert hatten. Ohne die Art von Einheit, die dem Westen nach dem Zweiten Weltkrieg aufgezwungen wurde, wird es kein neues Bretton Woods mehr geben, das die Wirtschaftspolitik der verschiedenen Länder auf eine gemeinsame Grundlage stellt, keinen Washington Consensus, dank dem die Vereinigten Staaten die globalen Institutionen dominieren, keinen Hunger nach amerikanischen Exporten oder Investitionen im Rest der Welt und nichts, was der ideologischen Anziehungskraft der amerikanischen Demokratie nach Jahren der faschistischen Diktatur und angesichts der Furcht vor einem Vormarsch der Sowjetunion gleichkäme. Ein Kalter Krieg 2.0 ist zwar wahrscheinlicher als das G2- oder das Konzert-Szenario, doch das Risiko eines direkten und destabilisierenden US-amerikanisch-chinesischen Konflikts ist durch viele Faktoren begrenzt.


  Eine Welt der Regionen: jedem sein Ding


  Unser viertes Szenario ist eine Welt ohne globale Führung, in der viele andere Staaten aufsteigen, aber nur lokale und regionale Probleme in Angriff nehmen werden. Die Vereinigten Staaten bleiben die einzige wirklich globale Militärmacht, aber wegen der wachsenden Wirtschaftskraft und dem hohen technologischen Standard der aufsteigenden Mächte ist dieser Vorteil nur noch von begrenzter Wichtigkeit. In diesem Szenario stellen regionale Führungsmächte in ihrer jeweiligen Einflusssphäre ein gewisses Maß an öffentlichen Gütern zur Verfügung, während sie die wichtigen internationalen Institutionen mit wachsendem Selbstbewusstsein immer stärker ignorieren. Dies ist gegenwärtig das wahrscheinlichste der Post-G-Null-Szenarios, denn es erfordert keine Kompromisse zwischen mächtigen Staaten und keine Vertrauensvorschüsse bei der Lösung globaler Probleme. Vor allem aber passt es am besten zu dem Weg, auf dem sich die Welt offenbar schon heute befindet.


  Das Phänomen ist weltweit, wirkt sich aber in jeder Region anders aus. Europa und Lateinamerika sind sehr viel kooperativer und haben mehr Institutionen als Asien und Afrika. Dieser Unterschied wird noch zunehmen. Die europäischen und die lateinamerikanischen Staaten werden vermutlich eher bereit sein, eine Führung Deutschlands bzw. Brasiliens zu akzeptieren als die asiatischen oder früheren sowjetischen Staaten eine chinesische oder eine russische Hegemonie begrüßen würden. Und die afrikanischen Institutionen sind in Bezug auf den Handel und die Sicherung des Friedens zwar weiter als früher, haben aber immer noch einen langen Weg vor sich. Kurz gesagt, einige Regionen werden von Natur aus mehr zusammenhalten als andere. Einige Staaten, die sich zur Regionalmacht aufschwingen wollen, werden häufiger Zwang anwenden müssen. Andere können sich auf ethnische oder religiöse Gemeinsamkeiten stützen, um informelle Koalitionen gleichgesinnter Staaten zu bilden. Angesichts der vielen möglichen Entwicklungsmuster lohnt es sich, jede einzelne Region genauer zu betrachten.


  Fangen wir mit der arabischen Welt an: Die politischen Erdbeben in Nordafrika und im Nahen Osten brachten die Regierungen in Ägypten, Tunesien, Libyen und dem Jemen zu Fall. Nur in Libyen spielten die USA und die Nato bei diesem historischen Wandel eine wichtige Rolle, und das auch nur nach einem Appell anderer arabischer Staaten. In Reaktion auf die Gefahr revolutionärer Ansteckung und auf die Unfähigkeit und mangelnde Bereitschaft externer Mächte, die Ausbreitung der Revolution zu verhindern, nutzte die Regionalmacht Saudi-Arabien ihre führende Stellung im Golfkooperationsrat (GCC), um die anderen arabischen Monarchien zu stärken. Im Mai 2011 bemühte sich Riad, seinen Einfluss auszuweiten, indem es Jordanien und Marokko offiziell einlud, dem Rat beizutreten. Diese Länder haben starke Motive für eine neue Ebene der Zusammenarbeit: Sie sind sowohl durch die wachsende Macht des Iran in der Region als auch durch die Gefahr weiterer Unruhen bedroht, und sie sind darüber besorgt, dass die USA im Nahen Osten eine schwächere Rolle spielen als früher. Wenn Saudi-Arabien bei der politischen Koordination und der Friedenssicherung eine führende Rolle übernimmt, könnte sich der GCC relativ rasch eine gemeinsame Währung geben, seine Handels- und Investitionsverbindungen vertiefen und sehr viel stärker in der Außen- und Sicherheitspolitik kooperieren.14 Eine solche Entwicklung würde dazu beitragen, die Stabilität am Golf zu erhalten, doch durch die G-Null bekämen religiöse Fanatiker in Ländern wie Syrien und dem Irak die Möglichkeit, anderswo im Nahen Osten neue Probleme zu schaffen. Selbst Staaten, die wie Marokko, Algerien und Jordanien nicht in der Golfregion liegen, könnten in den kommenden Jahren neue Probleme bekommen. Kürzlich brachte Saudi-Arabien sogar eine politische Union der GCC-Länder zur Sprache. Während ein solcher Schritt auf absehbare Zukunft unrealistisch ist, deuten allein schon die diplomatischen Anstrengungen Saudi-Arabiens und die Tatsache, dass andere Staaten wenigstens theoretisch positiv auf sie reagieren, auf eine ideologische Konsolidierung hin.


  In Europa hat das finanzstarke Deutschland durch eine krisenhafte Entwicklung, was die Kreditwürdigkeit mehrerer europäischer Länder betrifft, eine stärkere regionale Führungsrolle bekommen, und zwar gleichgültig, ob dies den deutschen Regierungsvertretern oder dem deutschen Steuerzahler gefällt. Berlin wird bei jedem Plan für eine Reform der Eurozone, des Schengener Grenzabkommens oder der Europäischen Union selbst eine entscheidende Rolle spielen. Wenn es Europa gelingt, zwischen den Mitgliedsstaaten Abkommen zu schmieden, die einerseits ein neues Bekenntnis zu einer gemeinsamen Währung und andererseits eine wesentlich bessere Koordination der Staatsausgaben und der Steuerpolitik beinhalten, wird der Kontinent als die bestgeführte Region der Welt aus der Krise hervorgehen. Es ist immer noch extrem unwahrscheinlich, dass es schon bald eine gemeinsame europäische Außen- und Verteidigungspolitik geben wird (die Harmonisierung der Fiskalpolitik mit der Währungsunion wird in den kommenden Jahren fast die gesamte Zeit und Aufmerksamkeit der Europäer in Anspruch nehmen), aber mit einer deutlicheren deutschen Führung könnte Europa zum Modell für andere Regionen werden. Tatsächlich sind Saudi-Arabien und Deutschland gute Beispiele für die Art von lokalen Mächten, die vermutlich die regionalen Hohlräume ausfüllen werden, die entstehen, weil die Vereinigten Staaten eine sparsamere Außenpolitik treiben und die internationalen Institutionen unfähig sind, auf die neuen Probleme mit angemessenen Lösungen zu reagieren.


  Welche Rolle könnte Großbritannien in diesem deutsch geführten Europa spielen? Obwohl es Mitglied der Europäischen Union ist, hat es den Euro nicht eingeführt, und es steht schon lange nur noch mit einem Fuß auf dem Kontinent und mit dem anderen außerhalb. Nachdem es sich geweigert hat, die Kontrolle über seine Währung der europäischen Zentralbank zu überlassen, wird es vermutlich auch nicht zulassen, dass die EU die Kontrolle über seine Steuer- und Ausgabenpolitik übernimmt. Deshalb wird ein sehr viel stärker konsolidiertes Europa die Briten vermutlich stärker in die Arme ihrer englischsprachigen Vettern in Nordamerika treiben, einer Region, die nach wie vor von den Vereinigten Staaten dominiert wird.


  Südamerika ist immer noch weltanschaulich gespalten zwischen Ländern wie Brasilien, Chile, Peru und Kolumbien, die in vielen Wirtschaftsbereichen Auslandsinvestitionen begrüßen und sich bemühen, die Inflation in Grenzen zu halten, und Ländern wie Venezuela, Ecuador und Bolivien, die einen willkürlicheren, populistischeren Entwicklungsansatz verfolgen. Brasiliens Versuch, Millionen Menschen auf den Lebensstandard der Mittelschicht zu heben, ohne einen Staatsbankrott zu riskieren, ist in Lateinamerika das Modell für die Zukunft, und da Brasilien die Region immer stärker dominiert, werden vermutlich weitere Staaten seinem Beispiel folgen. Der relative Friede in der Region wird sich positiv auf ihren Wohlstand auswirken, und einige lateinamerikanische Volkswirtschaften könnten zu dem Schluss kommen, dass ihnen der brasilianische Einflussbereich lieber ist als der US-amerikanische.


  Da Afrika die Fähigkeit besitzt, als Drehpunktkontinent zu agieren, steht zu erwarten, dass seine städtische Mittelschicht und seine Kaufkraft weiterwachsen. Trotzdem wird die Koordination in dieser Region vermutlich nicht dasselbe hohe Niveau wie in Europa, ja nicht einmal wie in Südostasien oder Lateinamerika erreichen. Wahrscheinlicher ist, dass sich Afrika in Subregionen aufteilt, die sich unter Führung von Ländern wie Nigeria, Südafrika und Kenia stärker wirtschaftlich integrieren, wobei viele andere Länder bei bestimmten Aufgaben von der Konfliktlösung bis zur Friedenssicherung und vom Knüpfen neuer Handelsverbindungen bis zum Abschluss neuer Abkommen über kollektive Sicherheit ihre Beiträge zur Führung leisten.


  Wenn Russland seine eigene Wirtschaft entwickeln und diversifizieren kann oder wenn der Ölpreis hoch bleibt und für üppige russische Einnahmen sorgt, wird das Land vermutlich auf einem Großteil des früheren Gebiets der Sowjetunion größeren politischen und wirtschaftlichen Einfluss gewinnen. Kasachstan wird seine Fähigkeit als Drehpunktstaat behalten, aber Staaten wie die Ukraine und Georgien, die sich gern enger an Europa binden würden, werden im russischen Schatten bleiben. In dieser Region werden Erfolg und Stabilität genau wie im Nahen Osten stark von den internationalen Preisen für Rohöl und Erdgas abhängen.


  Asien wird die volatilste Weltregion bleiben. Bei China, Indien und Japan ist es sehr unwahrscheinlich, dass sie auf lange Sicht friedlich koexistieren, und Staaten wie Indonesien, Südkorea und Thailand sind so groß, dass sie es vermeiden können, unter die Vorherrschaft eines anderen Staates zu geraten. Asiens Rolle als globaler Wachstumsmotor wird sich wahrscheinlich noch verstärken, aber in der Region gibt es immer noch große Sicherheitsrisiken.


  Auch in einer Welt der Regionen wird es internationale Zusammenarbeit geben. Wenn dieses Szenario Wirklichkeit wird, ist zu erwarten, dass kleine Gruppen von Staaten in Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse zusammenarbeiten. Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika werden weiterhin in einigen Regionen auf ihre Handelsverbindungen und ihre Investitionen bauen, und sie werden ihr Gewicht in kreditgebenden Institutionen wie dem IWF und der Weltbank vergrößern. Entwicklungsländer in Lateinamerika und Afrika werden unter Führung von Brasilien und Südafrika weiter an der Entwicklung von politischen und geschäftlichen Beziehungen zwischen »Süden und Süden« arbeiten. Amerika, Europa und China werden sich auch weiterhin auf die bilateralen Handelsbeziehungen stützen, die sie geknüpft haben. Aber diese stärker fragmentierte internationale Ordnung wird nicht über eine globale Führung und über einen Primärlieferanten globaler öffentlicher Güter verfügen.


  Drehpunktstaaten werden in diesem Szenario wahrscheinlich sogar noch erfolgreicher sein. Sie sind nicht durch einen globalen Konflikt gezwungen, Partei zu ergreifen, und durch das Fehlen multinationaler Abkommen in Bezug auf Handel, Investitionen, Standards und andere Angelegenheiten werden sie so flexibel sein, dass sie alle möglichen Chancen nutzen und bilaterale Beziehungen mit mehreren anderen Ländern eingehen und sie gegeneinander ausspielen können, um sich optimale Konditionen zu sichern. Die interessanteste Frage hinsichtlich der Drehpunktstaaten wird sein, ob Europa politisch und wirtschaftlich so kohärent bleibt, dass es zwischen China und den Vereinigten Staaten praktisch als Drehpunktstaat fungieren kann, oder ob der Kontinent zerfällt und nur Deutschland noch diesen Vorteil genießt. Starke Staaten, die wie die Türkei, Ägypten und Kasachstan zwischen den Regionen liegen, werden ähnliche Chancen haben.


  Szenario X: G-unter-Null


  Angesichts der zahlreichen Probleme, die die G-Null wahrscheinlich verursachen wird, sollte noch eine weitere Möglichkeit in Betracht gezogen werden. Es handelt sich um ein anarchisches Szenario, bei dem der internationalen Ordnung ungeahnte Zersplitterung droht. Vor etwa einer Generation wurde vorausgesagt, dass der immer freiere Austausch von Ideen, Informationen, Menschen, Geld, Waren und Dienstleistungen die Macht der Nationalstaaten so untergraben werde, dass sie die Kontrolle über Wirtschaft und Politik fast vollständig verlören und nahezu irrelevant würden. Dies ist nicht eingetreten, zum Teil, weil der Staat in einigen Schwellenländern die Wirtschaft in einem Ausmaß beherrschte, dass er sich einen ausreichenden Anteil am gesellschaftlichen Reichtum sicherte, um seine politische Kontrolle verstärken zu können. Die Finanzkrise war für viele Staaten ein Anreiz, diese Strategie noch konsequenter zu verfolgen. Es ist möglich, dass das Chaos, welches durch den Mangel an internationaler Führung in der G-Null-Ära ausgelöst werden könnte, den Staat sogar noch weiter stärkt.


  Was aber, wenn dies nicht geschieht? Was geschieht, wenn die G-Null keineswegs dazu führt, dass der Staat die Macht gewinnt, seine Bürger vor der Krise zu schützen, sondern vielmehr Probleme entstehen, die den Staat diskreditieren, seine Glaubwürdigkeit untergraben und eine solche öffentliche Empörung auslösen, dass die Bürger sich nach Alternativen umsehen? Tatsächlich gibt es viele Möglichkeiten, wie eine Zentralregierung insbesondere an lokale Machtstrukturen viel von ihrer Macht verlieren kann. Die subtilste Form dieses Trends könnte darin bestehen, dass mittlere Beamte oder Lokalregierungen Vorschriften, Pläne und Programme der Zentralregierung missachten und durch ihre eigenen ersetzen. Michail Gorbatschows ersten Versuche, den Sowjetstaat zu reformieren, hatten unter anderem deshalb fast keinen Erfolg, weil die Funktionäre in der Regierungsbürokratie die Privilegien nicht verlieren wollten, die sie im alten System genossen, und deshalb viele Anweisungen von oben einfach ignorierten. Das System selbst wehrte sich gegen den Versuch, es zu ändern. In der Folge bediente sich Gorbatschow einer Politik namens Glasnost (Offenheit), um die Bürokratie weitgehend zu umgehen und direkt um öffentliche Unterstützung für seine Pläne zu werben. Dies führte jedoch zum Zusammenbruch des Sowjetsystems, weil Glasnost zentrifugale Kräfte freisetzte, die das Reich auseinanderrissen.


  Heute braucht China langfristige wirtschaftliche und soziale Reformen, die fast genauso ehrgeizig sind, und seine Regierung wird diese Veränderungen ausgerechnet zu dem Zeitpunkt in Angriff nehmen, da das System durch die G-Null wahrscheinlich unvorhergesehene Schocks erleidet. Wenn es Peking nicht gelingt, die im vorigen Kapitel beschriebene wachsende soziale Unzufriedenheit im Zaum zu halten, wenn es nicht mit der wachsenden Zahl von Umweltkatastrophen fertig wird, wenn die globale Rebalancierung zum Verlust von Arbeitsplätzen führt, während in benachbarten Volkswirtschaften auf seine Kosten Arbeitsplätze entstehen, wenn durch einen schweren Zusammenbruch des Marktes in Europa und den Vereinigten Staaten (Chinas wichtigsten Handelspartnern) Dutzende Millionen arbeitslos werden, wenn sich im Internet die Wut der Bevölkerung auf die Korruption Bahn bricht, wenn staatliche Versuche, einen weiteren Studentenaufstand niederzuschlagen, auf einen mit modernen Kommunikationsmitteln koordinierten Widerstand treffen, dann könnte sich die Art, wie China regiert wird, im Lauf der Zeit tatsächlich radikal ändern. Um diese Veränderung herbeizuführen, ist weder ein Zusammenbruch des Staates noch eine Revolution nötig. Aber wenn die niedrigeren Staatsbeamten und lokale Beamte beschließen, ihre eigenen Programme zu verfolgen, und Peking nicht mehr in der Lage ist, die Pläne der Zentralregierung durchzusetzen, wird die chinesische Zentralregierung wahrscheinlich viel zu sehr mit innenpolitischen Problemen beschäftigt sein, um noch eine wichtige Rolle auf der internationalen Bühne zu spielen.


  Und noch ein »Was wenn«: »Was geschieht, wenn die europäische Schuldenkrise die europäischen Staaten nicht näher zusammenbringt, sondern den Kontinent auseinanderreißt? Mehrere Länder geben den Euro auf. Die Europäischen Union zersplittert. Wegen der hohen Schuldenlast haben manche Nationalstaaten nicht mehr die Mittel, die sie für Konzeption und Umsetzung von Politik brauchen. Lokalregierungen usurpieren einen Großteil ihrer Autorität, was in Ländern wie Italien und Frankreich zu einer Zersplitterung der Macht führt. Dieser Zusammenbruch wird durch die Entstehung separatistischer Bewegungen in Großbritannien, Belgien und Spanien weiter verschärft. Der Separatismus erfasst auch Regionen, deren Grenzen ursprünglich von anderen gezogen wurden. Lokale Regierungen im Kaukasus und in Zentralasien nehmen die internationale Anerkennung des Kosovo als Präzedenzfall für die Unabhängigkeit kleiner ethnisch geprägter Staaten in Anspruch. Ehemalige europäische Kolonien in Afrika, darunter auch große rohstoffreiche Staaten wie Nigeria und die Demokratische Republik Kongo, geraten unter große interne Spannungen, weil Lokalregierungen auf eine größere Verfügungsgewalt über den natürlichen Reichtum bestehen, der auf »ihrem« Territorium gewonnen wird.


  Dies ist die relativ gutartige Version des anarchischen Szenarios. Was aber ist mit Staaten, deren Stabilität von ihren Einnahmen aus dem Rohölexport abhängig ist? In den nächsten paar Jahrzehnten wird die Welt ihren Energiebedarf weiterhin zu einem erheblichen Prozentsatz mit Öl und Erdgas decken, aber im Lauf der Zeit werden andere Brennstoffquellen kostengünstiger, reichlich vorhanden und leichter zu verwenden sein.


  In den USA wird zwar viel darüber gesprochen, die amerikanische Abhängigkeit von saudischem Öl zu reduzieren, aber niemand ist abhängiger von diesem Öl als das saudi-arabische Königshaus. Was passiert mit der politischen Stabilität auf der Arabischen Halbinsel, wenn das saudische Öl im globalen Brennstoffmix nur noch einen sehr viel geringeren Teil ausmacht? Können die Saudis ihre Volkswirtschaft schnell genug diversifizieren, wenn die Veränderungen in der Ölförderungstechnologie einen Umschlagpunkt erreichen? Der öl- und gasreiche Iran könnte vor einer ähnlich tiefgreifenden Umwälzung stehen.


  Und was ist mit Venezuela, einem Land, wo eine atavistische populistische Regierung ihre (sinkenden) Öleinnahmen dazu verwendet, um fast alles zu importieren, was die venezolanische Bevölkerung braucht? Oder was passiert, wenn wir separatistische Bestrebungen einmal außen vor lassen, bei einem starken Verfall der Rohölpreise mit Nigeria, das für die Stabilität Westafrikas eine zentrale Rolle spielt? Dank seiner Banken und seiner Konsumindustrie ist das Land längst nicht mehr so abhängig vom Öl wie früher. Doch die Öleinnahmen und die Vorteile, die sie der Zentralregierung bringen, spielen traditionell eine wichtige Rolle bei der Wahrung eines prekären Gleichgewichts angesichts der muslimischen Provinzen im Norden, der christlichen Provinzen im Süden, der unruhigen Gemeinden des ölreichen Nigerdeltas und der zahlreichen lokalen Stammesunterschiede in all diesen Regionen.


  Russland hat heute eine starke Zentralregierung, doch deren Popularität und grundsätzliche Legitimität sind größtenteils von einem einzigen Mann abhängig: Wladimir Putin. Die russische Bevölkerung besteht aus 170 verschiedenen ethnischen Gruppen mit Dutzenden verschiedenen Sprachen, verteilt auf 89 Regionen, die sich über acht Zeitzonen und ein Siebtel der Erdoberfläche erstrecken. Die Geschichte des russischen Reichs und später der Sowjetunion ist durch zahlreiche Grenzverschiebungen gekennzeichnet. Wenn das russische Öl und Erdgas stark an Wert verlieren, bevor die russische Regierung und die russischen Unternehmer die Wirtschaft des Landes wesentlich stärker diversifizieren können, dürfte die russische Regierung eines Tages mit viel zu vielen internen Problemen zu kämpfen haben, um auch nur über ihre eigenen Bürger zu herrschen, von ihren Nachbarn ganz zu schweigen. Tatsächlich löste schon Putins Wahlkampf im Jahr 2012 wütende Demonstrationen aus, mit denen die Medien (und Putin) nicht gerechnet hatten.


  Innere Konflikte in so vielen Ländern werden der Weltwirtschaft beträchtlichen Schaden zufügen und für volatile und verwundbare Staaten wie Pakistan, dessen Regierung sich nur dank saudischer, amerikanischer und chinesischer Hilfe an der Macht halten kann, schlimme Konsequenzen haben. Die Globalisierung wird einen fundamentalen Rückschlag erleben, wenn globale Versorgungsketten nicht mehr aufrechtzuerhalten sind und innerhalb von Staaten eine große Zahl neuer Grenzen entsteht. Lokale Akteure erkennen von der Zentralregierung ihres Lands unterzeichnete Abkommen, die der Ausbeutung ihrer Ressourcen dienen, nicht mehr an. In einigen Fällen beschlagnahmen sie Betriebskapital, das dem Staat oder ausländischen Unternehmen gehört (Pipelines, Stauseen, Häfen). Unter diesen Bedingungen könnten opportunistische Lokalpolitiker in Staaten wie dem Irak, Syrien und den früheren Sowjetrepubliken im Kaukasus und in Zentralasien Konflikte unterschiedlichster Art ausnutzen, weil die Grenzen dieser Staaten von Außenseitern festgelegt wurden, die von älteren ethnisch oder konfessionell bedingten Grenzen oder Stammesgrenzen nichts wussten oder sie bewusst aus ihren eigenen Gründen ignorierten.


  Was geschieht, wenn der politische Zusammenbruch in einigen dieser Staaten nicht zu einer neuen Regierung, sondern zu keiner Regierung führt? Die internationale Gemeinschaft wird mit all den Bedrohungen vielleicht nicht mehr fertigwerden, die durch das Scheitern von Staaten entstehen könnten. Dass Staaten wie Somalia oder der Jemen scheitern, ist eine Sache. Aber ein solcher Zusammenbruch in Russland oder Pakistan wäre etwas ganz anderes. Es gibt auch subtilere Versionen desselben Problems: In Ländern wie Indien oder Brasilien leben große Teile der armen Stadtbevölkerung in Enklaven, die so gut wie unregiert sind. Sie könnten mit der Zeit Viertel für Viertel ihre eigene Form von Regierung entwickeln, mit einer Schattenwirtschaft, die nach ihren eigenen Regeln funktioniert. Diese Entwicklung ist in einigen der weltweit wichtigsten Großstädte von Schwellenländern heute schon im Gang.15


  Dieses größere Szenario könnte man als G-unter-Null bezeichnen. Wenn die Führung innerhalb einzelner Länder schwächer wird und die Macht sich aufsplittert, spaltet sich die Herrschaft zwischen lokalen und zentralen Führern auf, und innerhalb einzelner Staaten entsteht ein Konkurrenzkampf zwischen verschiedenen Machthabern. In China und Russland haben Regierungen mit gut gefüllter Staatskasse die Kontrolle über die Soldaten und Gewehre, die nötig sind, um die Ordnung weitgehend aufrechtzuerhalten, aber in anderen Staaten könnte die Bedrohung existentieller werden.


  Eine Lehre aus dem von Terrorismus geplagten ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts besteht darin, dass unregierte Orte Brutstätten für alle Arten von Unheil werden können. Militanter Fanatismus ist nur ein Problem. Lebensmittelverknappung, Verbrecherbanden, Drogenhandel in großem Stil und massive Gesundheitsprobleme, die allesamt grenzüberschreitend sein können, stehen ebenfalls auf der Liste. Wenn die führungslose G-Null-Ära in der internationalen Politik globale Probleme verursacht, die metastasieren und 1000 lokale Katastrophen auslösen, könnten große Teile wichtiger Länder nicht mehr regiert werden – oder unregierbar werden. Dies hätte zur Folge, dass die mächtigsten Staaten der Welt unabhängig von den internationalen Kräfteverhältnissen alle vollauf damit beschäftigt wären, innere Krisen zu bewältigen.


  Dieses Szenario ist ohne Zweifel das unwahrscheinlichste. Im Moment sind die meisten Staaten noch in der Lage, ein so gesundes Gleichgewicht zwischen zentralen und lokalen Regierungsvertretern und zwischen Staat und Bürger aufrechtzuerhalten, dass sie grundlegende Sicherheit gewährleisten und für die meisten ihrer Einwohner Chancen schaffen können, auch wenn diese Chancen in manchen Ländern nicht das Recht mit einschließen, in politischen Entscheidungsprozessen eine unabhängige und wichtige Rolle zu spielen. Je länger jedoch die G-Null dauert, umso wahrscheinlicher wird die G-unter-Null.


  Zum Schluss wenden wir uns der Frage zu, was die mit einer zunehmend unberechenbaren politischen Landschaft konfrontierten Entscheidungsträger in Washington tun könnten, um den Schaden durch eine Weltordnung ohne globale Führung auf ein Minimum zu begrenzen und das vorzubereiten, was als Nächstes kommt.


  6 G-NULL-AMERIKA


  
    Es steht in unserer Macht, die Welt


    aufs Neue zu beginnen.


    Thomas Paine, Common Sense

  


  Es gibt immer einen zweiten Akt im amerikanischen Leben.


  Wer den Niedergang Amerikas für unvermeidlich hält, ignoriert die Geschichte der Vereinigten Staaten und ihres Volkes. Ja, die Welt hat sich verändert. Amerika kann nicht mehr führen, wie es in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts geführt hat, weil sich das globale Gleichgewicht der Kräfte tiefgreifend verändert hat, seit sich die Alliierten 1944 in Bretton Woods versammelten. Doch die Amerika zugrundeliegenden Stärken sind ein Garant dafür, dass sich die Führung der USA wieder als entscheidend für die Bewahrung von Frieden und Wohlstand erweisen könnte, vorausgesetzt, dass die Amerikaner in dieser Periode der internationalen und nationalen Rebalancierung von innen heraus wieder Macht aufbauen können. Die G-Null ist wegen ihrer inhärenten Instabilität nicht von Dauer, und es muss in den kommenden Jahren das Ziel der amerikanischen Außen- und Innenpolitik sein, in einer Post-G-Null-Welt die Führung zu übernehmen.


  Im Moment herrscht Pessimismus.1 Das Vertrauen in die Resilienz der amerikanischen Wirtschaft liegt unter einem Schuldenberg begraben. Washington muss in seiner Außen- und Verteidigungspolitik mehr Rücksicht auf die Kosten nehmen, und der Rest der Welt weiß es. Das amerikanische Schulsystem der Primär- und Sekundarstufe ist nicht geeignet, eine neue Generation von Schülern, insbesondere in Mathematik und den Naturwissenschaften, international wettbewerbsfähig zu machen; selbst die Vorbereitung aufs College ist ungenügend.[13] Auch die materielle Infrastruktur befindet sich in einem schlechten Zustand. Viele amerikanische Schulen, Krankenhäuser, Straßen, Brücken, Häfen und Flughäfen sind dringend reparaturbedürftig.[14] Eine Lösung all dieser Probleme wird ein Ausmaß an Zusammenarbeit von Demokraten und Republikanern erforderlich machen, das im Moment lächerlich unwahrscheinlich erscheint.


  Hinter all diesen Verfallserscheinungen jedoch verbirgt sich eine solide Grundlage für den Wiederaufschwung Amerikas. Trotz der notwendigen Kürzung der Verteidigungsausgaben werden die Vereinigten Staaten auch weiterhin weit mehr Geld für militärische Hard Power ausgeben, als jeder potentielle Rivale ausgeben könnte. Dies allein wird garantieren, dass Amerika ein begehrter Sicherheitspartner bleibt, insbesondere dann, wenn sich kleinere Staaten durch den Aufstieg von Regionalmächten veranlasst sehen, Schutz zu suchen. Auch die amerikanische Soft Power wird weiterhin ein unschätzbar wertvoller nationaler Aktivposten sein. Mandarinchinesisch wird das Englische nicht als die beliebteste Zweitsprache der Welt ersetzen, noch wird irgendein einzelnes Land die kulturelle Anziehungskraft Amerikas übertreffen oder eine konkurrierende politische oder sozioökonomische Ideologie anbieten, wie es die Sowjetunion während des Kalten Krieges getan hat. Und schließlich ist ein intelligent gesteuerter marktwirtschaftlicher Kapitalismus trotz des Schadens, der kürzlich entstand, weil es Washington nicht gelang, seinen finanzwirtschaftlichen Sektor effektiv zu regulieren, nach wie vor der weltweit einzig verlässliche Motor, um dauerhaften Wohlstand zu generieren. Unternehmerisches Handeln ist und bleibt ein grundlegender amerikanischer Wert und eine zentrale amerikanische Stärke.


  Trotz aller Probleme ist die amerikanische Demokratie dank ihrer Belastbarkeit und der Transparenz ihrer Institutionen auch weiterhin eine Inspiration für jene in den Entwicklungsländern, die nicht selbst bestimmen können, wie sie regiert werden. In jeder Generation werden wir aufs Neue daran erinnert, dass autoritäre Regierungen verwundbar sind. Sie können jahre- oder sogar jahrzehntelang die Illusion der Stabilität aufrechterhalten. Aber wenn sie fallen, kann sich der Zusammenbruch, wie wir 1989 überall in Osteuropa und 2011 in Nordafrika gesehen haben, mit erstaunlicher Geschwindigkeit vollziehen. Die Demokratien der Schwellenländer werden in ihrer gegenwärtigen Form mit viel größerer Wahrscheinlichkeit überdauern, aber selbst in Indien, Brasilien und der Türkei werden die Institutionen in den kommenden Jahren einem schweren Härtetest unterzogen werden, wenn die G-Null Probleme verursacht, die die noch in der Entwicklung begriffenen Volkswirtschaften dieser Länder erschüttern.


  Trotz dieser Schwächen anderer Länder und trotz der grundlegenden Stärken Amerikas wird der Entscheidungsspielraum Washingtons durch die G-Null eingeschränkt werden. Die unmittelbarste Frage, die sich den amerikanischen Entscheidungsträgern stellt, wird darin bestehen, wie sie die Unterstützung der eigenen Bevölkerung für den Schutz der vitalen außenpolitischen Interessen der USA aufrechterhalten können, obwohl das internationale Ansehen des Landes gelitten hat. Die intensive Konzentration der amerikanischen Politik auf die Staatsschulden und die langen Kriege in Afghanistan und im Irak haben in der amerikanischen Öffentlichkeit das Verlangen nach einer scharfen Reduktion der amerikanischen Rolle in der Welt stärker werden lassen, als es seit der Zeit vor dem Angriff auf Pearl Harbor je gewesen ist. Bei einer Umfrage über »langfristige politische Prioritäten«, die das Pew Research Center im Mai 2011 durchführte, waren die einzigen Ziele, die von einer Mehrheit der Befragten bejaht wurden, die Sicherung der Arbeitsplätze, der Schutz der USA vor terroristischen Angriffen und die Reduktion der US-amerikanischen Abhängigkeit von importierter Energie. Der Anteil, der »eine Reduktion der amerikanischen Verpflichtungen in Übersee« befürwortete, war von 26 Prozent im September 2001 auf 46 Prozent im Mai 2011 gestiegen. Die »Förderung der Demokratie« im Ausland wurde nur von 13 Prozent der Befragten befürwortet, und fast die Hälfte fand richtig, dass »sich die Vereinigten Staaten, was die Außenpolitik betrifft, um ihre eigenen Angelegenheiten kümmern sollten«.2


  Auch Washingtons Verbündete in der Nato werden den USA bei den Verteidigungslasten nicht helfen. In dem Jahrzehnt nach den terroristischen Angriffen am 11. September sanken die europäischen Verteidigungsausgaben um 15 Prozent, und wegen der Haushaltskrisen in mehreren europäischen Ländern drohen sie in den nächsten Jahren sogar noch stärker zu sinken. Die globale ökonomische Volatilität und die zunehmende Intensität regionaler Konflikte, insbesondere in Asien und im Nahen Osten, werden die Begeisterung der amerikanischen Wähler und der amerikanischen Verbündeten für kostspielige Interventionen im Ausland sicherlich noch weiter dämpfen. Das sind eine Menge Widerstände, die Politiker überwinden müssen, wenn sie sich gegen einen neuen Isolationismus aussprechen, aber genau das ist notwendig, wenn sich Amerika auf die Post-G-Null-Welt vorbereiten soll.


  Lehren aus dem Kapitel Gewinner und Verlierer


  Wenn so viele Faktoren das Selbstvertrauen der USA belasten, wie können sie dann die Wiederbelebung für die Post-G-Null-Welt leisten? Die besten Antworten auf diese Frage finden sich in den Voraussagen, die in diesem Buch in Bezug auf Gewinner und Verlierer der G-Null-Ära gemacht wurden. Gleichgültig, ob es sich um Länder oder Unternehmen handelt, haben Verlierer die Tendenz, sich gegen die Veränderungen in ihrer Welt zu wehren oder diese zu ignorieren. Sie operieren in einer Wunschwelt, leben über ihre Verhältnisse und weigern sich, Kosten zu teilen oder die Regeln anderer Instanzen zu akzeptieren. Gewinner akzeptieren die Welt, wie sie ist. Sie nehmen keine Rücksicht auf ihre eigene Eitelkeit, lernen aus ihren Fehlern, passen sich an neue Umstände an, führen wenn möglich Innovationen durch, schließen Partnerschaften wenn nötig und schöpfen ihre zentralen Stärken aus.


  Nicht eitel zu sein bedeutet einzusehen, dass die Lösungen, die Amerika aufzwingt, nicht immer die besten sind. Nicht jedes Entwicklungsland ist reif für eine Mehrparteiendemokratie und die weitgehende Privatisierung einer zuvor stark kontrollierten Wirtschaft. Amerikanische Politiker müssen mehr tun, als nur zu sagen, dass sie das verstehen. Sie müssen es beweisen, indem sie lokale Lösungen für lokale Probleme zulassen. Aus Fehlern lernen bedeutet zu akzeptieren, dass Schulden ernst genommen werden müssen, dass Kompromissbereitschaft eine Tugend ist und dass selbst ein Riese nicht über seine Verhältnisse leben kann. Die Anpassung an neue Umstände bedeutet, das man eine doktrinäre Herangehensweise an die Probleme des Landes vermeidet. Wer gestärkt aus der G-Null-Ära hervorgehen will, muss in Bezug auf Probleme wie Energiesicherheit, das wachsende Bedrohungspotential im Cyberspace, die Weiterverbreitung von Atomwaffen, Terrorismus und Klimawandel innovative Ansätze entwickeln, und Washington wird seine Stärke maximieren müssen, indem es sich bei jedem einzelnen Problem um Partnerschaften mit einer in ständigem Wandel begriffenen Konstellation möglicher Verbündeter bemüht.


  Vor allem jedoch sollten die Amerikaner auf die zentralen Stärken ihres Landes vertrauen. Dauerhafte Macht kommt von innen. Das wichtigste Ziel der politischen Entscheidungsträger in den Vereinigten Staaten sollte darin bestehen, die Sicherheit des Landes zu stärken, indem sie seine Schuldenlast stark vermindern. Keine Reform, die nicht zur Verschlankung von Amerikas heiligen Kühen führt, kann dieses Ziel erreichen. Die meisten Republikaner wollen insbesondere in den Bereichen Soziale Sicherheit und Gesundheitsversorgung die steigenden Sozialausgaben kürzen, und noch in vielen anderen Bereichen die Staatsausgaben senken. Sie sind jedoch gegen substantielle Kürzungen im Militärbereich und schwören, für keinen einzigen Amerikaner die Steuern zu erhöhen. Die meisten Demokraten wollen durch Steuererhöhungen, insbesondere für die reichsten Amerikaner, und durch eine erhebliche Kürzung der Militärausgaben zu einer Senkung des Defizits beitragen. Sie wollen durch massive Staatsausgaben für Infrastrukturprojekte, die viele Arbeitsplätze schaffen und die Wettbewerbsfähigkeit der USA langfristig verbessern, den nächsten Wachstumsschub in Amerika auslösen. Zugleich sprechen sie sich energisch gegen jede relevante Kürzung in der Alters- und Gesundheitsversorgung aus.


  Angesichts dieser Realität wird deutlich, dass es selbst in den USA möglich ist zu scheitern. Nichts an der amerikanischen Wiederbelebung ist unvermeidlich. Wenn zu viele Abgeordnete an dem Gedanken festhalten, dass die politischen Notwendigkeiten des Augenblicks immer mehr zählen als Investitionen in die langfristige Zukunft des Landes, wenn sie handeln, als wäre die absolute Treue zur reinen Lehre ihrer Partei eine Kardinaltugend und als wären Kompromisse nur ein Mangel an Willensstärke, dann müssen wir mit einer langwierigen, vielleicht sogar endgültigen Beschädigung des Selbstvertrauens und der wirtschaftlichen Dynamik der USA rechnen.


  Die gute Nachricht lautet, dass die harten Krisen der G-Null-Ära unter Umständen zu internationaler Kooperation führen, wo es früher keine gab, und dass wegen der wirtschaftlich schweren Zeiten in den USA Dinge auf den Verhandlungstisch kommen werden, die früher als nicht verhandelbar galten. Jede Seite kann der anderen Deckung geben, wenn unpopuläre Entscheidungen getroffen werden müssen, insbesondere wenn diese von den Wählern erzwungen werden, weil sie die kleinliche Parteipolitik satt haben. Die Amerikaner werden höhere Steuern zahlen, sie werden später in den Ruhestand gehen und sie werden weniger Rente und weniger großzügige Leistungen in der Gesundheitsversorgung bekommen.


  Es könnte eine lebensfähige dritte Partei, oder wahrscheinlicher, ein stärkeres Gefühl der nationalen Krise brauchen, damit sich das Land zu Kompromissen bereitfindet. Aber eine kritische Masse von Demokraten und Republikanern wird sich wahrscheinlich viel eher auf schmerzhafte Kompromisse einlassen, wenn Wähler, die keine feste Bindung an eine der beiden Parteien haben, diejenigen bestrafen, die die Notwendigkeit für einen umfassenden Wandel ignorieren. Ohne diesen nationalen Ausgleich werden die Vereinigten Staaten aus der G-Null-Ära mit weniger Stärke, weniger Selbstvertrauen und einem geringeren Lebensstandard hervorgehen, und sie werden der Welt weniger zu bieten haben als zuvor.


  Die amerikanische Außenpolitik muss diese Notwendigkeit einer Wiederherstellung der amerikanischen Vitalität wiederspiegeln. Präsident Obama ist vom politischen Gegner heftig kritisiert worden, weil er sich weigerte, eine konsistente außenpolitische Doktrin zu formulieren und den Vorsatz entwickelte, »von hinten zu führen«. Aber das Amerika der G-Null-Ära kann es sich nicht leisten, bei jeder Schlacht in vorderster Front zu stehen, und es braucht keine außenpolitische Doktrin, die es seinen Freunden und Feinden erlaubt vorauszuahnen, wie es auf eine hypothetische Kombination von Umständen reagiert. Stattdessen brauchen die US-amerikanischen Entscheidungsträger eine konsistente Kombination breiter Grundsätze, an denen sich ihre Handlungen orientieren. Zu diesen Grundsätzen sollten sowohl die Beachtung der Kosten als auch die Flexibilität gehören, adäquat auf die unterschiedlichsten Umstände zu reagieren. Eine ideologisch motivierte Außenpolitik ist ein Luxus, den sich das Amerika der G-Null-Ära nicht leisten kann.


  Die Volksvertreter werden mit weniger mehr erreichen müssen und um eine Kürzung der Verteidigungsausgaben nicht herumkommen. Obwohl die Vereinigten Staaten nach dem Ende des Kalten Krieges keinen ebenbürtigen Rivalen hatten, stiegen von 1998 bis 2010 jedes Jahr die Verteidigungsausgaben. Lawrence Korb, ein Regierungsbeamter des Verteidigungsministeriums in der Regierung Reagan, vertritt die Ansicht, dass eine Kürzung von einer Billion Dollar in den nächsten 10 bis 12 Jahren die nationale Sicherheit der USA nicht gefährden würde.3 Die Vereinigten Staaten der G-Null-Ära können es sich nicht leisten, Soldaten zu stationieren, wo keine gebraucht werden, oder Milliarden in Waffen zu investieren, die dafür konstruiert sind, die Kriege des 20. Jahrhunderts zu gewinnen. Die sorgfältige Abwägung von Kosten und Nutzen wird zur täglichen Notwendigkeit werden. Wenn in der Vergangenheit Verteidigungsausgaben gekürzt wurden, waren zu häufig innenpolitische, und nicht militärische Erwägungen entscheidend für den Gegenstand und die Höhe der Kürzungen.


  Um die Unterstützung wichtiger Volksvertreter zu gewinnen, müssen die Härten, die mit der Schließung von Militärstützpunkten, mit Personalkürzungen und mit verkleinerten Rüstungsaufträgen verbunden sind, auf möglichst viele Schultern verteilt werden, obwohl die einflussreichsten Abgeordneten oft damit durchkommen, ihre eigenen Wähler auf Kosten anderer zu schützen. Es ist nicht realistisch (und nicht wünschenswert), dass Kongressmitglieder, insbesondere in wirtschaftlich harten Zeiten, die Bedürfnisse ihrer Bundesstaaten und Wahlkreise ignorieren, aber im Interesse der Landesverteidigung sollten Ausgabenkürzungen vor allem auf langfristigen strategischen Berechnungen militärischer Planer beruhen und nicht auf den kurzfristigen politischen Bedürfnissen von Abgeordneten. Wer in diesen Fragen nur über eng begrenzte Kenntnisse verfügt, sollte nicht bestimmte Stützpunkte oder Waffensysteme für die Abschaffung auswählen. Stattdessen könnte er denen, die diese Entscheidungen treffen, vielleicht zu der Einsicht verhelfen, dass in einer G-Null-Welt, insbesondere in Asien, regionale Konflikte besonders häufig sind und dass wirtschaftliche Druckmittel oder Cyberangriffe oft von Staaten eingesetzt werden, die einen Krieg, der mit Flugzeugen, Panzern und Soldaten geführt wird, nicht gewinnen können.


  Die politischen Entscheidungsträger sollten auch erkennen, dass Washington unter Umständen sogar in einer G-Null-Welt die Chance bekommt, kostengünstig zu führen. Es hat unsere Anerkennung verdient, dass die Regierung Obama 2011 eine solche Gelegenheit voll nutzte. Nachdem der libysche starke Mann Muammar al-Gaddafi praktisch die ganze Welt gegen sich aufgebracht hatte, kündete er an einem Februarabend im Radio an, dass seine Soldaten sich auf der Suche nach Rebellen Bengasi näherten. »Macht euch auf etwas gefasst heute Nacht«, verkündete der Diktator, »wir finden euch in euren Schränken.« Aus Angst davor, dass Gaddafi seine eigene Bevölkerung in Massen abschlachten würde, rief die Arabische Liga dazu auf, über dem Land eine Flugverbotszone einzurichten. Die USA und ihre europäischen Verbündeten nutzten die Gelegenheit, um die Resolution 1973 durch den Weltsicherheitsrat zu bringen, eine Erklärung, die es den Westmächten erlaubte, das libysche Volk mit »allen notwendigen Maßnahmen« zu schützen.4 Das Mandat war so weit gefasst, dass es der Nato den politischen Rückhalt verschaffte, um Gaddafi letztlich durch ihre Bombenangriffe zu stürzen.


  Am Ende konnten die Vereinigten Staaten dank einer Kombination von diplomatischer Unterstützung der arabischen Liga, dem entschlossenen (wenn auch amateurhaften) Kampf libyscher Rebellen und der Luftangriffe der amerikanischen Nato-Verbündeten als Führer in letzter Instanz agieren. Washington übernahm zu viel von den finanziellen Kosten, aber der Massenmord wurde verhindert, die Verbündeten übernahmen den größten Teil der Luftangriffe, nur die Libyer kämpften am Boden,[15] und Gaddafi wurde besiegt und getötet, ohne dass ein einziger Amerikaner ums Leben gekommen wäre.


  Solche Umstände sind selten. Eine Intervention zur Unterstützung der Massenproteste im Iran nach den umstrittenen Wahlen von 2009 wäre nicht möglich gewesen, und sie wäre auch in Ägypten nicht erwünscht gewesen, als der Aufstand tobte, durch den Mubarak letztlich gestürzt wurde. In beiden Fällen war es besonders für die Demonstranten selbst wichtig, dass die Staatsmacht von Einheimischen und nicht von Ausländern herausgefordert wurde. Langwierige Okkupationen wie im Irak und in Afghanistan werden auf Jahre hinaus nicht mehr möglich sein, weil sie zu teuer sind. Trotzdem werden die Amerikaner dank ihrer Militärmacht, selbst wenn der Militärhaushalt erheblich gekürzt wird, weitere Gelegenheiten haben, etwas für das Gemeinwohl der Welt zu tun. Es ist wichtig, von diesen Gelegenheiten so viel wie möglich Gebrauch zu machen. Wenn nämlich Amerika bei der Gestaltung der Post-G-Null-Ordnung eine führende Rolle spielen will, muss es die internationale Nachfrage für amerikanische Führung erfüllen.


  Wieder in die Globalisierung investieren


  Kein außenpolitisches Instrument ist letztlich kostengünstiger als ein gut ausgehandeltes Freihandelsabkommen. Der Handel wird sowohl für die Erholung der amerikanischen Wirtschaft als auch für den Erfolg der amerikanischen Außenpolitik während der G-Null-Ära und darüber hinaus von entscheidender Bedeutung sein. Nirgends sind Handelsverbindungen wichtiger als in Asien, der Region mit dem größten Potential sowohl für Geschäfte als auch für Konflikte. Wie wir gesehen haben, nehmen überall in Asien die Spannungen zu, da viele Staaten das Gefühl haben, sie müssten zwischen einem Sicherheitsbündnis mit den USA und einer Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen mit China wählen. Peking ist sich dieser Spannung bewusst und tut sein Möglichstes, um dafür zu sorgen, dass den Wirtschaftsbeziehungen der Vorzug gegeben wird.


  Es hat in den letzten Jahren eine Reihe lukrativer Handelsverträge geschlossen, darunter ein bahnbrechendes Handelsabkommen mit dem Verband Südostasiatischer Nationen (ASEAN). Es trat Anfang 2010 mit sechs der Mitgliedsstaaten in Kraft.[16] Das Freihandelsabkommen zwischen China und den ASEAN-Staaten ist heute dem Handelsvolumen nach das drittgrößte Handelsabkommen der Welt und erstreckt sich auf ein Gebiet mit einer Bevölkerung von 1,9 Milliarden Menschen. Wenn man jedes ASEAN-Land einzeln zählt, hat China inzwischen 17 Handelsabkommen geschlossen, darunter 13 in Asien, und das chinesische Handelsvolumen mit den ASEAN-Staaten ist von 32 Milliarden im Jahr 2000 auf mehr als 250 Milliarden im Jahr 2010 gestiegen.


  Pekings Motive sind nicht nur geschäftlicher Natur. Es macht eine kluge wirtschaftliche Integrationspolitik, die China stärker mit der Politik Asiens verbindet, die das Schicksal seiner Nachbarn positiv mit seinem eigenen wirtschaftlichen Aufstieg verknüpft und die dafür sorgt, dass Amerika, Europa und Japan für die Volkswirtschaften von Indonesien, Thailand, Singapur, Vietnam und den Philippinen weniger wichtig werden. Insbesondere Amerika nutzt seine Chancen nicht. Der amerikanische Anteil am asiatischen Handel fiel von 35 Prozent im Jahr 1990 auf nur noch 18 Prozent im Jahr 2008. Washington kann es sich nicht leisten, aus Asien verdrängt zu werden, wenn es seine Wirtschaft wiederbeleben und die Entwicklung der wichtigsten und potentiell volatilsten Region der Welt beeinflussen will. Deshalb steckt die Regierung Obama so viel Energie in Verhandlungen über die Transpazifische Partnerschaft, an denen Australien, Chile, Malaysia, Neuseeland, Peru, Singapur, Vietnam und die Vereinigten Staaten beteiligt sind. Japan hat ebenfalls Interesse an den Verhandlungen bekundet, China ist auffällig abwesend.


  Der wichtigste Grund für Washington, wieder in den Handel zu investieren, besteht darin, dass es sich dabei um einen Bereich handelt, im dem die Amerikaner sehr gut sind. In den letzten paar Jahrzehnten haben sie gelernt, dass die Vereinigten Staaten längst nicht das einzige Land sind, das vom freien Austausch von Ideen, Informationen, Menschen, Waren und Dienstleistungen profitiert. All die politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Stärken, die Amerika zu etwas Besonderem machen, kommen in der Arena des offenen Wettbewerbs am besten zur Geltung. Wenn die G-Null eine Ära der neuen Mauern und neuen Beschränkungen wird, sind die Amerikaner gezwungen, in einem Spiel anzutreten, das nicht das Ihre ist. Aber wenn die Zukunft durch die Fähigkeit, Erfindungen zu machen und Innovationen durchzuführen, zu rationalisieren, Marken zu entwickeln und zu verkaufen, bestimmt ist, wird Amerika schwer zu schlagen sein.


  In der Zwischenzeit wird Washington die Grenzen der amerikanischen Führung in einer G-Null-Welt akzeptieren müssen. Die Amerikaner müssen Verpflichtungen aufgeben, die sie nicht mehr erfüllen können, und die Stärke der Nation von innen heraus wieder aufbauen. Sie müssen sich auch weiterhin in der Weltpolitik engagieren, sobald es um ihre vitalen nationalen Interessen geht, und sie müssen nach kostengünstigen Wegen suchen, um die Nachfrage nach amerikanischer Führung aufrechtzuerhalten. Wenn weitsichtige politische Entscheidungsträger in den USA diese Periode des Übergangs dafür nutzen, traditionelle Bündnisse zu vertiefen, die sowohl auf gemeinsamen Werten als auch auf gemeinsamen Interessen beruhen, und sich neue Partner und Verbündete zu suchen, haben sie auf dem Weg, Amerika in der nächsten Welt unverzichtbar zu machen, einen wichtigen Schritt nach vorn getan.


  DANK


  Die meisten Bücher sollten Essays sein. Die meisten Essays Kommentare. Die meisten Kommentare Blogeinträge. Die meisten Blogeinträge Tweets. Und die meisten Tweets hätten nie abgeschickt werden sollen.


  Ein Buch zu schreiben kommt einem heutzutage noch gewagter vor, als Hoffnung zu haben; es ist einfach so viel los da draußen. Deshalb zunächst einmal: Vielen Dank, lieber Leser. Sie sind bis hierher gekommen, und ich bin Ihnen zutiefst dankbar. Ich hoffe, Sie finden, dass Macht-Vakuum eindeutig eine Ausnahme von der Regel ist.


  Wenn ja, dann nur weil ich von allen möglichen genialen Leuten profitiert habe, die mir halfen herauszufinden, was abgeht. Ich danke all meinen Freunden und Kollegen, die bereit waren, sich meine Gedanken anzuhören und sie zu verbessern: Peter Apps, Matthew Bishop, Vint Cerf, Steve Clemons, Jared Cohen, Sam DiPiazza, Catherine Fieschi, Chrystia Freeland, David Fromkin, Martina Gmur, Ken Griffin, Nikolas Gvosdev, Guy Hands, Ken Hersh, Zachary Karabell, Tom Keene, Parag Khanna, Sallie Krawcheck, Dan und Eric Loeb (nicht verwandt), Steve Mann, Maziar Minovi, Bijan Mossavar-Rahmani, Nader Mousavizadeh, Martin Nagele, Mary Pang, Niko Pfund, Juan Pujadas, Gideon Rachman, Doug und Heidi Rediker, Joel Rosenthal, Marci Shore, Doug Shuman, Martin Sorrell, Larry Summers, Nick Thompson, Enzo Viscusi, Fareed Zakaria und Bob Zoellick.


  Nouriel Roubini ist seit etwa einem Jahrzehnt mein Verbündeter. Wir sind von der Einstellung her ein seltsames Paar. Nouriel sieht ein Glas, das fast leer ist; ich bin einfach froh, dass überhaupt Wasser drin ist. Ich probierte die G-Null-Theorie an ihm aus, bevor ich damit begann, dieses Buch zu schreiben, und wir schrieben letztes Jahr zusammen einen Essay darüber, um die Sache ins Gespräch zu bringen. Ich danke ihm herzlich dafür. (Dank auch an Gideon Rose, den, damals neuen, Herausgeber von Foreign Affairs, weil er den Artikel so schnell veröffentlichte!)


  Ich habe das Glück, David Gordon zu meinen besten Freunden zu zählen. Er ist brillant und ausgewogen und ein wirklich liebenswerter Mensch. Als ich ihm zum ersten Mal die Idee der G-Null vorstellte, stritten (äh, diskutierten) wir wochenlang über die Auswirkungen. Letztlich hat David mein Denken über die Welt auf zahllose Arten bereichert, und hoffentlich auch einige alte Gewissheiten erschüttert. Sein Rat und seine Kommentare waren unschätzbar wertvoll.


  Es ist jetzt fast 15 Jahre her, seit ich die Eurasia Group gegründet habe, heute eine blühende Inselgruppe für eigenwillige Politologen auf Abwegen. Gemeinsam mit David habe ich das Glück, mit Freunden zusammenzuarbeiten, von denen ich viele schon seit der Schulzeit kenne. Die Zusammenarbeit ist aufrichtig und sauber und ein echter Genuss. Sie kennen meine Schwächen, und sie stellen mich zur Rede, wenn ich schwierig bin. Oder wenn ich unrecht habe.


  Das fängt beim Rückgrat der Eurasia Group an: dem Forschungsteam. Seine Mitglieder sind wundervoll, und ich würde ohne sie ganz anders schreiben. Ich danke ihnen allen: Dan Alamariu, Erasto Almeida, Antonio Barroso, Allyson Benton, Heather Berkman, Aditya Bhattacharji, Alex Brideau, Shamila Chaudhary, Carroll Colley, Nick Consonery, Patrick Cullen, Daniil Davydoff, Philippe de Pontet, Seema Desai, James Fallon, Evan Feigenbaum, Gemma Ferst, Helen Fessenden, Jeff Finch, James Clinton Francis, Anne Fruhauf, Iku Fujimatsu, Chris Garman, Nitzan Goldberger, Jeremy Gordon, Risa Grais-Targow, John Green, Samantha Grenville, Stephanie Haffner, Crispin Hawes, Bob Herrera-Lim, Emily Hoch, Robert Johnston, Filipa Jorge, Ayham Kamel, Jesse Kaplan, Daniel Kerner, Famke Krumbmuller, Cliff Kupchan, Jennifer Lee, Shaun Levine, Yael Levine, Damien Ma, Courtney Rickert McCaffrey, Aditi Marisetti, Naz Masraff, Michal Meidan, Marc Mercer, Jun Okumura, Leslie Palti-Guzman, Will Pearson, Wolfango Piccoli, Greg Priddy, Mujtaba Rahman, Carlos Ramirez, Divya Reddy, Sasha Riser-Kositsky, Scott Rosenstein, Hani Sabra, Ross Schaap, Scott Seaman, Adam Siegel, Otilia Simkova, David Sloan, Jenia Ustinova, Christopher Walker, Sean West und Jack Zhang.


  Willis Sparks arbeitet seit sieben Jahren und Gott weiß wie vielen Büchern (vier) mit mir zusammen. Er ist unersetzlich. Ich bin völlig darin vernarrt, mit ihm zu arbeiten. Unsere Beziehung ist inzwischen erstaunlich intuitiv; ich habe zu schätzen gelernt, wie Willis mit seinen Gedanken meine verlängert und bereichert. Vor einem Jahr rief mich der unglaublich junge und talentierte Andrew Ross Sorkin an und sagte, wenn ich einen hervorragenden Rechercheur brauche, habe er genau den richtigen Mann für mich. Ich heuerte Mike Sard praktisch sofort an, und seine Recherchen für dieses Buch waren unersetzlich. Beiden danke ich herzlich.


  Alle haben verschiedene Hauptberufe bei der Eurasia Group, aber wenn es um Werbung, Marketing, Terminplanung und alles andere geht, was sich vom fertigen Manuskript bis zur Werbung für das fertige Buch erstreckt, sind Jen Dixon, Emma Lindqist, Alex Lloyd und Jenna Rosebery das A-Team. Sie sind einfach reizend, und sie »checken es«. Es ist ein Privileg, mit ihnen allen zusammenzuarbeiten.


  Seit meinem Studium habe ich nicht mehr zwei Bücher hintereinander beim gleichen Verleger herausgebracht. Ich hoffe, das bedeutet nicht, dass es unmöglich ist, mit mir zu arbeiten. Ich habe es jedenfalls sehr genossen, mit Adrian Zackheim bei Portfolio zu arbeiten. Er kennt das Geschäft in- und auswendig und hat sich nicht gescheut, mir das zu zeigen. Profitiert habe ich auch von der unerschütterlichen Begeisterung von Allison McLean, der PR-Leiterin bei Portfolio, und ihrer Kollegin Jacquelynn Burke. Danken möchte ich auch meinem außerordentlich begabten und jetzt erfahrenen Lektor Courtney Young und unseren Presseagentinnen Angela Hayes und Lynn Goldberg, die alle schon bei Das Ende des freien Marktes hervorragende Arbeit geleistet haben. Es ist mir ein Vergnügen, mit ihnen allen erneut zu tun zu haben.


  Rafe Sagalyn hatte mir seit etwa fünf Jahren hartnäckig (und geduldig) mitgeteilt, dass er mein Agent sein sollte. Schließlich hörte ich auf ihn. Er ist der perfekte Profi. Meine Anerkennung für die liebe Kirsten Sandberg, die uns damals miteinander bekannt gemacht hat.


  So viel zum Wagnis des Bücherschreibens. Was die Hoffnung betrifft, muss ich zugeben, dass mir die Idee der G20 sehr gut gefällt. Es wäre wirklich was, wenn sie funktionierte. Auch für einen globalen Klimavertrag und ein neues Freihandelsabkommen könnte ich mich begeistern. Und für ein Pony. Ich hoffe, du hast das gehört, Nikolaus.


  New York


  Januar 2012


  Fußnoten


  [1] Die New York Post trieb es mit der Schlagzeile »Booty Gaul« (Weiberarsch-Gallier) wahrscheinlich am weitesten.


  [2] Tatsächlich war der Posten, schon bevor Lagarde Strauss-Kahn ersetzte, 26 von 33 Jahren mit Franzosen besetzt gewesen.


  [3] Durch den Krieg verloren die USA etwa 0,33 Prozent ihrer Bevölkerung. Das ist ein hoher Blutzoll, aber nichts im Vergleich zum Verlust von 10 Prozent der Bevölkerung in Deutschland und fast 14 Prozent in der Sowjetunion.


  [4] Erinnern Sie sich noch an die Montreal Expos? Sie sind inzwischen die Washington Nationals.


  [5] Von 1970 bis 1986 stieg der amerikanische Anteil an den Exporten der Tigerstaaten von 22 auf 37 Prozent, während der amerikanische Anteil an ihren Importen von 32 auf 17 Prozent fiel.


  [6] Google gehört zu den wenigen Firmen, die bereit sind, dieses Thema öffentlich zu diskutieren.


  [7] Die Wendung wurde nicht wirklich von Obama geprägt. Sie wird einem nicht genannten Regierungsbeamten zugeschrieben, der Obamas Umgang mit Libyen unter Gaddafi beschrieb. Laut Ryan Lizza, dem Journalisten, der im New Yorker den Kommentar mit der Wendung »Führung von hinten« schrieb, wurde das Konzept schon Jahre zuvor von Mandela vertreten. Ryan Lizza, »Leading from Behind«, New Yorker, 27. April 2011, http://www.newyorker.com/online/blogs/newsdesk/2011/04/leading-from-behind-obama-clinton.html.


  [8] Ende 2011 zeigte Myanmar Anzeichen, dass es ein Drehpunktstaat werden wollte. Es machte politische Konzessionen und änderte seine Rhetorik, was ihm einen Besuch der amerikanischen Außenministerin Hilary Clinton eintrug. Es ist noch offen, ob Myanmar den neuen Kurs konsequent weiterverfolgt, aber selbst seine Führung hat erkannt, dass es vorteilhafter ist, mehrere Partner als nur einen mächtigen Freund zu haben.


  [9] Angesichts der Wichtigkeit des Drogenhandels für das organisierte Verbrechen und des Stroms von Drogen, der über die Grenze fließt, ist sogar die informelle Wirtschaft Mexikos stark von den USA abhängig.


  [10] Sie warnten jedoch, dass die beiden Staaten durch Schulden miteinander verbunden seien, und vertraten später die Ansicht, durch die Finanzkrise sei ein Bündnis zerstört worden, das schon immer unnatürlich gewesen sei.


  [11] Relative Stabilität: Es gab mehrere kleinere Kriege und Revolutionen in der Periode.


  [12] Heute lebt mehr als eine Million Taiwaner auf dem Festland.


  [13] Zwischen 1995 und 2008 fielen die Vereinigten Staaten unter den OECD-Ländern vom 2. auf den 13. Platz zurück, was den Anteil von College-Absolventen an der Gesamtbevölkerung betrifft.


  [14] Zwischen 2001 und 2011 fielen die Vereinigten Staaten in der Bewertung der Infrastruktur durch das Weltwirtschaftsforum vom 7. auf den 23. Platz zurück.


  [15] Wenigstens auf Seiten der Rebellen; für Gaddafi kämpften Söldner aus mehreren anderen afrikanischen Ländern.


  [16] Die restlichen vier Länder werden bis 2015 allmählich aufgenommen.
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